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Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen den Entwurf zu einer Änderung des Gesetzes über die Verwaltungsrechts-
pflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG) für die 1. Beratung zur Beschlussfassung und erstat-
ten Ihnen dazu folgenden Bericht. 

Zusammenfassung 

Aufgrund verschiedener überwiesener parlamentarischer Vorstösse war eine Änderung des Geset-
zes über die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG) vom 4. Dezember 
2007 mit Fremdänderungen an die Hand zu nehmen. Hinzu kam weiterer Handlungsbedarf, einer-
seits aufgrund der Anwendung des VRPG, welches nun seit gut 14 Jahren in Kraft ist, andererseits 
aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung der Verwaltungs- und Verwaltungsjustizverfahren. 

Die Änderungen oder Ergänzungen aufgrund der Erfahrungen mit dem VRPG betreffen im Wesentli-
chen Fragen im Zusammenhang mit Parteirechten und Parteipflichten sowie Aspekte der Verfah-
rensführung (Sistierung, Zwischenentscheide, Mediation, Ausstand, Erledigung, Kostenverlegung). 

Bei der Digitalisierung des Rechtsverkehrs beschränkt sich die Revision auf Regelungen, die unab-
hängig von den laufenden Bestrebungen beim Bund sind, um nicht Bestimmungen zu erlassen, die 
in wenigen Jahren wieder geändert werden müssen. Das betrifft vor allem das Bundesgesetz über 
den elektronischen Identitätsnachweis und andere elektronische Nachweise (E-ID Gesetz, BGEID) 
und das Bundesgesetz über die Plattform für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ), 
die beide in Erarbeitung sind und Auswirkungen auf die kantonalen Verfahren haben werden. 

Vorliegend geklärt werden Begrifflichkeiten wie schriftlicher Verkehr, elektronischer Verkehr etc. so-
wie die Voraussetzungen für den elektronischen Verkehr definiert. Dabei wird der bisherige Ansatz 
beibehalten, wonach im Gesetz eine allgemein und umfassend geltende Regelung zum elektroni-
schen Rechtsverkehr getroffen wird, welche technologieneutral formuliert ist und die wichtigsten 
Grundzüge festhält. Im Übrigen erfolgt eine Rechtsetzungsdelegation an den Regierungsrat, damit 
dieser flexibel Anpassungen an technische und organisatorische Entwicklungen regulieren kann. Im 
Weiteren soll die Möglichkeit vollständig automatisierter Entscheide im erstinstanzlichen Verfahren 
geschaffen werden. 

Das Gesetz über die politischen Rechte (GPR) vom 10. März 1992 wird insofern geändert, als dass 
die Beschwerdefristen für Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbeschwerden auf kommunaler 
Ebene sowie für Beschwerden gemäss § 71 GPR verlängert werden.  

Mit einer Fremdänderung des Gesetzes über die Grundzüge des Personalrechts (Personalgesetz, 
PersG) vom 16. Mai 2000 soll die kantonale Schlichtungskommission für Personalfragen zukünftig 
auch für öffentlich-rechtliche Angestellte der Gemeinden zuständig sein.  

Die Bestimmung in der Bauverordnung (BauV) vom 25. Februar 2011, wonach Anträge der Einwen-
dung nicht mehr erweitert werden können, soll stufengerecht im Gesetz über Raumentwicklung und 
Bauwesen (Baugesetz, BauG) vom 19. Januar 1993 verankert werden. 
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1. Ausgangslage 

1.1 Parlamentarische Vorstösse 

1.1.1 (15.120) Motion Dr. Lukas Pfisterer und Thierry Burkart betreffend Stärkung der Demo-
kratie bei Bauprojekten 

Am 23. Juni 2015 reichten Dr. Lukas Pfisterer und Thierry Burkart, beide FDP, die (15.120) Motion 
betreffend Stärkung der Demokratie und Vermeidung von verzögerndem Rechtsschutz nach Volks- 
und Parlamentsentscheiden zu konkret festgelegten Bauprojekten ein mit folgendem Antrag: 
"Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Grossen Rat die nötigen Gesetzesänderungen vorzuschla-
gen, damit der Rechtsschutz nach positiven Volks- und Parlamentsentscheiden zu konkreten, genü-
gend bestimmt festgelegten Projekten von Kanton und Gemeinden verwesentlicht wird. Der Rechts-
schutz darf insbesondere nicht missbraucht werden, um unterlegene politische Opposition immer 
wieder vorzubringen. Namentlich soll aufgezeigt werden, ob und wie der Instanzenzug für Bewilligun-
gen bzw. Rechtsmittel auf zwei verkürzt werden kann." 

Am 23. September 2015 erklärte sich der Regierungsrat bereit, die Motion entgegenzunehmen. Am 
17. November 2015 wurde sie stillschweigend überwiesen.  

Der Regierungsrat hat eine Auslegeordnung, wie sie von den Motionären verlangt wird, vorgelegt. Er 
hat in der Folge die Motion mit dem Jahresbericht 2021 zur Abschreibung beantragt. Der Grosse Rat 
hat dem Antrag der grossrätlichen Kommission für Aufgabenplanung und Finanzen (KAPF) auf Auf-
rechterhaltung mit 72 Stimmen gegen 65 Stimmen zugestimmt. In der vorliegenden Anhörungsvor-
lage für die Änderung des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegege-
setz, VRPG) vom 4. Dezember 2007 sind die Anliegen basierend auf der Auslegeordnung 
aufgenommen worden.  

1.1.2 (18.34) Motion Harry Lütolf betreffend Wahrung der Chancen- und Rechtsgleichheit im 
aargauischen Verwaltungsverfahren 

Am 6. März 2018 reichte Harry Lütolf, CVP, die (18.34) Motion betreffend Wahrung der Chancen- 
und Rechtsgleichheit im aargauischen Verwaltungsverfahren ein mit folgendem Antrag: 
"Das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG, 
SAR 271.200) vom 4. Dezember 2007 sei sinngemäss wie folgt zu ändern:  

§ 30 Absatz 1 (neu):  
1Die instruierende Behörde kann in Beschwerdeverfahren unter Ansetzung einer angemessenen 
Frist von einer Partei einen Anteil der mutmasslichen Verfahrenskosten als Kostenvorschuss erhe-
ben, wenn:  

a) diese in der Schweiz keinen Wohnsitz hat,  
b) diese aus einem erledigten und nicht mehr weiterziehbaren Verfahren vor einer aargauischen 

Verwaltungs- oder Gerichtsbehörde Kosten schuldet, oder  
c) diese als zahlungsunfähig erscheint".  

Am 23. September 2015 erklärte sich der Regierungsrat bereit, die Motion entgegenzunehmen. Am 
13. November 2018 wandelte der Grosse Rat die Motion in ein Postulat um und überwies es an den 
Regierungsrat. 

1.1.3 (18.137) Motion Dr. Lukas Pfisterer betreffend Einführung eines Schlichtungsverfahrens 
für öffentlich-rechtlich Angestellte der Gemeinden 

Am 26. Juni 2018 reichte Dr. Lukas Pfisterer, FDP, die (18.137) Motion betreffend Einführung eines 
Schlichtungsverfahrens bei Streitigkeiten aus einem öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis auf 
kommunaler Ebene ein mit folgendem Antrag: 
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"Der Regierungsrat wird eingeladen, die notwendigen Gesetzesanpassungen vorzunehmen, dass bei 
Streitigkeiten aus einem öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis auf kommunaler Ebene ein 
Schlichtungsverfahren durchzuführen ist".  

Am 12. September 2018 erklärte sich der Regierungsrat bereit, die Motion als Postulat entgegenzu-
nehmen. Am 13. November 2018 wandelte der Grosse Rat die Motion in ein Postulat um und über-
wies es an den Regierungsrat. 

1.1.4 (20.303) Motion Dr. Lukas Pfisterer und Suzanne Marclay-Merz betreffend Verlängerung 
Beschwerdefrist für Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbeschwerden 

Am 17. November 2020 reichten Dr. Lukas Pfisterer und Suzanne Marclay-Merz, beide FDP, die 
(20.303) Motion betreffend Verlängerung der Beschwerdefrist für Stimmrechts-, Wahl- und Abstim-
mungsbeschwerden in kantonalen und kommunalen Angelegenheiten ein mit folgendem Antrag: 
"Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Grossen Rat die nötigen Gesetzesänderungen vorzulegen, 
dass die Beschwerdefrist für Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbeschwerden in kantonalen und 
kommunalen Angelegenheiten neu wie folgt festgelegt wird: 

• vor dem Wahl-/Abstimmungstag bzw. Entscheid: 10 Tage seit der Entdeckung des Beschwer-
degrundes; 

• nach dem Wahl-/Abstimmungstag bzw. Entscheid: 30 Tage für Stimmrechts- und Abstimmungs-
beschwerden und 10 Tage für Wahlbeschwerden, wobei die Fristen mit Entdeckung des Be-
schwerdegrundes, spätestens aber mit der Veröffentlichung des Ergebnisses zu laufen beginnen. 

Dieselben gesetzlichen Fristen sollen für die Vernehmlassungen von Behörden gelten." 

Am 17. Februar 2020 erklärte sich der Regierungsrat bereit, die Motion als Postulat entgegenzuneh-
men. Am 23. März 2021 wandelte der Grosse Rat die Motion in ein Postulat um und überwies es an 
den Regierungsrat.  

1.2 Abklärung von weiterem Revisionsbedarf 

Das VRPG ist am 1. Januar 2009 in Kraft getreten. Da es somit schon über zehn Jahre Anwendung 
findet, wurde im 1. Quartal 2021 verwaltungsintern wie auch bei den Gerichten Kanton Aargau erho-
ben, ob nebst den durch die politischen Vorstösse geforderten Anpassungen weiterer Änderungsbe-
darf bestehe, welcher bei dieser Gelegenheit in das Revisionsprojekt aufgenommen werden soll. Aus 
der Erhebung resultierten noch diverse weitere Themen. Einerseits handelt es sich um Themen im 
klassischen prozessualen Bereich, andererseits um Themen, die im Zusammenhang mit der Digitali-
sierung der Verwaltungs- und Verwaltungsjustizverfahren von zentraler Bedeutung sind. Die Kapitel 
2, 3 und 9 der vorliegenden Botschaft sind im Interesse der besseren Verständlichkeit dementspre-
chend aufgebaut.  

2. Handlungsbedarf  

2.1 Allgemeine Verfahrensthemen 

Einerseits gilt es, die vorgenannten überwiesenen Vorstösse umzusetzen. Dabei ist festzuhalten, 
dass die (18.34) Motion Harry Lütolf, welche den eigentlichen Anstoss für das vorliegende Gesetzge-
bungsprojekt gegeben hat, zwischenzeitlich in das Projekt "Materielle und formelle Revision des Ge-
bührenrechts" eingeflossen ist. Die Botschaft zur 2. Beratung wurde vom Regierungsrat am 15. März 
2023 verabschiedet. Die Inkraftsetzung des Gebührengesetzes (GebührG) und des Gebühren-
dekrets (GebührD) ist vorläufig per 1. Juli 2024 geplant. Dieser Vorstoss ist somit nicht mehr Gegen-
stand des vorliegenden Geschäfts. 
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Andererseits sind die sich bei der Anwendung des geltenden VRPG seit Inkraftsetzung gezeigten 
Unklarheiten, Schwierigkeiten oder auch Unzulänglichkeiten zu korrigieren und verbessern. Zudem 
können fehlende, für das Verwaltungs- oder Verwaltungsjustizverfahren notwendige oder klärende 
Regelungen ergänzt werden. 

2.2 Digitalisierungsthemen 

2.2.1 Reformvorhaben "SmartAargau" 

Mit dem Reformvorhaben "Modernisierung der Verwaltung (Administrative Entlastung und Digitalisie-
rung)", für welches der Name "SmartAargau" verwendet wird, erfolgte ein gezielter Impuls für die Re-
alisierung der digitalen Transformation der kantonalen Verwaltung des Kantons Aargau. Nach Ge-
nehmigung des Umsetzungskonzepts "SmartAargau" am 29. August 2018 hat der Regierungsrat 
inzwischen schon fünf Umsetzungspakete beschlossen. Als Rahmenbedingung für die Realisierung 
der digitalen Transformation der kantonalen Verwaltung des Kantons Aargau sind auch die rechtli-
chen Grundlagen zu schaffen respektive die bestehenden rechtlichen Regelungen anzupassen. 

2.2.2 Geltende rechtliche Regelung im Kanton Aargau 

Gemäss § 7 VRPG kann der Verkehr mit den Behörden bei Vorliegen der notwendigen Vorausset-
zungen elektronisch erfolgen. Mit der Verordnung über die elektronische Übermittlung in Verfahren 
vor Verwaltungs- und Verwaltungsjustizbehörden (Übermittlungsverordnung, ÜmV) vom 9. Mai 2012 
hat der Regierungsrat hierzu die entsprechende Ausführungsregelung erlassen. Dabei wurde ur-
sprünglich die Zulässigkeit elektronischer Eingaben nur über einen qualifizierten elektronischen Zu-
gang und mit einer anerkannten elektronischen Signatur vorgesehen.  

Seither ergingen diverse Änderungen des VRPG respektive der ÜmV, welche alle das Ziel hatten, 
den elektronischen Rechtsverkehr zu ermöglichen respektive zu vereinfachen. Durch die neueste 
Revision der ÜmV, die am 1. Juli 2022 in Kraft getreten ist, wird nun für erstinstanzliche Verwaltungs-
verfahren im Wesentlichen ermöglicht, dass auch fristgebundene Eingaben (bestimmte Gesuche, 
Einwendungen, Einsprachen) auf dem Behördenportal des Kantons eingereicht und formelle Ent-
scheide rechtssicher auf diesem Behördenportal zum Abruf bereitgestellt werden können. Im Weite-
ren werden bis zur Realisierung der staatlichen elektronischen Identität (E-ID) auf Bundesebene als 
Zwischenlösung schweizerische E-IDs (zum Beispiel SwissID) zur Identifikation zugelassen, wenn 
sie eine genügend hohe Vertrauensstufe aufweisen. Zudem können erstinstanzliche Entscheide neu 
entweder mit einer qualifizierten elektronischen Signatur (wie bisher) oder mit dem elektronischen 
Behördensiegel (neu) versehen werden. Schliesslich ist die elektronische Zustellung von weitgehend 
standardisierten erstinstanzlichen Entscheiden der sogenannten Massenverwaltung erleichtert wor-
den. Diese Entscheide sollen nicht nur in Papierform, sondern auch elektronisch erleichtert zugestellt 
werden können, das heisst mit Faksimileunterschrift (Unterschrift, welche aufgedruckt respektive ein-
gescannt wird) unterzeichnet auf dem Behördenportal des Kantons oder verschlüsselt mittels Inca-
Mail der Post (vgl. veröffentlichte Erläuterungen der letzten Revision der ÜmV). 

2.2.3 Rechtslage auf Bundesebene 

Derzeit werden auf Bundesebene verschiedene neue Rechtsgrundlagen im Zusammenhang mit dem 
Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs erarbeitet: 

• Bundesgesetz über den elektronischen Identitätsnachweis und andere elektronische Nachweise 
(E-ID-Gesetz, BGEID) 

Mit dem BGEID will der Bund die gesetzlichen Grundlagen für eine national und international gül-
tige, schweizerische E-ID schaffen. Ziel ist es insbesondere, dass die Nutzerinnen und Nutzer im 
Internet korrekt und sicher identifiziert werden können. 
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Nachdem eine erste Gesetzesvorlage am 7. März 2021 vom Schweizer Stimmvolk abgelehnt 
wurde, hat der Bundesrat an seiner Sitzung vom 17. Dezember 2021 die Grundsätze für die Aus-
gestaltung eines künftigen staatlichen Identitätsnachweises neu festgelegt. Die staatliche E-ID 
soll den Nutzerinnen und Nutzern die grösstmögliche Kontrolle über ihre Daten ermöglichen und 
auf einer staatlich betriebenen Infrastruktur beruhen. Sie könnte öffentlichen und privaten Stellen 
als Identitätsnachweis für unterschiedliche Anwendungen zur Verfügung stehen. Das Vernehm-
lassungsverfahren dauerte bis am 20. Oktober 2022. Die Botschaft zum neuen E-ID-Gesetz wird 
voraussichtlich im Herbst 2023 vorliegen. 

• Bundesgesetz über die Plattform für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ) 

Mit dem neuen Bundesgesetz über die Plattform für die elektronische Kommunikation in der Jus-
tiz (BEKJ) werden die notwendigen rechtlichen Grundlagen geschaffen, damit alle an einem Jus-
tizverfahren beteiligten Parteien mit den Gerichten, Staatsanwaltschaften und Justizvollzugsbe-
hörden Daten über eine hochsichere, zentrale Up- und Download-Plattform (Justitia Swiss) 
austauschen können. Der elektronische Rechtsverkehr über die Plattform soll für professionelle 
Anwenderinnen und Anwender (beispielsweise Anwältinnen und Anwälte, Gerichte oder Behör-
den) obligatorisch werden. Private, die dem Obligatorium nicht unterstehen, können die Plattform 
Justitia.Swiss ebenfalls nutzen. Sie können aber weiterhin per Post mit Gerichten und Behörden 
kommunizieren (vgl. Botschaft zum Bundesgesetz über die Plattform für die elektronische Kom-
munikation in der Justiz vom 15. Februar 2023).  

Die Pflicht zur Benutzung der Plattform Justitia.Swiss, also das eigentliche Obligatorium, wird in 
den jeweiligen Prozessgesetzen geregelt. Dafür wird in den meisten Prozessgesetzen jeweils ein 
zentraler Block an Bestimmungen eingefügt, welcher beinhaltet, dass das BEKJ als anwendbar 
erklärt wird sowie Gerichte, Behörden und die professionellen Benutzerinnen und Benutzer nur 
noch elektronisch miteinander kommunizieren dürfen. Zudem wird den Gerichten und Behörden 
eine Pflicht zur elektronischen Aktenführung auferlegt. Heute bestehende Unterschriftserforder-
nisse werden bei der Nutzung der elektronischen Kommunikation aufgehoben. An die Stelle der 
Unterschriften tritt die Authentifizierung an der Plattform sowie das automatisierte Anbringen von 
geregelten elektronischen Siegeln. 

Die Vorlage hat in verschiedener Hinsicht Auswirkungen auf die Kantone: 

◦ Nach geltendem Recht ist die Organisation der Gerichte, Schlichtungsbehörden und Staatsan-
waltschaften Sache der Kantone, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt. Mit dem BEKJ 
sowie den Anpassungen in den bundesrechtlichen Verfahrensgesetzen wird direkt in die kanto-
nale Organisation eingegriffen. So müssen in diesen Bereichen die Akten zukünftig elektronisch 
geführt werden und es besteht ein Obligatorium zur Benutzung der Plattform. Aufgrund der 
Pflicht zur elektronischen Aktenführung werden in Papierform eingereichte Dokumente in elekt-
ronische Akten umgewandelt werden müssen. Zudem wird das Unterschriftserfordernis bei der 
elektronischen Übermittlung wegfallen und die Übermittlungen durch beliebige, hierzu berech-
tigte Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in den jeweiligen Organisationen vorgenommen werden 
können. 

◦ Die Kantone werden ihre entsprechende Gesetzgebung an die durch das BEKJ vorgegebenen 
Voraussetzungen für den elektronischen Rechtsverkehr und die elektronische Aktenführung an-
passen müssen. 

Das Vernehmlassungsverfahren lief bis am 26. Februar 2021. Der Bundesrat hat das Eidgenössi-
sche Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) beauftragt, eine Botschaft zuhanden des Parlaments 
auszuarbeiten, welche nun seit dem 15. Februar 2023 vorliegt. 
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• Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben (EM-
BaG) 

Mit dieser Gesetzesvorlage soll die elektronische Abwicklung der Geschäftsprozesse des Bundes 
gefördert werden ("Digital first"). Es werden insbesondere die Rahmenbedingungen für die Ver-
breitung von digitalen Informations- und Kommunikationstechnologien auf Bundesebene festge-
legt. Das EMBaG erfordert grundsätzlich keine direkten kantonalen Gesetzesanpassungen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der elektronische Rechtsverkehr nur dann attraktiv ist, 
wenn er im Bund und im Kanton nach den gleichen Grundsätzen abläuft. Dies ist ein wichtiger Er-
folgsfaktor für die Förderung der Digitalisierung der Verwaltung. Aus diesem Grund werden sich zahl-
reiche kantonale, insbesondere auch verwaltungsrechtliche Regelungen zum elektronischen Rechts-
verkehr an die neue Gesetzgebung des Bundes anlehnen müssen. Soweit geeignet, werden daher 
Regelungen des Bundes sinngemäss ins kantonale Recht übernommen werden, damit der elektroni-
sche Rechtsverkehr in Bund und Kanton nach einheitlichen Grundsätzen funktioniert. Dies ist insbe-
sondere der Fall bei den Bestimmungen zum Obligatorium der Teilnahme am elektronischen Rechts-
verkehr, bei der Festlegung der digitalen Identifikationsverfahren, der Pflicht zur elektronischen 
Aktenführung sowie zur Fristwahrung bei elektronischen Eingaben und zur Frage, wann Entscheide 
durch die Behörden als zugestellt gelten. Diese Parallelität von Bundesrecht und kantonalem Recht 
dient dem Ziel, die digitale Abwicklung der Verwaltungs- und Verwaltungsjustizverfahren zu fördern. 
Die Gesetzgebungs- und Umsetzungsarbeiten im Kanton werden laufend auf die Gesetzgebungsar-
beiten auf nationaler Ebene abgestimmt. 

2.2.4 Vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide 

Bevölkerungswachstum, steigende Dynamik und zunehmende Vernetzung in Wirtschaft und Gesell-
schaft sowie die hohe Komplexität von Geschäftsprozessen erhöhen auch die Anforderungen und 
die Erwartungshaltung an den Kanton als Dienstleister. So steht die Verwaltung zunehmend vor der 
Herausforderung, steigende Fallzahlen (beispielsweise Bewilligungsgesuche) und zunehmend kom-
plexere Fälle in fachlicher und rechtlicher Hinsicht zu bewältigen und dabei möglichst rasch Ergeb-
nisse (beispielsweise Bewilligungserteilungen) für Wirtschaft und Gesellschaft liefern zu können. 
Längere Bearbeitungszeiten für Entscheide werden dabei von Wirtschaft und Gesellschaft immer 
wieder bemängelt. Dieser Problematik kann entweder durch eine Erhöhung der Personalressourcen 
oder durch eine Automatisierung von gewissen Prozessen begegnet werden. 

Insbesondere durch den Einsatz von automatisierten Entscheidsystemen können bestimmte Ent-
scheide der Verwaltung, namentlich solche, die auf klaren Wenn-Dann-Entscheidungen basieren, 
automatisiert werden. Die Verwaltung wird von den zahlenmässig häufigen Routinefällen entlastet 
und die Verwaltungsangestellten können sich auf die komplexeren Dossiers fokussieren, die dadurch 
schneller erledigt werden können. Zudem werden Ressourcen frei für individuelle Anfragen und An-
liegen. Die Kundennähe und Servicequalität der Verwaltung steigt. Die Wirtschaftsteilnehmenden 
und die Bürgerinnen und Bürger gelangen schneller zu notwendigen Entscheiden (beispielsweise 
Bewilligungen) oder Auskünften, die nicht selten erst volkswirtschaftlich wertvolle Investitionen oder 
eine bestimmte Produktivität ermöglichen. So konnte zum Beispiel während der Covid-Pandemie mit 
Hilfe der Automatisierung schnell und unbürokratisch einer sehr grossen Anzahl von Gesuchen um 
Finanzhilfen entsprochen werden. Weitere Vorteile vollständig automatisierter Entscheide sind die 
konsequent rechtsgleiche Behandlung und die Eliminierung von Flüchtigkeitsfehlern.1  

                                                   
 
1 vgl. KANTON ZÜRICH UND UNIVERSITÄT BASEL, Einsatz Künstlicher Intelligenz in der Verwaltung: rechtliche und ethische Fragen, Schlussbericht 

vom 28. Februar 2021, S. 15 f. und DANIELA THURNHERR, Automatisierte Verwaltungsverfahren auf Bundesebene (Schweiz), in: Nadja Braun 

Binder/Peter Bussjäger/Mathias Eller (Hrsg.): Auswirkungen der Digitalisierung auf die Erlassung und Zuordnung behördlicher Entscheidungen 

(nachfolgend: Auswirkungen der Digitalisierung), Wien 2021, S. 133–157 (144).  
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Der Einsatz von automatisierten Entscheidsystemen birgt indessen auch Herausforderungen in 
rechtlicher und ethischer Hinsicht, die berücksichtigt werden müssen. Ihr Einsatz ist daher gesetzlich 
zu regeln, um einen transparenten, fairen und rechtsstaatlichen Entscheidungsprozess zu garantie-
ren.  

3. Umsetzung 

3.1 Allgemeine Verfahrensthemen 

Wie erwähnt haben sich in der Anwendung des VRPG gewisse Unklarheiten oder Unzulänglichkeiten 
gezeigt, welche nun korrigiert und verbessert werden sollen. Zudem können fehlende, für das Ver-
waltungsverfahren notwendige oder klärende Regelungen ergänzt werden. Es handelt sich im We-
sentlichen um Fragen im Zusammenhang mit Parteirechten und Parteipflichten sowie Verfahrensfüh-
rung (Sistierung, Zwischenentscheide, Mediation, Ausstand, Erledigung, Kostenverlegung). Die 
Details können den Ausführungen zu den einzelnen Bestimmungen entnommen werden. 

3.2 Digitalisierungsthemen 

3.2.1 Geltungsbereich 

Mit dem vorliegenden Vortrag werden ausschliesslich verfahrensrechtliche Bestimmungen betreffend 
die digitale Transformation der kantonalen Verwaltung kodifiziert. 

Grundlegende organisatorische Regelungen zum Betrieb, zu Zuständigkeiten, zur Finanzierung der 
digitalen Dienstleistungsinfrastruktur, zur Zusammenarbeit innerhalb der kantonalen Verwaltung und 
mit den Gemeinden etc. werden dadurch nicht festgeschrieben. Zwar wurde am 26. März 2021 zwi-
schen dem Kanton Aargau und den Gemeinden ein Rahmenvertrag zum Betrieb des Smart Services 
Portals und zum kontinuierlichen Aus- und Aufbau von digitalen Dienstleistungen (Version vom 
7. Dezember 2020) abgeschlossen. Da aber umfassende verbindliche Bestimmungen zu diesen 
Themen im Kanton Aargau noch fehlen, hat der Regierungsrat die Verwaltung (Arbeitsgruppe Recht 
Smart Aargau) beauftragt, unabhängig von der vorliegenden Vorlage zur Revision des VRPG zu prü-
fen, ob grundlegende organisatorische Regelungen zum Betrieb, zu Zuständigkeiten, zur Finanzie-
rung, zur Zusammenarbeit innerhalb der kantonalen Verwaltung und mit den Gemeinden etc. kodifi-
ziert werden sollen. Wenn ja, wird zu prüfen sein, ob dazu ein Spezialerlass ("Gesetz über die 
Organisation der digitalen Verwaltung") geschaffen werden soll oder die Regelungen in ein beste-
hendes Gesetz integriert werden können. Je nach Ergebnis des Prüfungsauftrags wird hierfür ein se-
parates Gesetzgebungsprojekt in die Wege geleitet. 

3.2.2 Zeitliche Staffelung der digitalen Transformation 

Wie bereits ausgeführt, werden auf Bundesebene derzeit Rechtsgrundlagen für zentrale Digitalisie-
rungsvorhaben ausgearbeitet. Dabei werden insbesondere das BGEID und das BEKJ erheblichen 
Einfluss auf die kantonalen Verwaltungsgerichts- und Verwaltungsbeschwerdeverfahren haben. 
Sämtliche kantonalen Gesetzgebungsschritte müssen so erfolgen, dass keine Konflikte mit den bun-
desrechtlichen Vorgaben entstehen. Dies bedeutet aber auch, dass in diesen Bereichen eine Rege-
lung in der kantonalen Gesetzgebung erst erfolgen kann, wenn Klarheit über das künftige Bundes-
recht besteht. Die von dieser Bundesgesetzgebung abhängigen Anpassungen im VRPG können 
somit erst längerfristig, das heisst in ca. vier bis sechs Jahren umgesetzt werden, weshalb diese in 
einer späteren Vorlage zur Vernehmlassung unterbreitet werden. In diesem Zeitpunkt wird auch eine 
Revision oder Totalrevision der ÜmV zu prüfen sein. 

Soweit für die Weiterentwicklung der digitalen Transformation der Verwaltung die verfahrensrechtli-
chen Gesetzesgrundlagen unabhängig von den künftigen bundesrechtlichen Vorgaben zu schaffen 
sind, werden sie im Rahmen der vorliegenden Revision des VRPG umgesetzt. 
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3.2.3 Normstufe  

Alle wichtigen Bestimmungen, insbesondere diejenigen, welche die Rechte und Pflichten der Bürge-
rinnen und Bürger oder Grundzüge der Organisation des Kantons und der Gemeinden festlegen, 
sind durch den Grossen Rat in der Form des Gesetzes zu erlassen (§ 78 Abs. 1 Verfassung des 
Kantons Aargau). Weitere rechtsetzende Bestimmungen kann der Regierungsrat in der Form von 
Verordnungen festlegen, wobei deren Zweck und die Grundsätze der inhaltlichen Gestaltung in  
einem Gesetz oder Dekret enthalten sein müssen (§ 91 Abs. 2 Verfassung des Kantons Aargau). 

Zentraler Grundsatz der digitalen Transformation der kantonalen Verwaltung muss sein, Rechtssi-
cherheit zu schaffen und zugleich Flexibilität insbesondere hinsichtlich technischer Anforderungen zu 
bewahren. Dabei soll es möglich sein, dass bedürfnisgerechte, wirkungsorientierte Entscheidungen 
getroffen werden können und eine Orientierung an der Nachfrage nach digitalen Leistungen der Ver-
waltung erfolgen kann. Dies bedeutet, dass die wesentlichen verfahrensrechtlichen Grundsätze 
durch auf Dauer angelegte Regelungen auf Gesetzesstufe verankert werden. Dem Anspruch auf Fle-
xibilität wird demgegenüber durch eine Verordnungskompetenz zugunsten des Regierungsrats 
Rechnung getragen. Diese erlaubt es dem Regierungsrat, flexibel und bedürfnisgerecht auf techni-
sche und organisatorische Entwicklungen zu reagieren. Regelungen, die ständiger Anpassung an 
veränderte Verhältnisse – zum Beispiel an neue technische Errungenschaften oder organisatorische 
Entwicklungen – bedürfen, werden zweckmässigerweise nicht in einem Gesetz getroffen, das nur un-
ter grossem Zeitaufwand revidiert werden kann, sondern in einer Verordnung. Die schnelllebigen 
technischen Voraussetzungen im Bereich der digitalen Transformation bedingen geradezu die Rege-
lung in einem flexiblen und anpassungsfähigen Rechtserlass. Das formelle Gesetz, zumal in Form 
einer als besonders stabil erachteten Verfahrensrechtskodifikation wie dem VRPG, ist auf eine Aus-
lagerung wichtiger technischer Fragen in die Verordnung angewiesen. Notwendige zusätzliche An-
passungen in der Spezialgesetzgebung bleiben dadurch selbstverständlich nicht ausgeschlossen. 

Mit der bisher geltenden rechtlichen Regelung zur digitalen Transformation der kantonalen Verwal-
tung wird diese Konzeption bereits verfolgt. Es gilt nun, diese entsprechend den Bedürfnissen an die 
digitale Verwaltung und den hierfür zur Verfügung stehenden technischen und organisatorischen Lö-
sungen zu ergänzen und zu konkretisieren. 

3.2.4 Eingliederung in die Rechtsordnung 

Die verfahrensrechtliche Regelung der digitalen Transformation der kantonalen Verwaltung soll be-
wusst auch im verwaltungsrechtlichen Verfahrensrecht, also dem VRPG, erfolgen. Durch den Erlass 
von klaren und übergreifend geltenden Regelungen kann die gewünschte Rechtssicherheit geschaf-
fen werden. Dies könnte mit einer Regelung alleine in der Spezialgesetzgebung, sei es in den beste-
henden fachspezifischen Erlassen oder einem eigenen Spezialerlass, nicht erreicht werden. Zudem 
kann mit der Eingliederung der verfahrensrechtlichen Regelungen ins VRPG sowohl eine harmoni-
sche Einfügung in die bestehende Rechtsordnung erreicht werden als auch dem Kriterium der Auf-
findbarkeit der Normen Rechnung getragen werden. 

3.2.5 Allgemeine Regelung und Delegation 

3.2.5.1 Allgemeine Bestimmung 

Der derzeit geltende § 7 VRPG regelt als allgemeine Bestimmung die gesamte elektronische Kom-
munikation zwischen den Parteien und den Verwaltungs- respektive Verwaltungsjustizbehörden (un-
ter anderem Eingaben, Instruktionsschreiben, Stellungnahmen, Entscheide). Der Gesetzgeber 
wählte dabei bewusst einen schlanken Ansatz mit einer allgemein geltenden Regelung zum elektro-
nischen Rechtsverkehr. Mit diesem Ansatz war es entbehrlich, bei jeder Art von Verfahren bezie-
hungsweise bei jedem Verfahrensschritt separate Regelungen zur jeweiligen elektronischen Hand-
lungsform zu erlassen oder weitere Gesetze anzupassen. Die (07.27) Botschaft zum VRPG zur 
1. Beratung führt dazu aus (Seite 16): 
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"Die Regelung des elektronischen Verkehrs in § 7 gilt für alle Verfahren vor Verwaltungs- und Ver-
waltungsjustizbehörden. Die elektronische Übermittlung soll damit zulässig sein in den Anwendungs-
bereichen von zahlreichen kantonalen Erlassen, in denen von 'schriftlicher Eingabe', 'unterschriftli-
cher Bestätigung', 'rechtsgültiger Unterschrift', 'unterzeichnen', 'eigenhändig unterzeichnen', 
'Unterschrift', und ähnlichem die Rede ist. Es ist nicht nötig, dass jeder Erlass einzeln geändert wird."  

Namentlich musste auch bei § 26 VRPG betreffend die Eröffnung von Entscheiden nicht nochmals 
geregelt werden, dass eine elektronische Zustellung (Eröffnung) von Entscheiden möglich sei. Der 
Begriff "schriftlich" in § 26 Abs. 1 Satz 1 VRPG steht in Abgrenzung zu "mündlich" gemäss § 26 
Abs. 1 Satz 2 VRPG. So ist denn auch eine vorgängige mündliche Entscheideröffnung möglich. 
Schriftlich steht somit nicht im Gegensatz zu elektronisch, denn auch eine elektronische Kommunika-
tion erfolgt schriftlich, sofern sie aus Schriftzeichen und nicht aus Ton oder Bild besteht. "Elektro-
nisch" meint die technische Übermittlung von Schrift oder anderen Daten (Ton, Bild, etc.) und steht 
im Rechtsverkehr dem klassischen Postweg gegenüber (vgl. ebenso Bericht E-Signatur für verwal-
tungsinterne Dokumente – Bericht des Bundesrats vom 30. Juni 2021 in Erfüllung des [18.3502] Pos-
tulats Dobler, Seite 7).  

Diese bisherige Konzeption einer allgemeinen gesetzlichen Regelung der gesamten elektronischen 
Kommunikation zwischen den Privaten und der Behörde wird weiterhin beibehalten. Es wird neu 
aber verdeutlicht, dass der im VRPG verwendete Begriff "schriftlich" im Gegensatz zu "mündlich" 
steht und dass schriftliche Verfahren sowohl in Papierform auf dem klassischen Postweg als auch in 
elektronischer Form geführt werden können.  

3.2.5.2 Delegationsnorm 

Die Gesetzesdelegation an die Exekutive gilt als zulässig, wenn sie nicht durch die Verfassung aus-
geschlossen ist, in einem Gesetz im formellen Sinn enthalten ist, sich auf ein bestimmtes, genau um-
schriebenes Sachgebiet beschränkt und die Grundzüge der delegierten Materie, das heisst die wich-
tigen Regelungen, im delegierenden Gesetz selbst enthalten sind (Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts A-5627/2014 vom 12. Januar 2015).  

In § 7 Abs. 3 des aktuellen VRPG wird die Regelung zur Zulässigkeit elektronischer Eingaben ohne 
anerkannte elektronische Signatur in erstinstanzlichen Verfahren an den Regierungsrat delegiert.  
§ 7 Abs. 5 sieht zudem eine Rechtsetzungsdelegation an den Regierungsrat für "Einzelheiten" vor. 
Die in der ÜmV geregelten Voraussetzungen und Modalitäten des elektronischen Rechtsverkehrs 
sowie die Definition des technischen Kanals sind klar untergeordneter, technischer Natur und keine 
"grundlegenden Bestimmungen", die in einem formellen Gesetz geregelt werden müssen (vgl. § 91 
Abs. 2 Verfassung des Kantons Aargau). Allerdings ist der Begriff "Einzelheiten" sehr weit gefasst. In 
Beachtung des Legalitätsprinzips sollen daher die durch den Regierungsrat in der ÜmV festzuset-
zenden Regelungen des elektronischen Rechtsverkehrs im VRPG präziser vorgesteuert werden, wo-
bei ein technologieneutraler Ansatz verfolgt wird (vgl. § 7a neu). 

3.2.6 Vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide 

3.2.6.1 Begriff 

Nach den heutigen technischen Möglichkeiten und verstärkt mit der fortschreitenden Digitalisierung 
sind Algorithmen in der Lage, einfache Entscheide selbstständig zu fällen. 

Ein vollständig automatisierter Entscheid liegt vor, wenn keine inhaltliche Bewertung und darauf ge-
stützte Entscheidung durch eine natürliche Person stattgefunden hat. Sowohl die Sammlung und Be-
urteilung des Sachverhalts als auch die darauf basierende Entscheidung erfolgt ohne Einwirkung ei-
ner natürlichen Person seitens der Behörde. Zumeist wird der massgebende Sachverhalt (beispiels-
weise Angaben für eine einfache Gesuchsbewilligung) im Rahmen der Mitwirkungspflicht von der ge-
suchstellenden Partei in elektronischen Formularen erhoben. Der Algorithmus prüft diese Angaben 
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auf Vollständigkeit und Plausibilität, gegebenenfalls mit weiteren Datenquellen. Aufgrund von Re-
geln, die von einer natürlichen Person vordefiniert und autorisiert sind, ist der Algorithmus in der 
Lage, einen korrekten Entscheid selbstständig zu fällen. 

In gewissen Verfahren (beispielsweise bei Entscheiden des Strassenverkehrsamts über den Entzug 
der Kontrollschilder im Fall der Nichtbezahlung von Gebühren oder Verkehrssteuern) hat die von ei-
nem Entscheid betroffene Person die Möglichkeit, sich zum Entscheid zu äussern, bevor er definitiv 
erstellt und zugestellt wird. Es besteht somit die Möglichkeit, vorgängig den Anspruch auf rechtliches 
Gehör wahrzunehmen. In diesem Fall liegt kein vollständig automatisiertes Verfahren vor. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob die Person von der Möglichkeit der Stellungnahme Gebrauch gemacht hat 
oder nicht. Eine Einsprachemöglichkeit ist in diesen Fällen nicht vorgesehen. Der Entscheid kann di-
rekt bei der oberen Instanz mit dem ordentlichen Rechtsmittel der Beschwerde angefochten werden. 

3.2.6.2 Bundesrechtliche Regelung 

Mit der Totalrevision des eidgenössischen Datenschutzgesetzes wurden auf Bundesebene in ausge-
wählten Sachgebieten Rechtsgrundlagen für vollständig automatisierte Entscheide geschaffen. Dies 
betrifft etwa die Bereiche "standardisierter" Steuern (Tabak, Bier, Mineralöl), bestimmte Zollveranla-
gungen sowie die gesamten Bereiche der Unfall- und Militärversicherung. Die Gesetzesrevision tritt 
am 1. September 2023 in Kraft. 

3.2.6.3 Einsatzmöglichkeiten 

Auf Kantonsebene bestehen zahlreiche Sachgebiete und Entscheidarten, die potenziell vollständig 
automatisiert bearbeitet und entschieden werden könnten. Es handelt sich dabei um erstinstanzliche 
Entscheide, die namentlich auf klaren Wenn-Dann-Regeln basieren. Aber auch leicht komplexere 
Entscheide können mit regelbasierten Systemen vollständig automatisiert bearbeitet werden. Insbe-
sondere in folgenden Bereichen besteht ein Potenzial für vollständig automatisierte Entscheide:  

• weitgehend standardisierte Abgaben: verbrauchsabhängige Gebühren wie Frischwasser- und Ab-
wassergebühren, Erschliessungsbeiträge, Konzessionsgebühren, Alkoholabgaben etc.  

• weitere Entscheide, die massgeblich auf Berechnungen basieren: Förderbeiträge und bestimmte 
Subventionen, Ausbildungsverpflichtung Spitäler, Pflegeheime und Spitex (Bonus-Malus-System) 

• einfache weitgehend standardisierte Bewilligungsentscheide  

• Entscheide mit von einer natürlichen Person vordefinierten Kriterien, Grenzwerten und derglei-
chen, zum Beispiel bestimmte Entscheide im Stipendienwesen: Abweisung von Gesuchen infolge 
Wohnsitzdauer unter 5 Jahren für sog. Drittstaatsangehörige, Folgegesuche in weiteren Studien-
jahren ohne wesentliche Veränderung der persönlichen, familiären und wirtschaftlichen Situation.  

Beschwerdeverfahren (2. oder 3. Instanz) sowie verwaltungsrechtliche Klageverfahren eignen sich 
aufgrund ihrer Komplexität von vornherein nicht für eine vollständige Automatisierung, weshalb diese 
Bereiche von der Neuregelung ausgenommen sind.  

3.2.6.4 Rechtliche Anforderungen 

Vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide bergen verschiedene rechtliche Herausforde-
rungen: 

• Legalitätsprinzip 

Grundlage und Schranke staatlichen Handelns ist das Recht (Art. 5 Abs. 1 der Bundesverfassung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft [BV] vom 18. April 1999). Die Möglichkeit, vollständig 
automatisierte Entscheide zu erlassen, ist daher gesetzlich zu regeln. Aufgrund der sehr unter-
schiedlichen Einsatzgebiete vollständig automatisierter Entscheide, von einfachen Berechnungen 
aufgrund einer Selbstdeklaration über relativ klare Wenn-Dann Entscheidungen bis zu leicht kom-
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plexeren Entscheidsystemen, die eine Überprüfung von Angaben anhand verschiedener Daten-
quellen vorsehen, sind die Anforderungen an die Normstufe (Gesetz oder Verordnung) sowie an 
die Bestimmtheit der gesetzlichen Grundlage ebenso unterschiedlich. Es wird daher im VRPG 
eine Grundsatznorm geschaffen, die im jeweiligen Sachgebiet je nach den konkreten Arten von 
vollständig automatisierten Entscheiden und der jeweiligen Auswirkungen der Automatisierung 
auf die Persönlichkeit, die Grundrechte und die Verfahrensgarantien noch durch spezifische Nor-
men auf Gesetzes- oder Verordnungsstufe zu konkretisieren ist.2 

• Treu und Glauben (Transparenzgebot) 

Aus dem Transparenzgebot fliesst, dass vollständig automatisierte Entscheide als solche gekenn-
zeichnet sein müssen. Auch die massgebliche Logik der Entscheidung muss in allgemein ver-
ständlicher Form ausgeführt werden, damit der Adressatenkreis des Entscheids namentlich er-
kennen kann, welche (ausserordentlichen) Umstände oder Grundlagen der Algorithmus nicht 
beachten konnte und daher eine Einsprache sinnvoll sein könnte. Im Entscheid ist somit auf die 
unentgeltliche und einfache Einsprachemöglichkeit hinzuweisen, um die Überprüfung des Ent-
scheids durch eine natürliche Person der betreffenden Verwaltungsstelle erwirken zu können (für 
den Bund vgl. Art. 21 Abs. 4 des neuen Datenschutzgesetzes vom 25. September 2020, nDSG 
[Inkraftsetzung: 1.September 2023]).  

• Rechtliches Gehör 

Vor dem Erlass eines Entscheids ist den Verfahrensparteien das rechtliche Gehör zu gewähren, 
indem eine in der Regel vorgängige Orientierung und Äusserung ermöglicht wird (Art. 29 Abs. 2 
BV und § 21 VRPG). Wird dem Antrag der Verfahrenspartei vollumfänglich entsprochen, ist eine 
vorherige Anhörung entbehrlich. Wird der Antrag dagegen abgewiesen, nur teilweise gutgeheis-
sen oder wird ein Verfahren von Amts wegen eingeleitet, stellt sich die Frage, wie das rechtliche 
Gehör bei vollständig automatisierten Entscheiden gewährleistet werden kann. Nach der einhelli-
gen Auffassung in der juristischen Lehre soll bei vollständig automatisierten Entscheiden eine 
zeitliche Verlagerung des rechtlichen Gehörs in ein nachgelagertes Einspracheverfahren erfolgen. 
Mit der Einsprache kann eine kostenlose Überprüfung des vollständig automatisierten Entscheids 
durch eine natürliche Person verlangt werden, welche die Entgegnungen und Vorbringen der Ver-
fahrenspartei im Einzelnen prüft und einen neuen Entscheid erlässt.3  

Aus dem Anspruch auf rechtliches Gehör fliesst auch das Erfordernis gemäss § 26 Abs. 2 VRPG, 
Entscheide zu begründen. Die verfügende Behörde muss wenigstens kurz die Überlegungen nen-
nen, von denen sie sich leiten liess und auf welche sich ihr Entscheid stützt (BGE 129 I 232 
Erw. 3.2). Von diesem Grundsatz bestehen Ausnahmen, insbesondere, wenn gegen den Ent-
scheid die Einsprache zulässig ist (§ 26 Abs. 2 lit. b VRPG). Da gegen vollständig automatisierte 
Entscheide neu immer eine kostenlose Einsprache möglich ist, müssen vollständig automatisierte 
Entscheide grundsätzlich nicht auf den Einzelfall hin begründet werden. Soweit sinnvoll und mög-
lich kann eine konkrete Begründung allerdings die Verständlichkeit und Akzeptanz des Ent-
scheids fördern und (unnötige) Einsprachen abwenden.4  

  

                                                   
 
2 ANDREAS GLASER, Automatisierte Verwaltungsverfahren in den Schweizer Kantonen, in: Auswirkungen der Digitalisierung, S. 159–80 (165–169) 

und THURNHERR, a.a.O, S. 149–156, insbesondere S. 155 sowie KANTON ZÜRICH UND UNIVERSITÄT BASEL, a.a.O., S. 33 f. und S. 48 f.  

3 GLASER, a.a.O., S. 170 f.; NADJA BRAUN BINDER, Künstliche Intelligenz und automatisierte Entscheidungen in der öffentlichen Verwaltung, SJZ 

115 (2019) Nr. 15, S. 467–476 (476), THURNHERR, a.a.O, S. 148 f. sowie KANTON ZÜRICH UND UNIVERSITÄT BASEL, a.a.O., S. 37.  

4 Vgl. GLASER, S. 171 f. Zu sog. Explainable Artificial Intelligence: BRAUN BINDER, a.a.O., S. 473.  
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• Untersuchungsgrundsatz und Mitwirkungspflicht 

Wird ein Entscheid von einer natürlichen Person vorbereitet, ist dieser verantwortlich für die voll-
ständige und korrekte Erhebung des Sachverhalts (Untersuchungsgrundsatz gemäss § 17 
VRPG), allerdings unter Mithilfe der Verfahrensparteien. In der Massenverwaltung und verstärkt 
bei vollständig automatisierten Entscheiden kommt der Mitwirkungspflicht der Privaten eine zent-
rale Rolle zu (vgl. § 23 VRPG). Zur Überprüfung von selbstdeklarierten Angaben können Belege 
verlangt werden, die automatisiert geprüft werden oder es findet eine Überprüfung oder Plausibili-
sierung mit weiteren verfügbaren Datenquellen statt. Dabei sind die datenschutzrechtlichen Anfor-
derungen zu berücksichtigen.  

Wird ein automatisiertes Entscheidsystem verwendet, ist sicherzustellen, dass alle für die Beurtei-
lung des Sachverhalts notwendigen Daten vorhanden sind. Zum Teil werden Trainingsdaten ver-
wendet, um ein System zu trainieren. Dabei ist es zentral, dass die verwendeten Trainingsdaten 
richtig, vollständig, aktuell und ausreichend differenziert sind für das jeweilige Einsatzgebiet. Das 
Entscheidsystem muss regelmässig kontrolliert werden und es muss im Einzelfall in der Lage 
sein, nicht plausible Ergebnisse zur manuellen Bearbeitung durch eine natürliche Person auszu-
sortieren.5  

• vorgängige Prüfung der Auswirkungen der Automatisierung 

Im Rahmen einer Studie des Kantons Zürich in Zusammenarbeit mit der Universität Basel sowie 
der Nichtregierungsorganisation (NGO) Algorithm Watch wurden auch ethische Prinzipien für ver-
trauenswürdige Anwendungen mit Künstlicher Intelligenz (KI) herausgearbeitet: Diese Studie ver-
wendet eine breite Definition von KI und versteht darunter auch klare Wenn-Dann-Entscheidun-
gen (zum Beispiel mathematische Operatoren)6. Im Einzelnen geht es um folgende Grundsätze 
und Prinzipien:  

ethische Grundsätze 
• Achtung der menschlichen Autonomie 
• Schadensvermeidung (unter anderem Grundrechte, Risikobewertung) 
• Gerechtigkeit/Unparteilichkeit (Fairness) 
• Benefizienz (Nutzen der Automation vs. Risiken) 

instrumentelle ethische Prinzipien 
• Kontrolle 
• Transparenz (unter anderem Veröffentlichung des Prüfberichts) 
• Rechenschaftspflicht 

Zudem wurde ein risikobasiertes, zweistufiges Prüfverfahren mit Checklisten entwickelt, das eine 
gewisse Ähnlichkeit zur datenschutzrechtlichen Folgenabschätzung gemäss § 17a des Gesetzes 
über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) vom 
24. Oktober 2006 aufweist. Es werden die mit der Automatisierung einhergehenden Risiken im 
Hinblick auf die Persönlichkeit, die Grundrechte und die Verfahrensgarantien der Parteien eines 
Verwaltungsverfahrens analysiert, transparent gemacht und es muss dargelegt werden, welche 
geeigneten Massnahmen zur Vermeidung oder Verringerung dieser Risiken ergriffen werden.  

  

                                                   
 
5 BRAUN BINDER, a.a.O., S. 474, THURNHERR, a.a.O, S. 145–147 und KANTON ZÜRICH UND UNIVERSITÄT BASEL, a.a.O., S. 38–42 und 52.  

6 KANTON ZÜRICH UND UNIVERSITÄT BASEL, a.a.O., S. 65–77, insbesondere S. 66–67.  
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Vorgängig zur vollständigen Automatisierung gewisser Entscheide in einem bestimmten Sachge-
biet der Verwaltung muss eine solche Prüfung durchgeführt werden. In diesem Rahmen ist 
ebenso zu klären, auf welcher Normstufe (Gesetz oder Verordnung) konkretisierende Bestim-
mungen in der jeweiligen Spezialgesetzgebung zu erlassen sind.  

Die vorgeschlagene Regelung für vollständig automatisierte Entscheide lehnt sich im Wesentli-
chen an die Empfehlungen in der obgenannten Studie des Kantons Zürich an. Verzichtet wird 
auf gesetzliche Vorgaben für externe Audits. Statt eines öffentlichen Registers für die eingesetz-
ten automatisierten Entscheidsysteme werden direkt die jeweiligen Prüfberichte veröffentlicht. 

Zusammenfassend sind für vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide folgende rechtli-
chen Voraussetzungen vorzusehen: 

• Gesetzliche Grundsatznorm im VRPG und spezifische Regeln in der jeweiligen Spezialgesetzge-
bung  

• Kennzeichnung von vollständig automatisierten Entscheiden (Transparenz)  

• Kostenlose Einsprachemöglichkeit bei allen vollständig automatisierten Entscheiden  

• Obligatorische, vorgängige Prüfung der Auswirkungen der vollständigen Automatisierung im je-
weiligen Einsatzgebiet und Veröffentlichung des Prüfberichts.  

4. Rechtsgrundlagen 

In erster Linie ist das VRPG anzupassen. Es besteht aber auch Bedarf nach verschiedenen Fremdän-
derungen, insbesondere aufgrund der Umsetzung der vorgenannten Vorstösse. Konkret sind das Ge-
setz über die politischen Rechte (GPR; 131.100), das Gesetz über die Grundzüge des Personalrechts 
(Personalgesetz, PersG; 165.100), das Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG; 
171.100), das Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG ZGB; 210.300) vom 
27. Juni 2017, das Gesetz über Raumentwicklung und Bauwesen (Baugesetz, BauG; 713.100) und 
das Wassernutzungsgesetz (WnG; 764.100) betroffen. 

Auf Stufe Dekret ist kein Revisionsbedarf ersichtlich. 

5. Verhältnis zur mittel- und langfristigen Planung 

Im Zusammenhang mit der oben erwähnten Bundesgesetzgebung (vgl. Ziffer 2.2.3) wird zu gegebe-
ner Zeit der weitere Anpassungsbedarf auf kantonaler Ebene zu prüfen sein (vgl. Ziffer 3.2.2). 

6. Ergebnis der Anhörung 

6.1 Vorbemerkung 

Die Anhörung zum Entwurf der Gesetzesänderungen fand vom 19. August 2022 bis 18. November 
2022 statt. 59 Rückmeldungen von folgenden Parteien, Verbänden, Vereinen und Behörden sind ein-
gegangen: SVP, die Mitte, SP, FDP.Die Liberalen, BDP, EVP, GLP, Grüne, Aargauischer Gewerbe-
verband (AGV), Aargauischer Bauverwalterverband, Gemeindeammänner-Vereinigung des Kantons 
Aargau (GAV), Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Ver-
band Steuerfachleute Aargauer Gemeinden, Verband Aargauer Einwohnerdienste, Aargauer Regio-
nalpolizeien (VAG), Aargauische Industrie- und Handelskammer (AIHK), Verband Kantonspolizei 
Aargau (VKA), ArbeitAargau, AlgorithmWatch CH (Schweiz), CH++ sowie 39 Gemeinden. 
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6.2 Änderungen aufgrund der Anhörungsergebnisse 

§ 7a Abs. 1 E-VRPG 

Beim elektronischen Rechtsverkehr gemäss § 7a Abs. 1 E-VRPG kann die Behörde verlangen, dass 
gewisse Eingaben in Papierform nachgereicht werden. Dies soll aber nur möglich sein, wenn es aus 
Beweiszwecken auf die Beschaffenheit des physischen Dokuments ankommt oder wenn aufgrund 
technischer Probleme elektronische Dokumente nicht lesbar sind. Zur Verdeutlichung ist § 7a Abs. 1 
E-VRPG letzter Satz noch entsprechend angepasst worden (vgl. Ziffer 6.3.12). 

§ 19a Abs. 2 und 3 E-VRPG 

Neben der weiblichen wird auch die männliche Form (Mediator) verwendet. Der neu vorgeschlagene 
Satz "Sie respektive er kann Beweise abnehmen; für Augenscheine, Gutachten von Sachverständi-
gen und Zeugeneinvernahmen ist eine vorgängige Ermächtigung der Behörde einzuholen." wider-
spricht dem Grundsatz, dass der Mediatorin respektive dem Mediator keine eigene Entscheidbefug-
nisse zukommt. Der entsprechende Satz ist daher gestrichen worden (vgl. Ziffer 6.3.2). 

§ 37a Abs. 1 und § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG 

§ 37a Abs. 1 stellt klar, dass unter den gegebenen Voraussetzungen nur erstinstanzliche Entscheide 
von Verwaltungsbehörden vollständig automatisiert ergehen können. Auf erstinstanzliche Entscheide 
der Verwaltungsjustiz finden die Bestimmungen zur vollständigen Automatisierung keine Anwendung 
(vgl. Ziffer 6.3.14). 

Die neue Formulierung von § 37a Abs. 1 lit. b enthält keine unbestimmten Rechtsbegriffe mehr. Die 
Bestimmung hält fest, dass die verantwortliche Behörde nur automatisierte Entscheidsysteme einset-
zen darf, die ausschliesslich von natürlichen Personen autorisierte Regeln anwenden. Entscheide mit 
Ermessen, das nur eine natürliche Person vernünftig und rechtskonform abzuwägen im Stande ist, 
scheiden dadurch aus (vgl. Ziffer 6.3.14). 

§ 37a Abs. 2 lit. c E-VRPG 

Eine Vollautomatisierung kann auch mit Systemen erfolgen, für welche keine Trainingsdaten notwen-
dig sind. Die Formulierung von § 37a Abs. 2 lit. c E-VRPG ist entsprechend angepasst worden (vgl. 
Ziffer 6.3.14). 

§ 37a Abs. 3 E-VRPG 

Gemäss § 37a Abs. 3 E-VRPG werden in einem Prüfbericht die Risiken gemäss 37a Abs. 2 E-VRPG 
bewertet und die Massnahmen beschrieben, um diese Risiken auszuschliessen oder zu verringern. 
Der Prüfbericht wird in geeigneter Form veröffentlicht. Diese Veröffentlichung kann zum Beispiel in 
der Gesetzessammlung (www.ag.ch/sar) unter den Materialen bei der jeweiligen Regelung über die 
Zulässigkeit des Einsatzes vollständig automatisierter Entscheidsysteme erfolgen. Dadurch wird eine 
umfassende Transparenz geschaffen (vgl. Ziffer 6.3.14). 

§ 37a Abs. 4 E-VRPG 

Der Regierungsrat regelt durch Verordnung die Einzelheiten sowie die Inhalte der Prüfung der Aus-
wirkungen der vollständigen Automatisierung. Weiter legt er das Verfahren dieser Prüfung fest wie 
etwa den obligatorischen Einbezug bestimmter Verwaltungsstellen (zum Beispiel Informatik Aargau 
des Departements Finanzen und Ressourcen, Datenschutzbeauftragte, Rechtdienst des Regierungs-
rats). Für die vollständige Automatisierung von Entscheiden, die keine Risiken aufweisen, kann der 
Regierungsrat zudem Ausnahmen zum Rechtssatzerfordernis und zur Prüfungspflicht vorsehen. 
Diese Kompetenzdelegation an den Regierungsrat wird nun durch § 37a Abs. 4 E-VRPG klar festge-
halten (vgl. Ziffer 6.3.14). 

  

www.ag.ch/sar
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§ 37b Abs. 1 E-VRPG 

§ 37b Abs. 1 E-VRPG hält fest, dass die Behörde vollständig automatisierte Entscheide als solche 
kennzeichnen muss. Dadurch ist klar erkennbar, dass der Entscheid nicht von einer natürlichen Per-
son gefällt wurde. Auch die massgebliche Logik der Entscheidung muss in allgemein verständlicher 
Form "adressatengerecht" ausgeführt werden. Dabei werden keine Algorithmen mitgeteilt, vielmehr 
werden die Regeln beziehungsweise Grundannahmen des Algorithmus genannt, auf der die vollstän-
dig automatisierte Entscheidung beruht. § 37b Abs. 1 E-VRPG wurde entsprechend neu formuliert 
(vgl. Ziffer 6.3.14). 

§ 70 Abs. 1bis E-VRPG 

Auf die vorgeschlagene Änderung betreffend Normenkontrollverfahren wird aufgrund der berechtig-
ten Einwände verzichtet (vgl. Ziffer 6.3.7). 

§ 68 Abs. 3 E-GPR 

Die aktuell in § 42 der Verordnung zum Gesetz über die politischen Rechte (VGPR) vom 25. Novem-
ber 1992 enthaltene Bestimmung, wonach die Rechtsstillstandsfristen nicht gelten, wird aus geset-
zessystematischen Gründen auf Gesetzesstufe gehoben (vgl. Ziffer 6.3.8). 

§ 71 Abs. 2 E-GPR 

Nachdem mit der vorliegenden Revision die Frist für Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbe-
schwerden auf kommunaler Ebene von 3 Tagen auf 10 Tage verlängert wird, ist es sachgerecht, 
dass für das anschliessende Beschwerdeverfahren nicht weiterhin die kürzere Frist von 5 Tagen gilt, 
sondern eine analoge Frist von 10 Tagen (vgl. Ziffer 6.3.16.7). 

6.3 Auswertung der Anhörungseingaben  

6.3.1 Bezeichnung einer Zustelladresse bei Massenverfahren (§ 15b Abs. 1bis E-VRPG) 

Die neu vorgesehene Regelung in § 15b Abs. 1bis E-VRPG ist auf praktisch einhellige Zustimmung 
gestossen. Insbesondere wurde darauf hingewiesen, dass damit eine Vereinfachung der gegenseiti-
gen Korrespondenz erreicht werden könne. 

Auch die GLP erklärte sich als grundsätzlich einverstanden, stellte aber die Frage, ob es gerechtfer-
tigt sei, Personen, die eine inhaltlich gleiche (nicht aber eine kollektive) Eingabe gemacht haben, zu 
einer gemeinsamen Zustelladresse zu verpflichten. Es wäre grundsätzlich denkbar, dass sich diese 
Personen gegenseitig gar nicht kennen.  

Stellungnahme Regierungsrat (RR): Hierzu ist festzuhalten, dass diese Möglichkeit bereits heute 
besteht und keine Änderung erfährt. 

Der AGV wies darauf hin, dass die Lösung dann akzeptiert werden könne, wenn den Parteien eine 
Widerspruchsmöglichkeit eingeräumt wird. Ansonsten sei es eine zu grosse Einschränkung des 
Rechtsschutzes.  

Stellungnahme RR: Kommen die Parteien der Aufforderung nicht nach, ein gemeinsames Zustelldo-
mizil oder eine gemeinsame Vertretung zu bezeichnen, soll die Behörde gemäss § 15 Abs. 1bis E-
VRPG (neu) befugt sein, das Zustelldomizil zu bezeichnen. Dieses ist sämtlichen Parteien mitzutei-
len. Dies gibt den beteiligten Parteien die Möglichkeit, umgehend zu intervenieren, wenn sie mit dem 
Zustelldomizil nicht einverstanden sind. Die geforderte Widerspruchsmöglichkeit besteht demnach 
faktisch. Eine zwingende Notwendigkeit, die Widerspruchsmöglichkeit auch gesetzlich zu verankern, 
besteht nicht, zumal die Bezeichnung eines Zustelldomizils durch die Behörde ohnehin nur dann er-
folgt, wenn die Parteien der Aufforderung, ein gemeinsames Zustelldomizil oder eine gemeinsame 
Vertretung zu bezeichnen, nicht nachgekommen sind. Entsprechende Regelungen des Bundes (vgl. 
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Art. 11a des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968 [Verwal-
tungsverfahrensgesetz, VwVG]) und des Kantons Zürich (§ 6a Verwaltungsrechtspflegegesetz  
[VRG ZH] vom 24. Mai 1959) statuieren ebenfalls keine ausdrückliche Widerspruchsmöglichkeit. 

Die Stadt Baden wies darauf hin, dass eine einseitige, hoheitliche Bestimmung in Massenverfahren 
aus Sicht der Entscheidbehörden zu begrüssen sei. Allerdings stelle sich die Frage, ob es mit der 
Rechtsweggarantie zu vereinen sei, dass es beispielsweise von einem privaten Zustellberechtigten 
abhängig gemacht werde, ob ein Drittverfügungsadressat im Massenverfahren einen Entscheid er-
halte oder nicht.  

Stellungnahme RR: Es ist nicht ersichtlich, inwiefern die Rechtsweggarantie in Fällen tangiert sein 
soll, in denen die Parteien nicht gegen das von den Behörden festgelegte Zustelldomizil opponiert 
haben und die Person, welche als Zustelldomizil fungiert hat, es in der Folge unterlässt, das Urteil 
den anderen Parteien zur Kenntnis zu bringen. 

6.3.2 Eigenständige Regelung der Mediation (§ 19a E-VRPG) 

Die ausführlichere Regelung der Mediation im E-VRPG (§ 19a) ist auf weitgehende Zustimmung ges-
tossen. Seitens der teilnehmenden Parteien sind alle völlig oder eher einverstanden, mit Ausnahme 
der SVP. Ihres Erachtens wird das Gesetz unnötig aufgebläht. Die Regelung führe einzig dazu, dass 
ein Mediator von den Parteien ein Honorar erhältlich machen könne.  

Stellungnahme RR: Vermittlung, gütliche Einigungen und Mediation sind schon nach geltendem 
Recht möglich. Die gesetzliche Verankerung will den Stellenwert der konsensualen Streitschlichtung 
in Form der Mediation betonen. Bei dieser Art der Konfliktlösung geht es darum, gute sachliche Lö-
sungen unter Wahrung einer intakten Beziehung zwischen den Parteien auszuhandeln. Keiner Partei 
wird allerdings eine Mediation aufgezwungen - das würde Sinn und Zweck dieses Instruments wider-
sprechen. 

Die grundsätzlich zustimmende Mitte beantragt, dass der Mediator oder die Mediatorin keine Be-
weise abnehmen dürfe. Das widerspreche der Rolle der Allparteilichkeit. Auch die eher ablehnende 
AIHK ist der Auffassung, dass die Möglichkeit von Beweisabnahmen im Widerspruch zu den Prinzi-
pien der Mediation, nämlich der Vertraulichkeit, der Freiwilligkeit und der Neutralität beziehungsweise 
Unparteilichkeit der Mediatorin oder des Mediators steht.  

Stellungnahme RR: Der Einwand ist berechtigt. § 19a Abs. 3 Satz 2 widerspricht in der Tat dem 
Grundsatz, dass der Mediatorin respektive dem Mediator keine eigene Entscheidbefugnisse zu-
kommt. Der entsprechende Satz wird daher gestrichen. 

Die von der GLP monierte ausschliesslich weibliche Form wird korrigiert.  

Der AGG erachtet es als unnötig hohe künstliche Hürde, von den Parteien einen Verzicht auf 
Rechtsmittel zu verlangen. Zudem bestehe zwischen § 19a Abs. 1 E-VRPG und § 19 Abs. 5 VRPG 
ein Widerspruch. Entweder werde von den Parteien vorgängig eine Einigung verlangt, in der sie sich 
auf einen Teiler der Mediationskosten einigen oder die Behörde verlege am Ende des Verfahrens 
alle Kosten, einschliesslich der Mediationskosten. Es sei jedoch widersprüchlich, vorgängig eine Eini-
gung über die Kosten zu verlangen, wenn die Behörde sich letztlich doch vorbehält, die Kostenvertei-
lung am Ende des Verfahrens davon abweichend selbst vorzunehmen. 

Stellungnahme RR: Der Rechtsmittelverzicht ist keine Muss-Bestimmung. Er liegt in der Dispositi-
onsfreiheit der Parteien. Der Kommentar zur entsprechenden Bestimmung im Bundesrecht lautet: 
"Der Rechtsmittelverzicht ist gerade bei Einigungen sinnvoll, um die Glaubwürdigkeit der Parteien zu 
prüfen bzw. zu belegen und rasche sowie effiziente Verfahren zu fördern. Die Praxis nutzt ihn als An-
reiz, z.B. indem sie den 'vorzeitigen Baubeginn ab dem Zeitpunkt gewährt, in welchem die (Berech-
tigten) ausdrücklich den Beschwerdeverzicht erklären' " (THOMAS PFISTERER, in: AUER/MÜL-

LER/SCHINDLER, VwVG – Kommentar 2. Aufl. 2019, Art. 33b N 121). Auch beim Hinweis auf einen 
Widerspruch zwischen § 19a Abs. 1 E-VRPG und § 19 Abs. 5 VRPG scheint ein Missverständnis 
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vorzuliegen. Wie die Kosten zu verteilen sind, liegt in der Dispositionsfreiheit der Parteien. Der Punkt 
soll möglichst Teil der Einigung sein, muss aber nicht (und es muss auch nicht im Voraus darüber 
befunden werden). Fehlt in diesem Punkt eine Einigung, entscheidet die Behörde darüber. 

Die AIHK steht der Regelung in § 19a E-VRPG skeptisch gegenüber. Ob die Mediation im Verwal-
tungsrechtsverfahren überhaupt sinnvoll und zweckmässig sei, sei fragwürdig. Die (Verwaltungs-)Be-
hörden seien ohnehin an das Gesetz gebunden und anders als im Privatrecht bestehe keine Privat-
autonomie. Es mache daher keinen Sinn, die Mediatorin respektive den Mediator an das Gesetz und 
einen Auftrag (der sich ebenfalls an den geltenden gesetzlichen Grundlagen zu orientieren hat) zu 
binden. Auch scheine das angedachte Verfahren mit der Möglichkeit von Beweisabnahmen für ein 
Mediationsverfahren eher fragwürdig. Das stehe nach ihrem Verständnis im Widerspruch zu den 
Prinzipien der Mediation, nämlich der Vertraulichkeit, der Freiwilligkeit und der Neutralität bezie-
hungsweise Unparteilichkeit der Vermittlerin (Mediatorin) während des gesamten (Mediations-)Pro-
zesses.  

Stellungnahme RR: Gemäss Bundesgericht sind Vergleiche im öffentlichen Recht zulässig, "soweit 
der Verwaltung ein Ermessensspielraum zukommt sowie zur Beseitigung rechtlicher und/oder tat-
sächlicher Unklarheiten" (BGE 138 V 147, Erw. 2.4). Zur Frage der Beweisabnahme siehe obenste-
hende Stellungnahme zur Mitte. 

Die grundsätzlich zustimmende Stadt Aarau vermisst eine klare Abgrenzung zwischen gerichtlichem 
Vergleich und Mediation und wünscht entsprechende Erläuterungen, zumindest in der Botschaft. 

Stellungnahme RR: Entsprechende ergänzende Ausführungen wurden unter Ziffer 7, § 19a E-
VRPG aufgenommen. 

6.3.3 Regelung des Zwischenentscheids (§ 20a E-VRPG) 

Die explizite Regelung des Instituts des Zwischenentscheids ist auf grossmehrheitliche Zustimmung 
gestossen. Infrage gestellt wurde teilweise, sowohl von befürwortenden als auch von ablehnenden 
Vernehmlassungsteilnehmenden, ob eine solche Regelung überhaupt notwendig sei. Sie entspreche 
bisheriger gefestigter Rechtsprechung und Praxis und verfälsche den Charakter des VRPG als kur-
zes, prägnantes Verfahrensgesetz.  

Stellungnahme RR: Die Erfahrung hat gezeigt, dass in den verschiedenen Departementen und Ab-
teilungen die Handhabung von Zwischenentscheiden unterschiedlich gehandhabt wird. Es besteht 
daher in der Verwaltung das Bedürfnis nach einer Legiferierung, um eine Gleichbehandlung zu errei-
chen. 

Die EVP weist darauf hin, dass bei Verfahren, bei denen der Inhalt nach dem Zwischenentscheid 
wieder ändern kann, die Möglichkeit bestehen muss, dass die Zwischenentscheide später wieder an-
gefochten werden können. 

Stellungnahme RR: Der Inhalt eines Zwischenentscheids ändert später nicht. Allenfalls kann sich 
die Sachlage ändern. Dann ist je nach dem ein neuer Zwischenentscheid zu fällen. 

Die GLP regt folgende Anpassungen an: Der letzte Teilsatz in § 20a Abs. 2 E-VRPG sei ersatzlos zu 
streichen. Die Zuständigkeit sollte auch mit dem Endentscheid angefochten werden können. Die An-
sicht wird nicht näher begründet. Weiter beantragt die GLP, dass § 20a Abs. 3 E-VRPG zu ergänzen 
sei mit "…nicht leicht wiedergutzumachender Nachteil…" Es wird begründet, dass es kaum Nachteile 

gebe, die überhaupt nicht wiedergutzumachen seien. 

Stellungnahme RR: Dem Streichungsantrag kann nicht gefolgt werden. Die Zuständigkeit kann 
problemlos, wie auch die anderen in Abs. 2 erwähnten Themen, schon am Anfang des Verfahrens 
beurteilt werden. Selbstständig anfechtbare Zwischenentscheide dienen ihrer definitiven Klärung. Die 
Möglichkeit der Anfechtbarkeit auch mit dem Endentscheid würde diese Regelung ihres Sinnes be-
rauben. 
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Die vorgeschlagene Formulierung in § 20a stützt sich auf die Formulierung in Art. 46 Abs. 1 des Bun-
desgesetzes über das Verwaltungsverfahren (Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVG; SR 172.021) 
und des Art. 61 Abs. 3 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (VRPG; BSG 155.21) des 
Kantons Bern, welche beide von einem "nicht wiedergutzumachenden Nachteil" ausgehen. Die Er-
gänzung "leicht" erscheint nur im Zusammenhang mit vorsorglichen Massnahmen. 

Der AGG weist darauf hin, dass ein Widerspruch bestehe zwischen den Erläuterungen zu § 20a Abs. 
2 E-VRPG und einem jüngeren Entscheid des Verwaltungsgerichts des Kantons Aargau in dieser 
Frage (vgl. dazu VGE vom 10.02.2021, WBE.2020.310, Ziffer 1.3.1 der Erwägungen mit Verweis auf 
BGE 132 V 379; 132 V 106 f), wonach eine Zwischenverfügung über die Frage des Ausstands um-
gehend zu treffen sei und nicht erst mit der Anordnung in der Sache. 

Stellungnahme RR: Dieser Hinweis ist berechtigt. Effektiv ist dem genannten Entscheid zu entneh-
men, dass der Entscheid über einen strittigen Ausstand zwingend in einem separaten (selbstständig 
anfechtbaren) Zwischenentscheid zu ergehen habe. Die Erläuterungen wurden entsprechend ange-
passt. 

6.3.4 Verfahrenssistierung (§ 20b E-VRPG) 

Die explizite Regelung des Vorgehens bei der Sistierung eines Verfahrens ist auf sehr grosse Zu-
stimmung gestossen. Dagegen ist einzig die SVP mit der nämlichen Begründung wie beim Zwi-
schenentscheid: die Regelung sei unnötig, da in der Praxis die bisher fehlende Regelung zu keinen 
Problemen geführt habe. Auch die Mitte bringt die gleiche Argumentation ein, lehnt die vorgeschla-
gene Regelung aber nicht ab. 

Stellungnahme RR: Auch hierzu kann das gleiche festgehalten werden wie zum Zwischenent-
scheid: Aufgrund verschiedener konkreter Handhabungen von Zwischenentscheiden besteht in der 
Verwaltung das Bedürfnis nach einer Legiferierung, um eine Gleichbehandlung zu erreichen.  

Der AGV weist darauf hin, dass ein Zwischenentscheid anfechtbar sein müsse. 

Stellungnahme RR: Zwischenentscheide sind verfahrensleitende Entscheide, die das Verfahren 
nicht abschliessen, sondern es im Rahmen der Prozessinstruktion von der Rechtshängigkeit zum 
Endentscheid führen. Zwischenentscheide sind gemäss Rechtsprechung – welche im Rahmen der 
vorliegenden Teilrevision legiferiert werden soll (vgl. hierzu § 20a E-VRPG [neu]) – in der Regel nur 
dann selbstständig weiterziehbar, wenn sie einen nicht wiedergutzumachenden Nachteil bewirken 
können. Ob die Sistierung eines Verfahrens für eine an einem raschen Verfahrensausgang interes-
sierte Person einen nicht wiedergutzumachenden Nachteil bewirken kann, ist aufgrund der auf dem 
Spiel stehenden Interessen und der jeweiligen Verfahrensumstände im Einzelfall zu entscheiden. 
Darüber hinaus kann eine sachwidrige Sistierung auch Anlass für eine Rechtsverzögerungsbe-
schwerde sein. 

6.3.5 Regelung zur Professionalisierung des Dolmetscherwesens (§ 24a E-VRPG, § 18a E-EG 
ZPO, § 26a E-EG StPO, § 56a E-PolG) 

Der Regelung betreffend Professionalisierung des Dolmetscherwesens wurde im Grundsatz weitge-
hend zugestimmt. Dagegen hat sich die SVP ausgesprochen mit der Begründung, dass Übersetzun-
gen im Rahmen von VRPG-Verfahren selten seien und in der Praxis in den letzten 50 Jahren seit 
Bestehen des VRPG problemlos organisiert werden konnten. Die Gerichte Kanton Aargau seien da-
ran, das Dolmetscherwesen zu professionalisieren, was sich als ausserordentlich aufwendig und 
kostspielig herausgestellt habe. Es sei zuerst das betreffende Projekt abzuwarten, bevor im VRPG 
eine Grundsatznorm geschaffen werde. 

Die EDU führt aus, dass die Professionalisierung des Dolmetscherwesens begrüsst werde. Jedoch 
sei die Anzahl von 350–400 Personen aus Sicht der EDU zu hoch, wenn die Dolmetscher und Dol-
metscherinnen nicht mehr nur für einzelne Behörden, sondern gesamtkantonal eingesetzt werden 
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können. Diese Anzahl soll sinnvoll reduziert werden. Dadurch werde auch die zusätzliche Stelle von 
20 % für die Verwaltung nicht benötigt.  

Die Mitte, welche die Einführung einer grundsätzlichen Akkreditierungspflicht unter Vorbehalt be-
grüsst, bringt vor, dass eine Akkreditierung von Dolmetschenden jedoch die Gefahr berge, dass 
durch die einhergehende Monopolisierung nur noch professionelle, freischaffende Dolmetscherinnen 
und Dolmetscher zum Einsatz kommen. Es sei ein Kostenschub zulasten des Staats und der Ge-
meinden zu befürchten. Der Entwurf trage dem Umstand der Verschiedenartigkeit der Verwaltungs-
behörden und der betroffenen Gemeinwesen zu wenig Rechnung. Die Ausführungen auf Seite 25 
des Anhörungsberichts greifen zu kurz, wenn damit zum Ausdruck gebracht werden soll, dass von 
allen möglichen Verwaltungsstellen nur vor der Kantonspolizei, der Staatsanwaltschaft, der Jugend-
anwaltschaft und vor dem Migrationsamt Dolmetscherinnen und Dolmetscher zum Einsatz kommen. 
Dolmetschende kommen zum Beispiel regelmässig auch vor den Zivilstandsbehörden zum Einsatz; 
hier (zum Beispiel für die Trauung) nur professionelle Dolmetscherinnen und Dolmetscher zum Ein-
satz zuzulassen, ist übertrieben und kostspielig (in diesem Fall zulasten der Brautleute). In der Praxis 
hat sich gezeigt, dass neben professionellen Dolmetschenden auch sogenannte Sprachvermittlerin-
nen und Sprachvermittler zielführend und kostengünstig zum Einsatz kommen können. Auch gehe 
der Entwurf nicht darauf ein, ob und wann es zulässig sein soll, dass die Mitarbeitenden der betroffe-
nen Verwaltungsbehörde selber und ohne Akkreditierung übersetzen können. Im Übrigen sollte zwi-
schen (erstinstanzlichen) Verfahren vor Verwaltungsbehörden und Verfahren vor Verwaltungsjustiz-
behörden unterschieden werden; vor Verwaltungsjustizbehörden muss mehr Professionalität der 
Dolmetschenden erwartet werden. Generell gelte: Damit sich Die Mitte mit diesem Projekt einver-
standen erklären könne, dürfen diese für die Behörden, den Staat oder die Rechtssuchenden nicht 
zu erheblichen finanziellen oder tatsächlichen Mehraufwendungen führen. 

Die FDP.Die Liberalen sprechen sich für die Professionalisierung des Dolmetscherwesens aus, sind 
jedoch gegen jegliche Mehraufwendungen. Der Grosse Rat habe die Professionalisierung des Dol-
metscherwesens vor kurzem beraten. Der Bedarf blieb unbestritten. Die Mehraufwendungen wurden 
jedoch abgelehnt. Es seien nun keine neuen Argumente vorgebracht worden. Die Mehraufwendun-
gen seien nicht plausibel, müsse doch künftig nicht mehr jede Stelle eine eigene Liste führen, son-
dern es könne eine gemeinsame Liste bewirtschaftet werden. Es benötige keine zentrale Bewirt-
schaftung mit einem Pensum von mindestens 20 %. Die Professionalisierung könne eingeführt 
werden (= einverstanden mit der Änderung des VRPG), aber mit den bestehenden Pensen (= gegen 
die geplante Umsetzung). 

Die EVP erachtet eine Professionalisierung bei häufig nachgefragten Sprachen als sinnvoll. Für 
sämtliche Sprachen professionelle Dolmetschende zu finden, sei aber wahrscheinlich nicht mit ver-
nünftigem Aufwand möglich. Um für Sprachen mit geringer Nachfrage Dolmetschende zu finden, 
müsste die Akkreditierung kostenlos sein. 

Die GLP begrüsst die Professionalisierung grundsätzlich. Es sei allerdings nicht ersichtlich, wieso 
diese Professionalisierung nur im Bereich des mündlichen Übersetzens ("Dolmetschen") und nicht 
auch im schriftlichen Bereich erfolgen soll. Der Kanton Zürich, der für diese Bestimmung gemäss An-
hörungsbericht (S. 25) Pate gestanden habe, sehe richtigerweise auch für schriftliche Übersetzungen 
ein Akkreditierungsverfahren und eine Qualitätssicherung vor (vgl. Sprachdienstleistungsverordnung, 
LS 211.17). Auch in diesem Bereich könne für die Zulassungskurse vom Angebot des Nachbarkan-
tons profitiert werden. Die GLP regt deshalb an, dass die Regelung von § 24a E-VRPG auch auf das 
schriftliche Übersetzen ausgeweitet werde. Die Bestimmung müsste wie folgt formuliert sein:  

"§24a Übersetzen  

1 Für das mündliche und schriftliche Übersetzen im Auftrag der Behörde ist eine Akkreditierung not-
wendig. (Abs. 2 unverändert)" 
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Der VAG unterstützt das Vorhaben. Als problematisch erachtet er es, dass derart hohe Anforderun-
gen gestellt werden sollen. Die Kosten für die Ausbildung seien hoch und dürften dazu führen, dass 
in einzelnen Sprachen keine akkreditierten Dolmetschenden verfügbar seien. Deshalb seien für sehr 
seltene Sprachen Ausnahmeregelungen zu formulieren. Es sei darauf zu achten, dass die Dolmet-
schenden der Polizei jederzeit zur Verfügung stünden und nicht an Wochenenden und in der Nacht 
diesbezüglich Mangel bestehe. Gemäss § 56a PolG seien der Artikel und die Ausführungen dazu zu 
wenig aussagekräftig beziehungsweise zu wenig differenziert. Es bestünden grosse Bedenken, dass 
gestützt auf diesen Artikel bei Personen, welche nicht akzentfrei Deutsch sprechen, bereits eine ein-
fache Übertretung mündlich durch einen Dolmetschenden eröffnet werden müsse. Aufwand und Er-
trag stünden so in keinem Verhältnis mehr zueinander. Von Seiten VAG besteht die Annahme, dass 
im Zusammenhang mit der Einführung des neuen § 26a im EG StPO die Strafverfahren auf Stufe 
Gemeinderat vergessen gingen (diese sind im Bericht zumindest nicht erwähnt). Auch bei diesen 
Verfahren müssten die Grundsätze der mündlichen Übersetzung eingehalten werden und Gemeinde-
räte müssten auf die akkreditierten Dolmetschenden zurückgreifen können.  

Die AIHK drückt ihre Skepsis aus, ob mit der in § 24a E-VRPG vorgesehenen Regelung nicht ein viel 
zu grosser Aufwand betrieben werde. Es wird bezweifelt, dass es ein derart aufwendiges Akkreditie-
rungsverfahren mit einem Zulassungskurs brauche. Eine schlankere, einfachere Lösung würde be-
vorzugt. Ein für alle Behörden zugängliches Verzeichnis der Dolmetscherinnen und Dolmetscher in 
der jeweiligen Sprache wäre sinnvoll. Das Verzeichnis sollte zentral von einer zu definierenden Stelle 
verwaltet werden. Ein derart komplexes und aufwendiges Akkreditierungsverfahren dürfte die mündli-
chen Übersetzungen zusätzlich verteuern, womit schlussendlich niemandem wirklich gedient sei. 

Die Stadt Aarau begrüsst die vorgeschlagene Regelung des Dolmetscherwesens sehr, hält jedoch 
fest, dass nichts bezüglich Dolmetschen für Gehörlose geregelt sei. Gemäss den Erläuterungen in 
der Botschaft soll § 24a E-VRPG im Entscheidverfahren der erstinstanzlichen Behörden zur Anwen-
dung gelangen. Musste eine vorbereitende Verwaltungseinheit bereits auf Dolmetscherdienste zu-
rückgreifen und hat sie sich nicht an die akkreditierten Dolmetscherinnen und Dolmetscher gehalten, 
kann dies im Falle von Entscheiden, die mit Erklärung an den Stadtrat weitergezogen werden kön-
nen (§ 39 Gemeindegesetz), zu Problemen führen, weil der Stadtrat als erstinstanzliche entschei-
dende Behörde die mündliche Übersetzung wiederholen lassen müsste, um nicht gegen § 24a  
E-VRPG zu verstossen. Wünschenswert wäre deshalb, dass diese Regelung ebenfalls für die vorbe-
reitenden Verfahrensschritte einer Verwaltungseinheit anwendbar ist. Schliesslich enthält § 24a  
E-VRPG keine Bestimmung, wonach der Regierungsrat auch die Voraussetzungen für den Entzug 
der Akkreditierung regeln kann. Es wäre wünschenswert, ebenfalls dazu eine explizite Bestimmung 
vorzusehen. 

Stellungnahme RR: Aufgrund der vielseitigen und umfangreichen Rückmeldungen sowie weiterer 
insbesondere organisatorischer Fragen, die noch zu klären sind, sind die Gerichte Kanton Aargau 
zum Schluss gekommen, dass die Thematik einer vertieften Prüfung unterzogen werden müsse. Um 
die vorliegenden Revisionsarbeiten nicht ungebührlich zu verzögern, wurde das Thema Professiona-
lisierung des Dolmetscherwesens aus dem vorliegenden Gesetzgebungsprojekt herausgelöst. Es 
soll zu einem späteren Zeitpunkt mit einer separaten Vorlage behandelt werden.  

6.3.6 Kostenauferlegung bei trölerischem Verhalten (§ 31 Abs. 5 E-VRPG) 

Die Regelung, dass Parteien Verfahrens- und Parteikosten, welche sie aufgrund trölerischem Verhal-
ten verursacht haben, selber bezahlen müssen, ist auf praktisch vollständige Zustimmung gestossen. 
Vereinzelt wird darauf hingewiesen, dass sich die Frage der Abgrenzung stellen werde, was als tröle-
risches Verhalten qualifiziert werden müsse respektive wann unnötige Kosten verursacht worden 
seien. Teilweise wird eine präzisere Formulierung, beispielsweise in Anlehnung an Art. 63 Abs. 3 
VwVG verlangt, welche lauten würde: "Einer obsiegenden Partei dürfen nur Verfahrenskosten aufer-
legt werden, die sie durch Verletzung von Verfahrenspflichten verursacht hat."  
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Stellungnahme RR: Generell ist festzuhalten, dass in der ZPO und im BGG gleichlautende Bestim-
mungen bestehen und dazu eine Gerichtspraxis besteht, welche für die zukünftige Auslegung in der 
Anwendung der §§ 31 Abs. 5 und 32 Abs. 4 E-VRPG herangezogen werden kann. Beispielhaft kann 
angeführt werden, dass sich unnötige Kosten ergeben, wenn die Beschwerdeinstanz mit Zeugenbe-
weis die Rechtzeitigkeit eines Beschwerdeeingangs überprüfen muss, weil die Anwältin oder der An-
walt die Rechtsschrift nicht per Einschreiben eingereicht hat (BGE 147 IV 526) oder wenn Kosten 
aufgrund trölerischer Begehren oder weitschweifiger Eingaben entstehen (BGE 141 III 426, Erw. 
2.4), oder wenn Angriffs- und Verteidigungsmittel unnötig spät vorgebracht werden. Die Bestimmung 
soll der Effizienzgewinnung in Verfahren dienen. Eine zusätzliche Einschränkung auf blosse Pflicht-
verletzungen würde dieser Effizienzsteigerung entgegenstehen. 

Der AGV ist eher gegen die neue Regelung. Diese solle insbesondere bei Verfahren gelten, wo es 
um finanzielle Aspekte geht, bei welchen der Rechtsunterworfene durch das Verfahren eine vermö-
gensrechtliche bessere Stellung beabsichtigt und eine gewisse Geschäftserfahrenheit nicht von der 
Hand zu weisen sei. Eine solche Lösung werde nur für Unternehmen, oder für Private, welche bei-
spielsweise eine Baubewilligung wollen für die Liegenschaft, nicht aber für Asylsuchende, Sozialhilfe-
empfänger, Krankenkassen-Vergünstigungen, etc. befürwortet.  

Stellungnahme RR: Wenn es um persönliche Verhältnisse geht (Asylverfahren, Sozialhilfe, Sozial-
versicherung), ist einer Person nicht vorzuwerfen, wenn sie sich bedeckt hält und keine Blösse zei-
gen will. Wird dadurch das Verfahren erschwert, handelt es sich nicht um "unnötige" Kosten.  

6.3.7 Einführung einer Frist für abstrakten Normenkontrollantrag (§ 70 Abs. 1bis E-VRPG) 

Die Regelung, mit welcher auf den abschliessenden Charakter des Verwaltungsgerichtsentscheids 
hingewiesen wird, wenn ein Normenkontrollbegehren später als 30 Tage nach Inkrafttreten des Er-
lasses erhoben wird, stiess auf praktisch einhellige Ablehnung. Sie wird als gesetzestechnisch miss-
glückt beurteilt. Sollte das Bundesgericht zu einer anderen Praxis finden, würde diese Bestimmung 
bundesrechtswidrig. Es ist generell Sache des Bundesrechts zu bestimmen, ob ein Entscheid vor 
Bundesgericht angefochten werden kann.  

Stellungnahme RR: Der Regierungsrat kann sich der Kritik anschliessen und verzichtet auf diese 
Änderung. 

6.3.8 Verlängerung der Beschwerdefristen für Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbe-
schwerden auf kommunaler Ebene (§ 68 Abs. 2 und 3 E-GPR) 

Der Verlängerung der obengenannten Fristen von 3 Tagen auf 10 Tage wurde grossmehrheitlich zu-
gestimmt. Den vereinzelten Vorschlägen, neu 5 respektive 7 Tage zu regeln, soll nicht gefolgt wer-
den. Damit würde an der bestehenden Situation nichts Wesentliches verändert, mit 7 Tagen würde 
zudem eine singulär vorkommende Frist geregelt und die heute bestehende Differenz zu den Ge-
meindebeschwerden würde beibehalten. 

Die Mitte und die FDP.Die Liberalen beantragen, dass neben den kommunalen auch die kantonalen 
Fristen auf 10 Tage verlängert werden sollen. Allenfalls könnte für die Wahlen eine separate Rege-
lung getroffen werden, um den im Anhörungsbericht aufgezeigten Problemen bei den Ständerats-
wahlen begegnen zu können. Weiter wird beantragt, dass der Ausschluss des Fristenstillstandes der 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht im GPR selber und nicht in § 42 VGPR zu regeln sei. 

Stellungnahme RR: Bereits in der Stellungnahme des Regierungsrats zur (20.303) Motion Dr. Lu-
kas Pfisterer, FDP, Aarau, und Suzanne Marclay-Merz, FDP, Aarau, betreffend Verlängerung der 
Beschwerdefrist für Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbeschwerden in kantonalen und kommu-
nalen Angelegenheiten wurde ausführlich dargelegt, warum der Regierungsrat eine differenzierte Re-
gelung der Fristen für Beschwerden vor respektive nach dem Wahl-/Abstimmungstag beziehungs-
weise Entscheid sowie eine Verlängerung der Fristen für Wahlen und Abstimmungen auf kantonaler 
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Ebene ablehnt, dass er es hingegen als sachgerecht erachte, die Fristen für Wahlen und Abstim-
mungen auf kommunaler Ebene auf 10 Tage zu verlängern. In diesem Sinn war er bereit, das Postu-
lat entgegenzunehmen. Dieses wurde stillschweigend als solches überwiesen. An der damaligen Ar-
gumentation hat sich nichts geändert. Grundsätzlich teilt der Regierungsrat die Meinung der An-
hörungsteilnehmenden, dass unterschiedliche Fristen für Stimmrechts-, Abstimmungs- und Wahlbe-
schwerden auf den drei föderalen Ebenen suboptimal sind. Indem die Frist auf kantonaler Ebene der 
neu vorgesehenen Frist auf kommunaler Ebene angepasst wird, würde das Problem allerdings nicht 
gelöst. Auch auf Bundesebene gilt eine dreitägige Frist für Stimmrechts-, Abstimmungs- und Wahlbe-
schwerden. Eine Anpassung der Beschwerdefrist auf 10 Tage auch bei kantonalen Abstimmungen 
unter Beibehaltung der dreitägigen Frist bei Wahlen (Ständerats-, Regierungsrats- sowie Bezirks- 
und Kreiswahlen) erachtet der Regierungsrat zusätzlich als wenig sinnvoll, weil in diesem Fall sogar 
innerhalb der kantonalen Ebenen unterschiedliche Fristen gelten würden. 

Der Einwand betreffend § 42 VGPR ist gerechtfertigt. Gemäss § 28 Abs. 2 VRPG gelten Rechtsstill-
standsfristen nur vor den Verwaltungsjustizbehörden. Im Übrigen richtet sich der Fristenstillstand 
nach der ZPO (vgl. § 28 Abs. 1 VRPG). Nach § 1 Abs. 3 VRPG bleiben Sonderbestimmungen in an-
deren Erlassen vorbehalten. Gesetzestechnisch konsequent sind deshalb Ausnahmen von Rechts-
stillständen in den jeweiligen Sachgesetzen zu regeln. Entsprechend wird die Bestimmung von § 42 
VGPR neu in § 68 Abs. 3 E-GPR aufgenommen. 

6.3.9 Zuständigkeit der kantonalen Schlichtungsstelle für Personalfragen für das Personal 
von Gemeinden, Gemeindeverbänden und anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
(§ 48 Abs. 1 E-PersG) 

Dem Vorschlag, dass die kantonale Schlichtungsstelle für Personalfragen auch für Gemeindeange-
stellte zur Verfügung stehen soll, wurde grossmehrheitlich zugestimmt. Die SVP, der AGG und der 
AGV sprechen sich (eher) dagegen aus. Der Kanton müsse nicht alles finanzieren und den Gemein-
den solle offengelassen werden, ob ihr Personal direkt an das Gericht gelangen oder zuerst die 
Schlichtungsstelle anrufen müsse. Wenn die Situation von öffentlich-rechtlichen Angestellten – zu 
Recht – verbessert werde, so sei zwingend für eine Kompensation in anderen Bereichen zu sorgen. 

Stellungnahme RR: Bei dieser Frage geht es nicht in erster Linie um die Finanzierung der Schlich-
tungsstelle, sondern darum, dass auch den erwähnten öffentlich-rechtlich angestellten Mitarbeiten-
den bei einer personalrechtlichen Streitigkeit ein niederschwelliges Schlichtungsverfahren zur Verfü-
gung steht und sie sich nicht direkt an das Verwaltungsgericht wenden müssen. Es ist unbestritten, 
dass eine fachkundige Schlichtungsstelle auch für das Personal von Gemeinden sehr sinnvoll wäre. 
Für die Lehrpersonen der Volksschule, die ja auch von den Gemeinden angestellt sind, ist das be-
reits heute der Fall. Erfahrungen der vergangenen Jahre haben gezeigt, dass ein Bedürfnis nach  
einer Schlichtungsstelle auch im Bereich der Gemeinden/Gemeindeverbände besteht. Mit der vorge-
schlagenen Lösung sollen alle öffentlich-rechtlichen Mitarbeitenden der Gemeinden in Bezug auf den 
Rechtsschutz nun gleichbehandelt werden. Die Gemeinden haben seit Jahren das Recht, für ihr Per-
sonal eine solche Schlichtungsmöglichkeit vorzusehen. Davon wurde praktisch nicht Gebrauch ge-
macht. Ein Flickenteppich je nach Gemeinde mit der damit verbundenen Unsicherheit soll vermieden 
werden. Für privatrechtlich Angestellte gilt gemäss Obligationenrecht bereits heute ein Einigungsver-
fahren vor Arbeitsgericht für Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis. Mit der Einführung des Schlich-
tungsverfahrens nach Personalgesetz wird eine Gleichstellung der öffentlich-rechtlich Angestellten 
erreicht und nicht eine Privilegierung. Aktuell ist nicht vorgesehen, dass sich die Gemeinden an den 
Kosten der Schlichtungsbehörde beteiligen müssen. Sollte aber eine deutliche Zunahme der Gesu-
che erfolgen, ist auch der Ressourcenbedarf und eine allfällige Beteiligung der Gemeinden vertieft zu 
prüfen. 

6.3.10 Regelung der Kostenlosigkeit der Gemeindebeschwerde (§ 107 Abs. 3bis E-GG) 

Die explizite Regelung der Kostenlosigkeit der Gemeindebeschwerde stiess auf nahezu vollumfängli-
che Zustimmung. Es sind keine weiteren Ausführungen anzubringen. 
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6.3.11 Gesetzliche Verankerung, wonach Anträge der Einwendung im Beschwerdeverfahren 
nicht mehr erweitert werden können (§ 4 Abs. 2bis E-BauG) 

Die heute in § 60 Abs. 2 Bauverordnung enthaltene Regelung, wonach Anträge der Einwendung im 
Beschwerdeverfahren nicht mehr erweitert werden können, soll in das Baugesetz überführt werden. 
Dieser Vorschlag erhielt numerisch eine Zustimmung von 85 %. Dagegen sprechen sich die SVP, die 
Mitte, die GLP, die GRÜNE, die SP, der AGV, die AIHK und die Steuerfachleute aus. Im Wesentli-
chen wird ausgeführt, dass der neue Abs. 2bis gesetzestechnisch vollkommen verunglückt sei. Die 
Einwendungen würden vor dem Baubewilligungsverfahren beziehungsweise vor dem Planungsbe-
schluss erfolgen und würden die Ausübung des rechtlichen Gehörs gemäss Art. 29 Abs. 2 Bundes-
verfassung sicherstellen. Dafür Formvorschriften zu erlassen, sei in der Bundesverfassung nicht vor-
gesehen und dürfte bundesrechtswidrig sein. Abgesehen von diesen grundsätzlichen rechtlichen 
Vorbehalten würde diese Regelung dazu führen, dass die Betroffenen vermehrt bereits im Einwen-
dungsverfahren maximale Forderungen stellen und unter Umständen anwaltliche Unterstützung be-
anspruchen würden. Dadurch werde das Verfahren komplexer und aufwendiger und eine gütliche 
Einigung durch den Gemeinderat dürfte deutlich schwieriger werden. Es würde nicht überraschen, 
wenn namentlich die Gemeinden die vorgeschlagene Regelung vehement ablehnen würden. Das 
Verwaltungsgericht des Kantons Aargau habe mehrfach festgestellt, dass § 60 Abs. 2 BauV dem 
übergeordneten Baugesetz widerspreche und deshalb – im Einklang mit der Lehre – nicht zur An-
wendung gelangen könne. Es werde abgelehnt, eine zweifelhafte Bestimmung einer Verordnung via 
Gesetzesrevision "zu legalisieren". Anstelle einer Anpassung von § 4 BauG sollte § 60 Abs. 2 BauV 
gestrichen werden.  

Stellungnahme RR: Die ausdrückliche Regelung, die neu auf Gesetzesstufe statt in der Bauverord-
nung stehen soll, entspricht der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zu den Einwendungen bei Pro-
jekten, die von Bundesbehörden bewilligt werden (wie Eisenbahn- oder Autobahnprojekte sowie 
Lärmsanierungen dazu). An der sogenannten Niederschwelligkeit beziehungsweise Laientauglichkeit 
des Einwendungsverfahrens ändert sich nichts. Jede Person kann und soll frei sagen, was sie am 
Bauprojekt stört. Wer als Laie zumindest sinngemäss zum Ausdruck bringt, dass er oder sie gegen 
das ganze Bauprojekt ist, nicht nur gegen einen Teil, kann auch im Beschwerdeverfahren einen um-
fassenden Antrag auf Nichtbewilligung stellen. Geregelt wird nur, dass ein begrenzter Antrag später 
im Beschwerdeverfahren nicht mehr erweitert werden kann. Die Begründung ist insofern nicht betrof-
fen. Sie muss im Einwendungsverfahren nicht juristisch korrekt formuliert sein und kann im Be-
schwerdeverfahren grundsätzlich frei geändert werden. 

Entgegen der geäusserten Mutmassung ist die Regelung verfassungskonform. Das Bundesgericht 
hat in einem publizierten Leiturteil die in diesen Anhörungseingaben vorgebrachte rechtliche Argu-
mentation ausdrücklich als unzutreffend verworfen (BGE 133 II 30 ff.). Der publizierte Leitsatz lautet 
auf Deutsch: 

"Der Streitgegenstand im eisenbahnrechtlichen Lärmsanierungs- beziehungsweise Plangenehmi-
gungsverfahren bestimmt sich anhand der während der Auflagefrist gestellten Begehren und kann 
weder im Beschwerdeverfahren noch im Verwaltungsgerichtsbeschwerdeverfahren erweitert wer-
den." 

In den Erwägungen steht (Hinweis: Der hier im Bundesrecht verwendete Begriff "Einsprache" ent-
spricht dem Begriff "Einwendung" und nicht einer nachträglichen Einsprache gegen einen Ent-
scheid): 

"Bestimmt sich mithin der Streitgegenstand im eisenbahnrechtlichen Plangenehmigungsverfahren 
aufgrund der während der Auflagefrist gestellten Begehren, so kann er im Anschluss an den Ein-
spracheentscheid [Einwendungsentscheid] bzw. an die Plangenehmigungsverfügung nicht mehr er-
weitert werden. …  (Es ist) den Parteien daher grundsätzlich verwehrt, vor der nächsthöheren In-

stanz neue oder weitergehende Begehren zu stellen." 
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Das Bundesgericht hat dabei ausdrücklich die Ansicht der Vorinstanz verworfen, wonach das Ein-
wendungsverfahren den Streitgegenstand nicht festlege, da dieses kein eigentliches Rechtsmittelver-
fahren darstelle, sondern (wegen der Vielzahl potenzieller Parteien) in erster Linie der formalisierten 
Gewährleistung des rechtlichen Gehörs diene. 

Das Baugesetz verlangt seit drei Jahrzehnten, dass die Einwendung einen Antrag haben muss. Sie 
muss auch eine Begründung haben, doch diese kann später grundsätzlich geändert werden. Würde 
man es erlauben, dass der Beschwerdeantrag über den Antrag in der Einwendung hinausgehen darf, 
würde damit die bestehende Vorschrift quasi zum toten Buchstaben werden. Einzelne andere Kan-
tone kennen zwar eine solche Regelung, indem die an einer Beschwerde Interessierten sich auf Ge-
meindestufe nur anmelden müssen, damit sie die anfechtbare Baubewilligung zugestellt erhalten. 
Doch diese Kantone kennen dazu keine 30-tägige Frist wie in § 4 BauG. Diese lange Frist entspricht 
der üblichen Rechtsmittelfrist; sie ist mit dem heutigen VRPG gleich wie die Einsprache- und Be-
schwerdefristen von 20 auf 30 Tage verlängert worden. Dazu hätte es keinen Grund gegeben, wenn 
der Antrag später erweitert werden könnte. Dass dies nicht zulässig ist, soll nun auf Gesetzesstufe 
klargestellt werden. Die Gesetzesanpassung präzisiert bloss, was bereits bei richtiger Auslegung gel-
tendes Recht ist. 

Damit wird auch die Gemeindeautonomie gestärkt: So wird gewährleistet, dass sich bereits die für 
die Baubewilligung zuständige Instanz mit den Anliegen der Projektgegnerschaft auseinandersetzt. 
Ganz besonders trifft dies zu, wenn es um die Auslegung der kommunalen Bestimmungen in der 
Bau- und Nutzungsordnung oder um den Ortsbildschutz etc. geht. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, 
dass der Gemeinderat als Baubewilligungsbehörde das Recht von Amts wegen anwenden muss. 

Es gibt in der Praxis keine Belege dafür, dass die neue Regelung, die heute bereits seit langem in 
der Bauverordnung enthalten ist, dazu führen soll, dass vermehrt anwaltliche Unterstützung bereits 
im Einwendungsverfahren gesucht und durch den Beizug einer Anwältin oder eines Anwalts eine  
Einigung deutlich schwieriger wird. Auch wird das Verfahren nicht aufgebläht, vielmehr beurteilt die 
zuständige und laut konstanter gerichtlicher Praxis mit den örtlichen Verhältnissen am besten ver-
traute Baubewilligungsbehörde das Bauprojekt in voller Kenntnis der umstrittenen Punkte, was das 
Verfahren insgesamt vereinfacht und beschleunigt. Die Niederschwelligkeit des kostenlosen Verfah-
rens für Laien bleibt unverändert. Im Gegenteil wird eine Einigung erschwert, wenn eine Partei, die 
bereit ist, zu taktieren und das Verfahren aufzublähen, dies erst auf Stufe Beschwerdeverfahren tut. 
Dann sind unnütz gewordene Planungskosten angefallen und hohe Partei- und Verfahrenskosten zu 
verteilen und zu tragen, was einer Einigung abträglich ist, ebenso wie die enttäuschte Erwartung der 
Bauherrschaft, namentlich, wenn sie der Nachbarschaft bereits mit einer Projektanpassung entge-
gengekommen ist. Das Verhalten, im Beschwerdeverfahren die Anträge zu erweitern, verhärtet in 
der Regel ganz klar die Fronten.  

Die Regelung vermeidet zudem falsche Anreize. Richtigerweise gilt: Wer bereits im kostenlosen Ein-
wendungsverfahren eine "ausufernde" anwaltliche Unterstützung beizieht, reduziert die mögliche 
Parteientschädigung im Beschwerdeverfahren (wegen Erleichterungen der Rechtsvertretung durch 
die Kenntnisse aus dem Einwendungsverfahren). Und wer im Beschwerdeverfahren die Beschwer-
debegehren unnötig weit fasst, gefährdet damit zudem das Mass des Obsiegens und schmälert im 
Fall des nur teilweisen Obsiegens die Höhe der möglichen Parteientschädigung.   

Dass die Verfahren effizienter und beschleunigt werden und insbesondere nicht immer wieder neue 
Punkte gegen ein Bauprojekt vorgebracht werden können sollen, ist auch das Ziel der (15.120) Mo-
tion Pfisterer, die eine Auslegeordnung zu den möglichen Umsetzungsmassnahmen verlangt.  

Entgegen der Vermutung in einer Eingabe, sind sämtliche 39 an der Anhörung teilnehmenden Ge-
meinden völlig oder eher mit der Regelung einverstanden. 
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Dass diese Klarstellung sinnvoll ist und ohne sie die Verfahren deutlich ineffizienter wären, die 
Rechtsunsicherheit gefördert würde, was zulasten der Investitionssicherheit ginge, und vergebliche 
Umplanungsaufwände entstehen könnten, zeigt ein aktuelles Praxisbeispiel: 

Ein Anstösser verlangt in der Einwendung, dass das Haus B einer Arealüberbauung tiefer zu setzen 
sei. Die Bauherrschaft passt ihr Baugesuch teilweise an. In der Beschwerde gegen den Entscheid 
beantragt derselbe Anstösser neu zusätzlich, dass der Abbruch der bestehenden Gebäude nicht zu 
bewilligen sei und falls doch, dass ebenfalls die Häuser A und C in der Höhe reduziert werden müss-
ten. 

Kann im Beschwerdeverfahren der Antrag erweitert werden, verzögern sich die Verfahren und wer-
den aufwendiger, nicht umgekehrt.  

An der Kodifizierung von § 60 Abs. 2 BauV im Baugesetz wird festgehalten. 

6.3.12 Voraussetzungen des elektronischen Rechtsverkehrs (§ 7 E-VRPG) 

Den angepassten respektive neuen Regelungen zum elektronischen Rechtsverkehrs wurden von 
den Anhörungsadressaten mehrheitlich zugestimmt. Allerdings haben sich insbesondere fünf Par-
teien völlig (SVP, SP, Grüne) respektive eher (Die Mitte, GLP) dagegen ausgesprochen. 

Die SVP führt aus, eine Anpassung in der angedachten Form würde eine Anpassung von § 26 
VRPG bedingen, was aber nicht vorgesehen sei. Zudem sei die angedachte Anpassung nicht stufen-
gerecht legiferiert und damit bereits technisch falsch vorgenommen. Ausserdem sei es allgemein üb-
lich, dass zwischen schriftlichen Mitteilungen einerseits und elektronischen Mitteilungen andererseits 
unterschieden werde. Genau diese Unterscheidung mache insbesondere der Bundesgesetzgeber 
(vgl. unter anderem Art. 85, 86 und 110 StPO; Art. 130, 138 und 139 ZPO; Art. 21, 21a, 34 Abs. 1 
und 1bis VwVG etc.). Sie entspreche auch den bisherigen Konzeptionen von § 7 Abs. 1 VRPG. Wieso 
der Kanton Aargau neu eine eigene, dem allgemeinen Verständnis widersprechende Lösung realisie-
ren wolle und sich nicht an die Gesetzgebung des Bundes anlehne, sei nicht nachvollziehbar. Die 
neue Regelung dürfte nichts weiter als Unklarheiten für Rechtssuchende bescheren und damit die 
Komplexität des Verfahrens massiv erhöhen.  

Stellungnahme RR: Das Verwaltungs- und Verwaltungsjustizverfahren vor kantonalen und nationa-
len Behörden ist vom Grundsatz der Schriftlichkeit geprägt. Das Bundesrecht hält dies zwar nicht 
ausdrücklich fest, es ergibt sich aber beispielsweise aus Art. 34 Abs. 1 VwVG, wonach die Behörde 
Verfügungen den Parteien schriftlich eröffnet. Im Weiteren ergibt sich die Schriftlichkeit im VwVG aus 
den Bestimmungen über die Beschwerdeschrift und den Schriftenwechsel im Beschwerdeverfahren 
(unter anderem Art. 52 VwVG, Art. 57 VwVG). Im VRPG lässt sich der Grundsatz der Schriftlichkeit 
insbesondere aus den geltenden §§ 7, 26, 43 und 45 ableiten. Durch den neu formulierten § 7 Abs. 1 
E-VRPG wird nun der Grundsatz der Schriftlichkeit ausdrücklich festgehalten. 
Nach der im neu formulierten § 7 E-VRPG gewählten Konzeption bedeutet Schriftlichkeit ausdrück-
lich nicht nur die Überlieferung des Textes auf Papier. Es ist zwischen der Form der Kommunikation 
und dem Trägermedium für diese Kommunikation zu unterscheiden. Schriftlichkeit bedeutet eine 
Kommunikation in Schriftform, im Gegensatz zu einer mündlichen Kommunikation in Bild oder Ton. 
Schriftform kann mittels des Trägermediums Papier oder eines elektronischen Trägers (Datenstrom, 
Datei) erfolgen. Schriftlichkeit bringt daher den Gegensatz zur Mündlichkeit zum Ausdruck und ist so-
mit zeitgemäss sowohl als "schriftlich auf Papier" (auf Papier ausgedruckt beziehungsweise beschrif-
tet auf Papier vorhanden und eingereicht/zugestellt) wie auch als "schriftlich-elektronisch" (das heisst 
in einer elektronischen Datei vorhanden und auf elektronischem Weg eingereicht/zugestellt) zu ver-
stehen (§ 7 Abs. 1bis E-VRPG). Dieses Verständnis hat insbesondere auch den Vorteil, dass es ge-
rade dem neu eingeschlagenen Ansatz des Bundesgesetzgebers, insbesondere im Vorentwurf zum 
neuen Bundesgesetz über die Plattform für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ), 
folgt. So führt die Botschaft zum BEKJ vom 15. Februar 2023 etwa zur vorgesehenen Änderung von 
Art. 52 Abs. 1 und 3 VwVG und Art. 130 ZPO aus: 
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Art. 52 Abs. 1 VwVG: "Bis anhin sieht das VwVG vor, dass Beschwerdeschriften unterzeichnet wer-
den müssen. Bei elektronischen Eingaben über die Plattform fällt das Unterschriftserfordernis weg 
(vgl. Art. 22 VE-BEKJ). Für eine elektronische Beschwerdeschrift ist es ausreichend, wenn sich die 
Partei oder deren Rechtsvertreterin oder Rechtsvertreter an der Plattform authentifiziert und der Be-
hörde die Beschwerdeschrift elektronisch übermittelt. Papierne Beschwerdeschriften müssen weiter-
hin unterzeichnet werden."  

Art. 52 Abs. 3 VwVG: "Da elektronische Beschwerdeschriften nicht mehr unterzeichnet werden müs-
sen, ist auch Absatz 3 entsprechend anzupassen und die fehlende Unterschrift auf papierne Einga-
ben zu beschränken."  

Art. 130 ZPO: "Die bisherige Bestimmung wird dahingehend präzisiert, dass nur noch Eingaben in 
Papierform zu unterzeichnen sind. Elektronische Eingaben müssen nicht unterzeichnet werden, da 
die Authentifizierung an der Plattform an die Stelle der Unterzeichnung tritt (vgl. Art. 52 Abs. 1 und 3 
VE-VwVG)." 

Von dieser Betrachtungsweise gehen denn auch die Kantone Zürich und Bern im Rahmen der dort 
gegenwärtig laufenden Revisionen der Verwaltungsrechtspflegegesetze aus. So hält der Revisions-
entwurf des Verwaltungsrechtspflegegesetzes (VRG) des Kantons Zürich unter der Marginale 
"Schriftlichkeit" in § 4b Abs. 1 neu fest: 

"Schriftliche Verfahrenshandlungen können in Papierform oder elektronisch erfolgen." 

Der Antrag des Regierungsrats des Kanton Zürich vom 13. Juli 2022 führt dazu aus: 
"Anstatt, wie im Vorentwurf vorgesehen, den Begriff "schriftlich" um "oder elektronisch" im VRG und 
mehreren Spezialerlassen zu ergänzen, wurde "schriftlich" in einer Grundsatzregelung als "in Papier-
form" oder "elektronisch" definiert (vgl. auch Art. 130 Abs. 1 ZPO)."Schriftliche" Verfahrenshandlun-
gen können demnach sowohl in Papierform als auch elektronisch erfolgen, also beispielsweise ein 
Rekurs elektronisch eingereicht oder eine Anordnung elektronisch eröffnet werden. Das Erfordernis 
der Schriftlichkeit kann mit beiden Formen erfüllt werden. Im Vergleich zu der in der Vernehmlas-
sungsvorlage vorgesehenen Regelung differenziert diese Regelung präziser, dass die Form der 
Übermittlung im Mittelpunkt steht. Die Regelung von § 4b stellt klar, dass elektronisches Handeln 
nicht eine Ausnahme zur Papierform darstellt, sondern die Papierform und der elektronische Weg 
nebeneinander bestehen. Die Wahlfreiheit von Privatpersonen bleibt gewährleistet, sofern keine spe-
zialgesetzlichen Vorgaben diese einschränken." 

Dem Vortrag des Regierungsrats des Kantons Bern zur Änderung des VRPG, Einführung des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs, vom 26. Oktober 2022 ist in Fussnote 30 ebenso Folgendes zu entneh-
men: 
"Im vorliegend geänderten VRPG wird "schriftlich" als Gegensatz zu "mündlich" verstanden. Dies war 
bereits im bisherigen VRPG der Fall, wie aus Art. 23 Abs. 2 und Art. 31 VRPG hervorgeht. Praxisge-
mäss bedeutete "Schriftlichkeit" jedoch stets die Papierform, weil elektronische Eingaben z.B. per  
E-Mail nicht zugelassen waren (MICHEL DAUM, in Herzog/Daum [Hrsg.], Kommentar zum berni-
schen VRPG, 2. Aufl. 2020, Art. 31 N. 1). In Art. 21a E-VwVG ist die elektronische Eingabe eine Son-
derform der schriftlichen Eingabe i.S.v. Art. 21 VwVG (s. auch Art. 34 VwVG). Diesem Konzept folgt 
das geänderte VRPG. Aus diesem Grund sind auch elektronische Eingaben eine schriftliche Form 
wie die Eingaben auf Papier." 

Der vorliegend in § 7 E-VRPG explizit und unter dem neuen Zwischentitel 3.1 (Verfahrensvorschrif-
ten; Allgemein) sowie der neuen Paragrafenüberschrift (Verkehr mit den Behörden; a. Allgemeines) 
grundsätzlich festgeschriebene Schriftlichkeitsbegriff hat somit ebenfalls für das ganze Verfahrens-
recht nach VRPG Geltung. Namentlich muss folglich auch bei § 26 VRPG betreffend die Eröffnung 
von Entscheiden nicht nochmals ausdrücklich geregelt werden, dass auch eine elektronische Zustel-
lung (Eröffnung) von Entscheiden möglich sei. Die in den §§ 26 und 43 VRPG erwähnte Schriftlich-
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keitsvorschrift soll demgegenüber gemäss dem neuen und für den formellen Verkehr mit den Behör-
den grundsätzlich geltenden § 7 VRPG explizit die Mündlichkeit ausschliessen. Unter den Begriff 
Mündlichkeit fallen im Übrigen auch Sprach- beziehungsweise Sprachbildnachrichten per elektroni-
schem Träger. 

Aufgrund des unterschiedlichen Trägermediums unterscheidet sich die Schriftlichkeit in elektroni-
scher Form in Bezug auf die formellen Anforderungen für Eingaben an Behörden beziehungsweise 
für behördliche Entscheide (Unterzeichnung, Übermittlung, Fristwahrung etc.) zur Schriftlichkeit in 
Papierform. In den jeweiligen bundesrechtlichen Verfahrenserlassen werden diese Unterscheidun-
gen in je einzelnen Bestimmungen geregelt (vgl. 85, 86 und 110 StPO; Art. 130, 138 und 139 ZPO; 
Art. 21, 21a, 34 Abs. 1 und 1bis VwVG). Wie der geltende § 7 VRPG regelt auch der neue § 7a E-
VRPG die gesamte elektronische Kommunikation und damit auch die Unterschiede zur Schriftlichkeit 
auf Papierform zwischen den Parteien und den Verwaltungs- respektive Verwaltungsjustizbehörden 
als allgemeine Bestimmung (ebenfalls unter dem neuen Zwischentitel 3.1 [Verfahrensvorschriften; 
Allgemein] sowie der neuen Paragrafenüberschrift [Verkehr mit den Behörden; b. Elektronischer Ver-
kehr]). Dieser Ansatz einer allgemein geltenden Regelung zum elektronischen Rechtsverkehr macht 
es entbehrlich, bei jeder Art von Verfahren beziehungsweise bei jedem Verfahrensschritt separate 
Regelungen zur jeweiligen elektronischen Handlungsform zu erlassen oder weitere Gesetze anzu-
passen. 

Für die EDU darf für die Rechtssuchenden kein Mehraufwand entstehen. Der Rechtsverkehr in reiner 
Papierform müsse immer noch möglich sein.  

Stellungnahme RR: Die Möglichkeit, elektronisch mit den Behörden verkehren zu können, ent-
spricht einem breiten Bedürfnis und führt weitgehend zu einer Vereinfachung. Gemäss § 7a Abs. 2 
E-VRPG bedarf der elektronische Rechtsverkehr aber auch mit der vorliegenden Revision weiterhin 
der Zustimmung der Partei. Ohne diese Zustimmung erfolgt der Rechtsverkehr weiterhin in Papier-
form.  

Die Mitte ist mit der in § 7 Abs. 1bis E-VRPG implizierten Gleichwertigkeit von schriftlichen und elekt-
ronischen Eingaben nicht einverstanden. Sie ist der Ansicht, es sei üblich, dass zwischen schriftli-
chen Mitteilungen einerseits und elektronischen Mitteilungen andererseits unterschieden werde. Ge-
nau diese Unterscheidung mache insbesondere auch der Bundesgesetzgeber (vgl. unter anderem 
Art. 85, 86 und 110 StPO; Art. 130, 138 und 139 ZPO; Art. 21, 21a, 34 Abs. 1 und 1bis VwVG etc.). 
Sie entspreche auch der bisherigen Konzeption von § 7 Abs. 1 VRPG. Wieso der Kanton Aargau neu 
eine eigene, dem allgemeinen Verständnis widersprechende Lösung realisieren wolle und sich nicht 
an die Gesetzgebung des Bundes anlehne, sei nicht einsichtig und dürfte namentlich den Rechtssu-
chenden nur Unklarheiten bescheren. In Bezug auf den § 7a E-VRPG verweist die Mitte auf die 
durch den Bund gewählte klare Lösung, welche gesetzestechnisch korrekt legiferiert worden sei und 
problemlos auf kantonaler Ebene übernommen werden könne. 

Stellungnahme RR: vgl. Stellungnahme zur SVP. 

Die FDP.Die Liberalen bewerten die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs grundsätzlich 
positiv. Sie befürchten aber, dass durch die Regelungen in § 7 Abs. 1bis oder in § 7a E-VRPG der 
einfache Verkehr per E-Mail, der im Alltag mit den Behörden im gegenseitigen Einverständnis statt-
findet, potenziell ausgeschlossen werde. Dieser einfache E-Mail-Austausch im Einverständnis mit 
den Parteien müsse aber möglich bleiben. Das könne in § 7 Abs. 1bis oder in § 7a E-VRPG geregelt 
werden. 

Stellungnahme RR: In der bisherigen Praxis werden Verfahren praktisch ausschliesslich schriftlich 
geführt. Die §§ 7 Abs. 1bis und § 7a E-VRPG gelten daher für die Verfahrensvorschriften, soweit da-
mit der bereits heute geregelte formelle Verkehr mit den Behörden gemeint ist. Insofern wird "ledig-
lich" die bestehende Praxis, der gelebte Alltag ausdrücklich geregelt. Das heisst nicht, dass nicht in-
formell Kontakt mit einer Behörde aufgenommen werden kann, um etwa zu klären, ob und wo ein 
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Anliegen eingebracht werden soll. Somit bleiben beispielsweise einfachere Anfragen oder Auskünfte 
per Telefon oder E-Mail wie bis anhin weiter möglich, soweit es sich dabei noch um keine formali-
sierten Verfahrensschritte handelt und das Verfahrensrecht folglich dafür auch noch keinen formellen 
Verkehr mit den Behörden verlangt. Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung ist dazu nicht erforder-
lich. 

Die GLP bemerkt vorab, dass das derzeit in Beratung befindliche BEKJ keine Regelungen für die 
kantonalen Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsverfahren enthalten werde. Es sei deshalb voraus-
schauend, wenn die entsprechenden Bestimmungen bereits jetzt ins VRPG integriert würden, um 
nicht in naher Zukunft bereits eine erneute Revision anstossen zu müssen. Der Kanton Aargau sei 
frei, bereits jetzt für das Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsverfahren das Primat der elektroni-
schen Akte festzulegen. Hier könne der Kanton Aargau für einmal eine echte Vorreiterrolle im Be-
reich der Digitalisierung einnehmen.  

Sodann sei die Terminologie im VRPG derjenigen der einschlägigen Bundesgesetze anzupassen. 
Insbesondere solle nicht missverständlich von einem "qualifizierten elektronischen Zugang", sondern 
von einer "anerkannten elektronischen Zustellplattform" gesprochen werden.  

Gleiches gelte für die Unterscheidung "schriftlich" (inklusive digital) versus "mündlich" (in § 7 E-
VRPG). Es wäre richtig, sich hier an die Terminologie des Bundesgesetzes zu halten und von Einga-
ben "in Papierform" versus "elektronisch" zu sprechen. Andernfalls würden hier terminologische Un-
schärfen geschaffen. Im Weiteren werde angeregt, dass im elektronischen Verkehr mit Verwaltungs-
behörden eine qualifizierte elektronische Signatur zum Einsatz kommen müsse. Damit könne auch 
die seltsame Formulierung in der Bestimmung, dass "die Eingaben der absendenden Partei zuver-
lässig zugeordnet werden können" beseitigt werden. Es mache keinen Sinn, hier "technologieneut-
rale Formulierungen" zu wählen, während alle einschlägigen Bundesgesetze klar eine qualifizierte 
elektronische Signatur verlangen würden. Ein Verweis auf das Bundesgesetz über die elektronische 
Signatur wäre richtig und absolut angemessen.  

Dezidiert dagegen ist die GLP, dass die Behörden nach einer elektronischen Eingabe eine Nachrei-
chung in Papierform verlangen können (§ 7a Abs. 1 E-VRPG letzter Satz). Damit werde der elektro-
nische Rechtsverkehr bereits im Voraus kastriert, was sich bei der Einführung des elektronischen 
Rechtsverkehrs im Zivilprozess (Art. 139 ZPO) als krasser Fehler gezeigt habe. Eine entsprechende 
Formulierung sei schliesslich deshalb auch revidiert worden. 

Stellungnahme RR: Das BEKJ führt zu Anpassungen der Verfahrensrechte des Bundes, auch des 
VwVG. Weil der Anwendungsbereich des VwVG grundsätzlich demjenigen des VRPG entspricht, ist 
es naheliegend, bestimmte Regelungen zum elektronischen Rechtsverkehr sinngemäss auch in das 
kantonale Verwaltungsverfahrensrecht zu übernehmen. Dies kann aber erst erfolgen, wenn diese 
Änderungen weitgehend geklärt sind. Die von dieser Bundesgesetzgebung abhängigen Anpassun-
gen im VRPG können somit erst längerfristig umgesetzt werden, weshalb diese in einer späteren 
Vorlage unterbreitet werden. In diesem Zusammenhang muss dann auch eine Revision oder Totalre-
vision der ÜmV geprüft werden. 
Unter dem Begriff der "qualifizierten elektronischen Zustellplattform" wird zumeist eine E-Mail-ba-
sierte Zustellplattform verstanden (IncaMail). Der Begriff "qualifizierter elektronischer Zugang" um-
fasst demgegenüber zusätzlich auch webbasierte Behördenportale (Smart Service Portal und andere 
gemäss Anhang ÜmV). Ausserdem ist zu beachten, dass gewisse Behördenportale über keine Zu-
stellfunktion verfügen und daher keine an gesetzliche Fristen gebundene Eingaben empfangen und 
auch keine Entscheide elektronisch auf dem Behördenportal zum Abruf bereitstellen können (vgl. 
§§ 2 und 2a ÜmV). 

Das Unterschriftserfordernis stellt bei der Digitalisierung stets ein grosses Hindernis dar. Die Verwen-
dung einer qualifizierten elektronischen Signatur als Pendant zur eigenhändigen Unterzeichnung hat 
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sich im elektronischen Rechtsverkehr daher nicht richtig durchgesetzt. Mit dem BEKJ soll das Unter-
schriftserfordernis bei der elektronischen Übermittlung dementsprechend auch wegfallen. Anstelle 
der Unterschrift erfolgt die Authentifizierung der Person mittels einer anerkannten elektronischen 
Identität beziehungsweise die Authentifizierung der Behörde mittels Anbringen eines geregelten 
elektronischen Siegels. Ein Verweis auf das Bundesgesetz über die elektronische Signatur würden 
den angestrebten Änderungen durch den Bundesgesetzgeber nicht mehr entsprechen. Ergänzend 
wird auf die Ausführungen zur § 7a Abs. 1 E-VRPG verwiesen. 

Gewisse Dokumente müssen nach wie vor in Papierform eingereicht werden können. Dies ist zum 
einen dann der Fall, wenn es aus Beweiszwecken auf die Beschaffenheit des physischen Doku-
ments ankommt, zum Beispiel bei der Prüfung der Echtheit einer Unterschrift oder eine Urkunde. 
Diese Dokumente können zwar digitalisiert werden, aber für die Überprüfung der Echtheit der Ur-
kunde oder Unterschrift gehen Informationen verloren, wie beispielsweise die Beschaffenheit des Pa-
piers, die Drucktiefe der Unterschrift etc. Zum andern müssen Dokumente in Papierform weiterhin 
einverlangt werden können, wenn aufgrund technischer Probleme elektronische Dokumente nicht 
lesbar sind. Zur Verdeutlichung ist § 7a Abs. 1 E-VRPG letzter Satz noch entsprechend angepasst 
worden. 

SP und Grüne führen aus, das Bundesgesetz unterscheide zwischen Schriftform und digitaler Ein-
gabe. Es gebe keinen Grund, dass der Kanton Aargau eine neue Definition setzte (vgl. Art. 34 Abs. 1 
VwVG, wonach die Behörde den Parteien Verfügungen schriftlich eröffnet. Mit dem Einverständnis 
der Partei können Verfügungen elektronisch eröffnet werden. Sie sind mit einer elektronischen Sig-
natur gemäss Bundesgesetz vom 18. März 2016 über die elektronische Signatur zu versehen.). Hier 
sei klar definiert, schriftlich oder elektronisch. Der Kanton Aargau führe neu aus (vgl. Seite 17 des 
Anhörungsberichts), dass schriftlich nicht unbedingt Papierform bedeute. Die Formulierung sei nicht 
konsistent und sollte vom Bund übernommen werden. Gemäss Bundesrecht sei das Nachreichen 
von elektronischen Eingaben in Papierform nur bei technischen Problemen möglich, dies sei zu über-
nehmen. 

Stellungnahme RR: vgl. Stellungnahme zur SVP und GLP. 

Der AGG bemerkt, dass bereits heute der grösste Teil der Korrespondenz zwischen Behörden und 
der Einwohnerschaft in digitaler Form abgewickelt werde. Es sei daher unbedingt anzustreben, dass 
alle kommunalen und kantonalen Behörden bis zum Inkrafttreten des revidierten Verwaltungsrechts-
pflegegesetzes über einen qualifizierten elektronischen Zugang verfügen würden. Folglich solle die 
Behörde auch nicht verlangen können, zusätzlich zu einer digitalen Eingabe über einen qualifizierten 
elektronischen Zugang Akten in Papierform nachzureichen.  

Dagegen sei es den Parteien weiterhin offen zu lassen, ob sie Rechtsschriften in Papierform einrei-
chen wollen. Im VRPG sei zu regeln, welche Akten von den Behörden in Papierform aufzubewahren 
seien und welche nach der Digitalisierung vernichtet werden könnten.  

Zu § 7a Abs. 3 lit. a E-VRPG hält der AGG fest, dass wenn der Kanton ein Behördenportal für erstin-
stanzliche, nicht an gesetzlich Fristen gebundene Eingaben betreibe, so sei diese Möglichkeit aus-
drücklich auch für die kommunalen Behörden im Gesetz vorzusehen und zu regeln.  

Wie den Erläuterungen zu § 7a Abs. 3 lit. b E-VRPG entnommen werden könne, sollen die Identitäts-
merkmale je nach Sensitivität des Geschäftsvorfalls an hohe oder geringe Anforderungen in Bezug 
auf die Identifizierung der Partei gebunden sein. Darauf sei unbedingt zu verzichten. Vielmehr sollten 
auf kantonaler Ebene einheitliche, möglichst einfache Vorgaben an die digitale Identifikation gestellt 
werden, bis voraussichtlich in wenigen Jahren ohnehin eine bundesweite einheitliche Identifikation 
(E-ID) vorliege. Die Digitalisierung solle die Kommunikation und die Abwicklung von Geschäftsfällen 
zwischen der Bevölkerung und den Behörden vereinfachen und eben gerade nicht zu neuen admi-
nistrativen Hürden und unübersichtlichen Detailregelungen führen. 
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Stellungnahme RR: § 2 ÜmV nennt die zulässigen qualifizierten elektronischen Zugänge. Gemäss 
§ 2 Abs. 3 ÜmV entscheidet der Regierungsrat nach Anhörung der Gemeindeammänner-Vereini-

gung über die Anerkennung kommunaler oder interkommunaler Behördenportale mit oder ohne Zu-

stellfunktion. Antragsberechtigt sind die Gemeinden. 

Gewisse Dokumente müssen nach wie vor in Papierform einverlangt werden können; vgl. dazu Stel-
lungnahme zur GLP. 

Mit der Regelung von § 4a Abs. 1bis lit. a ÜmV ist bereits eine rechtliche Grundlage für den Gebrauch 
einer staatlich anerkannten elektronischen Identität (E-ID) geschaffen worden. Aufgrund der Ableh-
nung des BGEID in der Volksabstimmung vom 7. März 2021 wurden unter § 4a Abs. 1bis lit. a bis c 
ÜmV als Zwischenlösung unterschiedliche Identifizierungsmerkmale eingeführt, bis eine staatliche  
E-ID-Lösung auf Bundesebene realisiert sein wird. Dadurch werden gerade administrative Hürden 
abgeschafft, da nicht für jede Dienstleistung gleich hohe Anforderungen an die Identifizierung zu stel-
len sind. Durch § 7a Abs. 3 lit. b E-VRPG wird § 4a Abs. 1bis ÜmV gesetzgeberisch genügend recht-
lich vorgesteuert. 

Der AGV ist einverstanden mit der Möglichkeit für die elektronische Form; dies solange es keine 
Pflicht sei. Schliesslich macht der AGV darauf aufmerksam, dass gerade für KMU der Grundsatz der 
Schriftform eher hinderlich sei. Es gebe zudem neueste wissenschaftliche Erkenntnisse, welche die 
Vorteile (und Nachteile) von mündlichen Verfahren eindrücklich aufzeigen würden (Schibli Beatrix, 
Mündlichkeit im Verwaltungsgerichtsverfahren, Habilitationsschrift). Der Kanton Aargau als fort-
schrittlicher Kanton für Unternehmen sollte sich überlegen, vom Grundsatz der Schriftlichkeit wegzu-
kommen und zumindest festzuhalten, dass der Verkehr mit den Behörden in schriftlicher oder münd-
licher Form erfolgen könne. 

Stellungnahme RR: Mit der vorliegenden Revision wird kein Obligatorium des elektronischen 
Rechtsverkehrs eingeführt. Dies ergibt sich aus § 7a Abs. 1 und Abs. 2 E-VRPG, wonach Zustellun-
gen der Behörden in elektronischer Form ausdrücklich nur mit Zustimmung der jeweiligen Partei er-
folgen können. 

Der Verkehr mit den Verwaltungs- und Verwaltungsjustizbehörden erfolgt in formellen Verfahren 
grundsätzlich schriftlich und nicht mündlich. Dies ist bereits bisher der Fall und wird nun in § 7 Abs. 1 
E-VRPG einfach ausdrücklich festgehalten. In Einzelfällen kann es jedoch angezeigt sein, auch 
mündliche Verfahren beziehungsweise Verfahrenshandlungen zu ermöglichen. Dies kann in einem 
Gesetz im formellen Sinn, wie beispielsweise in § 26 Abs. 1 VRPG, oder auch in einer Verordnung 
geregelt werden. Selbstverständlich bleiben etwa einfachere mündliche (telefonische) Anfragen, Aus-
künfte etc. ausserhalb eines formellen Verfahrens wie bis anhin auch ohne ausdrückliche gesetzliche 
Regelung möglich. 

Die Stadt Lenzburg wertet die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs grundsätzlich positiv. 
Der einfache Verkehr per E-Mail, der im Alltag mit den Behörden im gegenseitigen Einverständnis 
stattfindet, müsse aber möglich bleiben. 

Stellungnahme RR: vgl. Stellungnahme zu FDP.Die Liberalen 

Die AIHK hält fest, dass sich die vom Bund vorgesehene qualifizierte elektronische Signatur in der 
Praxis nicht durchgesetzt habe. Weshalb § 7a VE-VPRG für den elektronischen Verkehr wiederum 
auf ein solches Mittel als einzige Alternative zum Verkehr in Papierform vorsehe (vgl. § 7 Abs. 1bis 

VE-VPRG) sei fragwürdig. Vielfach werde in der Praxis über simple E-Mails kommuniziert. Diese 
Möglichkeit sollte nicht per se vollkommen ausgeschlossen werden. 

Stellungnahme RR: Eine anerkannte elektronische Signatur ist derzeit nur noch notwendig, wenn 
das anwendbare Recht für ein bestimmtes Verwaltungsverfahren explizit eine Unterzeichnung erfor-
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dert (§ 4 Abs. 2 ÜmV). Für erstinstanzliche Eingaben können je nach Sensitivität des Geschäftsvor-
falls auch andere Identitätsmerkmale gemäss § 4a Abs. 1bis ÜmV zur Verifizierung der Identität der 
absendenden Partei verwendet werden. Mit Inkraftsetzung des BGEID kann die Identifizierung einer 
Partei dannzumal anstelle einer anerkannten elektronischen Signatur durch eine staatlich anerkannte 
elektronische Identität erfolgen (vgl. Ausführungen zu § 7a Abs. 3 lit. b E-VRPG). 

Informelle Anfragen oder Auskünfte etwa per Telefon oder E-Mail bleiben wie bis anhin möglich. 

Die Stadt Baden begrüsst eine Vereinheitlichung und einen Ausbau des elektronischen Rechtsver-
kehrs. Soweit den Behörden daraus Verpflichtungen auferlegt würden (beispielsweise zwingende di-
gitale Aktenführung), müssten dahingehend hinreichende Übergangsfristen formell definiert werden. 

Stellungnahme RR: Die digitale Aktenführung wird mit der vorliegenden Revision noch nicht einge-
führt. 

Für die Stadt Aarau sind die vorgesehenen Erleichterungen zur Einführung des elektronischen 
Rechtsverkehrs sehr zu begrüssen. Gleichzeitig enthalte § 7a Abs. 1 E-VPRG einen Widerspruch zur 
Digitalisierung, wenn gemäss letztem Satz die Partei zur physischen Nachreichung einer Eingabe 
verpflichtet werden könne. Dies führe zu einem Medienbruch. Könne eine digitale Eingabe nicht zu-
geordnet werden, liege es an der Behörde, gestützt auf die geltenden Regelungen eine entspre-
chende Nachbesserung zu verlangen. Solle der Digitalisierungsprimat effektiv umgesetzt werden 
können, sei zudem eine Regelung vorzusehen, wonach die Parteien zur digitalen Eingabe verpflich-
tet werden können. Im aktuellen Entwurf fehle ausserdem eine Regelung dazu, dass die Parteien bei 
der einmal gewählten Form (physisch/digital) bleiben müssen. Ohne eine solche Regelung werde 
das Risiko eines Medienbruches während des Verfahrens von der Behörde zu tragen sein. 

Stellungnahme RR: Gewisse Dokumente müssen nach wie vor in Papierform eingereicht werden 
können; vgl. dazu Stellungnahme zur GLP.  

Das Primat der digitalen Aktenführung wird mit der vorliegenden Revision noch nicht eingeführt. § 7 
Abs. 3 ÜmV regelt dementsprechend, dass die Zustimmung zum elektronischen Rechtsverkehr je-
derzeit widerrufen werden kann. Für bereits elektronisch zur Abholung bereitgestellte Entscheide ist 
ein Widerruf allerdings nicht mehr zulässig. 

6.3.13 Delegation der Einzelheiten des elektronischen Verkehrs an den Regierungsrat (§ 7a 
Abs. 3 E-VRPG) 

Der Delegationsnorm in § 7a Abs. 3 E-VRPG wurde grossmehrheitlich zugestimmt. Einzig die SVP 
hat sich völlig dagegen ausgesprochen. 

Die SVP verweist auch in Bezug auf § 7a Abs. 3 E-VRPG auf die durch den Bund gewählte klare Lö-
sung, welche gesetzestechnisch korrekt legiferiert worden sei und problemlos auf kantonaler Ebene 
übernommen werden könnte. Die vorgeschlagene Änderung sei nicht nur praxisuntauglich, sondern 
auch technisch falsch vorgenommen und nicht stufengerecht.  

Stellungnahme RR: Der elektronische Rechtsverkehr unterliegt immer wieder technischen und or-
ganisatorischen Entwicklungen. Diese stetigen und teilweise rasanten Änderungen müssen rasch 
und flexibel umgesetzt werden können. Dementsprechend müssen auch die entsprechend ange-
passten rechtlichen Grundlagen schnell vorliegen. Durch den langwierigen kantonalen Gesetzge-
bungsprozess kann dieser Notwendigkeit nicht entsprochen werden. Die erforderliche Flexibilität 
kann demgegenüber mit der in § 7a Abs. 3 E-VRPG vorgesehenen Verordnungskompetenz zuguns-
ten des Regierungsrats sichergestellt werden, wobei die zentralen verfahrensrechtlichen Grundsätze 
durch auf Dauer angelegte Regelungen auf Gesetzesstufe festgeschrieben werden. 

6.3.14 Regelung von vollständig automatisierten Entscheiden (§ 37a-d E-VRPG) 

Der Regelung von vollständig automatisierten Entscheiden wurde mehrheitlich zugestimmt. Aller-
dings sprachen sich die SVP, EDU und SP dagegen und Die Mitte, GLP und Grüne eher dagegen 
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aus. Aufgrund der insgesamt eingegangenen Kritikpunkte wurden insbesondere die §§ 37a Abs. 1–4 
und 37b Abs. 1 E-VRPG entsprechend abgeändert. Durch die neuen Formulierungen wird klarge-
stellt, dass es lediglich um die Regelung von vollständig automatisierten Entscheidsystemen geht, 
die nach Regeln funktionieren, die zuvor von natürlichen Personen autorisiert wurden und die nur in 
einem gesetzlich begrenzten Anwendungsfeld eingesetzt werden können. 

Nach Meinung der SVP sei die Institutionalisierung von "Roboter-Entscheiden" abzulehnen. Die 
Künstliche Intelligenz (KI) sei zum heutigen Zeitpunkt nicht genügend weit entwickelt, als dass Abfüll-
fehler des Rechtssuchenden erkannt und richtig behandelt werden könnten. Ein Mensch, der ein For-
mular für den Roboter ausfülle und dabei in guten Treuen einen Fehler begehe, habe keine Möglich-
keit mehr, seinen Fehler zu erkennen. Die KI sei dazu nicht in der Lage. Ein Mensch hingegen könne 
einen in guten Treuen gemachten Abfüllfehler mit Blick auf die eingereichten Unterlagen erkennen 
und entsprechend reagieren. Die EDU spricht sich ebenfalls gegen vollautomatisierte Entscheide 
aus, wo der Mensch nicht die abschliessende Kontrolle habe. 

Stellungnahme RR: Durch die neue Formulierung von § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG wird gewährleis-
tet, dass nur automatisierte Entscheidsysteme zum Einsatz kommen, die ausschliesslich von natürli-
chen Personen autorisierte Regeln anwenden. Jede dieser vom jeweiligen Entscheidsystem automa-
tisiert angewendeten Regeln wird von einer natürlichen Person einzeln geprüft und regelmässig 
kontrolliert. Selbstlernende Systeme, die selbstständig Regeln aufstellen und anwenden können, dür-
fen nicht eingesetzt werden. Das Entscheidsystem muss ausserdem unplausible Ergebnisse erken-
nen und zur Bearbeitung durch eine natürliche Person aussortieren können (vgl. Ausführungen unter 
Ziffer 3.2.6.4 und zu § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG). Dies ist bereits mit heutigen technischen Mitteln 
umsetzbar. Zudem besteht jedenfalls die kostenlose und einfache Einsprachemöglichkeit bei der zu-
ständigen Behörde, so dass eine natürliche Person die Angelegenheit prüft und entscheiden kann 
(vgl. § 37c E-VRPG). 

Die Mitte erachtet den Erlass vollautomatisierter Entscheide nur dort als zulässig, wo kein Ermes-
sensspielraum bestehe. Indem solche Konstellationen in der Praxis kaum vorkommen würden, sei 
auf die Einführung dieses in rechtsstaatlicher Hinsicht heiklen Instruments zu verzichten. 

Stellungnahme RR: § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG wurde entsprechend angepasst. Selbstlernende 
Entscheidsysteme, die eigenständige Regeln aufstellen, die nicht ausschliesslich von einer natürli-
chen Person geprüft und autorisiert worden sind, sind gesetzlich ausgeschlossen. Besteht bei einer 
Entscheidung ein Ermessen, das nur durch eine natürliche Person rational und rechtskonform aus-
geübt werden kann, dürfen keine vollständig automatisierten Entscheidsysteme zum Einsatz kom-
men. Vollständig automatisierte Entscheidsysteme können so insbesondere bei erstinstanzlichen 
Entscheiden eingesetzt werden, die auf Wenn-Dann-Regeln basieren, zum Beispiel auf einer Be-
rechnung aufgrund einer Selbstdeklaration (vgl. Ausführungen unter Ziffer 3.2.6.3 und zu § 37a Abs. 
1 lit. b E-VRPG). 

Für die FDP.Die Liberalen können vollständig automatisierte Entscheidungen sinnvoll sein. Indes-
sen seien die Anwendungsbereiche unklar. Die vollständig automatisierten Entscheide sollten ge-
mäss Bericht des Regierungsrats ausgeschlossen werden bei unbestimmten Rechtsbegriffen. Indes-
sen enthalte § 37a in lit. b und lit. c E-VRPG für die Festlegung der Kriterien selbst mehrere 
unbestimmte Rechtsbegriffe (erheblich, erhöht). Es sei zu prüfen, wie diese Unbestimmtheit im Ge-
setz geschärft werden könne. Nebst der Angabe der verwendeten Datensätze (Trainingsdaten) in 
Abs. 2 lit. c müsse auch noch deren Anzahl aufgeführt werden. Denn nur bei ausreichend umfangrei-
chen Datensätzen, sorgfältiger Anwendung der Methoden und bei Kenntnis der Grundlagen in den 
Datensätzen seien automatisierte Entscheidungen gegenüber denjenigen von Menschen verantwort-
bar. 
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Stellungnahme RR: § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG ist neu formuliert worden und enthält keine unbe-
stimmten Rechtsbegriffe mehr. Die Bestimmung verlangt, dass die verantwortliche Behörde nur auto-
matisierte Entscheidsysteme einsetzen darf, die ausschliesslich von natürlichen Personen autori-
sierte Regeln anwenden.  

Gemäss § 37a Abs. 1 lit. c E-VRPG dürfen aufgrund der vorgängig durchgeführten Prüfung der Aus-
wirkungen der Automatisierung für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Parteien 
sowie für die Verfahrensgarantien keine erhöhten Risiken bestehen oder nach der Ergreifung von ge-
eigneten Massnahmen verbleiben. Die Anzahl der Trainingsdaten kann nicht generell-abstrakt für 
jegliche Anwendungsfelder vorgegeben werden, sondern ist im Einzelfall bei der Risikoprüfung zu 
definieren. Ob allenfalls ein verbleibendes geringes Risiko in Abwägung zum Nutzen der Automati-
sierung eingegangen werden kann, ist letztlich dann im Rahmen der Schaffung der notwendigen ge-
setzlichen Grundlage nach § 37a Abs. 1 lit. a E-VRPG durch den Gesetz- respektive den Verord-
nungsgeber zu entscheiden. 

Sofern für die Automatisierung Trainingsdaten verwendet werden, sind diese zu beschreiben (§ 37a 
Abs. 2 lit. c E-VRPG). Es sind geeignete Kontrollmechanismen vorzusehen. Das Entscheidsystem 
muss entsprechend trainiert und regelmässig kontrolliert werden.  

Die EVP ist der Ansicht, dass vollständig automatisierte Entscheide in Zukunft auch in der Kantons-
verwaltung eine wichtige Rolle spielen werden. Bei Deep Learning und Training bestehe aber die 
Gefahr – etwa wenn der Nutzer bei der Eingabe eine Frage anders verstehe, als die Entwicklerin  
oder der Entwickler sie gemeint habe –, dass ein System falsch angelernt werde und das dann zu 
falschen Urteilen und einem enormen Reputationsschaden führe. Vollständig automatisierte Ent-
scheide müssten mit der nötigen Sorgfalt angepackt werden. Für einen breiten Einsatz sei der jetzige 
Zeitpunkt dazu verfrüht. Solche Entscheide würden noch etwas Praxis brauchen, bis sie breit akzep-
tiert würden. 

Stellungnahme RR: Entscheidsysteme, die selber Regeln aufstellen (Deep Learning etc.), die nicht 
ausschliesslich von natürlichen Personen autorisierte Regeln anwenden, werden mit der Neuformu-
lierung von § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG gesetzlich ausgeschlossen. Es ist richtig, dass solche Sys-
teme aktuell (noch) nicht ausgereift genug sind. Zugelassen werden nur regelbasierte Entscheidsys-
teme, die auf menschlich autorisierten Regeln basieren. Im Weiteren vgl. Stellungnahme zur 
FDP.Die Liberalen. 

Die GLP begrüsst es, dass der Kanton Aargau im Bereich der Digitalisierung einen Schritt vorwärts 
machen möchte. Es sei aber wichtig, dass klar unterschieden werde zwischen dem Einsatz von 
künstlicher Intelligenz und von regelbasierter Automatisierung. Hier sei der Wortlaut des Entwurfs 
und der Anhörungsbericht (S. 9, 12) missverständlich beziehungsweise nicht präzise. Im Gegensatz 
zu einer regelbasierten Automatisierung verlange der Einsatz von künstlicher Intelligenz eine deutlich 
höhere Regelungsdichte und es wäre nach Ansicht der GLP sinnvoll, sich auf das Potenzial der re-
gelbasierten Automatisierung zu fokussieren. 

Stellungnahme RR: Diesem Anliegen wird durch die neue Formulierung insbesondere von § 37a 
Abs. 1 lit. b E-VRPG und den entsprechend angepassten Ausführungen in der vorliegenden Bot-
schaft vollumfänglich entsprochen. Im Übrigen vgl. Stellungnahme zur EVP. 

Nach der Grünen Partei und SP haben die Rechtssuchenden und Betroffenen ein Recht, von einer 
Behörde (vertreten durch eine Sachbearbeiterin oder einen Sachbearbeiter) angehört zu werden. 
Computer und Programme sollten Menschen unterstützen und nicht über Menschen und deren An-
liegen entscheiden. 

Stellungnahme RR: Die Automatisierung gewisser Entscheide ist für die Bürgerinnen und Bürger 
sowie die Wirtschaft von Vorteil, da dadurch Entscheide schneller ergehen und die Behörden mehr 
Zeit für komplexe Fälle haben. Bei automatisierten Entscheidsystemen ist es zudem inhärent, dass 
das rechtliche Gehör nicht vorab gewährt werden kann. Die Regelung von § 37c E-VRPG, wonach 
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gegen vollständig automatisiert ergangene Entscheide kostenlos Einsprache erhoben werden kann, 
ermöglicht ein nachgelagertes rechtliches Gehör und damit auch eine Überprüfung des Entscheids 
durch eine natürliche Person der Behörde. Dies ist bereits heute bei Steuerveranlagungen und Ent-
scheiden der Sozialversicherungen der Fall (vgl. §§ 191 f. Steuergesetz sowie Art. 42 und 52 des 
Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts, ATSG). Die Automatisie-
rung führt zu einer zeitlichen Verlagerung des rechtlichen Gehörs in ein mögliches Einspracheverfah-
ren gemäss § 37c E-VRPG. Ergänzend vgl. Stellungnahme zur SVP und Die Mitte. 

Für den Verband Steuerfachleute Aargauer Gemeinden ist klar zu unterscheiden zwischen Ent-
scheiden, die eindeutig ausfallen und solchen die nach einer Ermessenslösung rufen würden. Bei 
klaren Entscheiden sei eine vollautomatisierte Lösung sicher vorzuziehen. 

Stellungnahme RR: Ermessensentscheide können nur durch eine natürliche Person rational und 
rechtskonform gefällt werden; der Einsatz vollständig automatisierter Entscheidsysteme ist dabei 
ausgeschlossen (vgl. neu formulierter § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG).  

Der AGV stellt fest, dass der Einsatz von vollständig automatisierten Entscheiden für den Rechtsun-
terworfenen unter Umständen gar keine Änderung zur Folge habe. Beispielsweise würden Führer-
ausweisentzüge nach bestimmten Kriterien klar verfügt. Es spiele für den Rechtsunterworfenen keine 
Rolle, ob der Entscheid durch einen Computer oder durch einen – im schlechtesten Fall – unmoti-
vierten Mitarbeiter ausgearbeitet respektive gefällt werde. Der AGV bezweifelt, dass dies der richtige 
Weg sei, um effizienter zu arbeiten. Beispielsweise könnten Entscheidungen auch ohne diese Geset-
zesgrundlage automatisiert erfolgen und versendet werden. Es gebe keinen Grund, dies im Gesetz 
vorzusehen. Bereits heute könnten mit einer digitalen Unterschrift eine Vielzahl von Verfügungen er-
lassen werden. Entsprechend sei eine solche Norm nicht zielführend. Falls diese Norm sich durch-
setzen würde in der Vernehmlassung, so sei sie aufgrund des rasanten technologischen Wandels 
zumindest als Sunset Clause zu definieren (Aufhebung nach spätestens fünf Jahren automatisch). 

Stellungnahme RR: Bei Entscheiden über Führerausweisentzüge verfügen die Behörden über  
einen nicht unerheblichen Ermessenspielraum. Solche Entscheide sind für vollständig automatisierte 
Entscheidsysteme gerade nicht geeignet. Wie erwähnt sollen vollständig automatisierte Entscheid-
systeme dort zum Einsatz kommen, wo sich der Entscheid auf Wenn-Dann-Regeln abstützt, zum 
Beispiel auf eine Berechnung aufgrund einer Selbstdeklaration (vgl. Ausführungen unter Ziffer 
3.2.6.3 und zu § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG).  

Vollständig automatisierte Entscheide bergen verschiedene rechtliche Herausforderungen. Es ist da-
her unerlässlich, deren Zulässigkeit gesetzlich vorzusehen (vgl. Ausführungen unter Ziffer 3.2.6.4). 
Ohne gesetzliche Grundlage dürfen Entscheide nicht vollständig automatisiert ergehen, da der Staat 
nur handeln darf, wenn und soweit das Gesetz es gebietet (Legalitätsprinzip). Im Übrigen ist festzu-
halten, dass vollständig automatisierte Entscheide nicht durch eine digitale Unterzeichnung definiert 
sind. Die Bestimmungen sind technologieneutral formuliert, weshalb auf eine Befristung verzichtet 
werden kann.  

Die AIHK unterstützt grundsätzlich durch technischen Fortschritt erzielbare Effizienzsteigerungen 
und damit auch die hinter diesem Revisionspunkt liegenden Gründe. Der Anwendungsbereich für 
vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide dürfte angesichts der in § 37a E-VRPG defi-
nierten Voraussetzungen sowie der Ausführungen im Anhörungsbericht äusserst marginal sein. Inso-
fern stelle sich die Grundsatzfrage, ob es überhaupt einer solchen Regelung bedürfe. 

Stellungnahme RR: Die Zulässigkeit von vollständig automatisierten Entscheiden muss gesetzlich 
verankert sein (vgl. Ausführungen unter Ziffer 3.2.6.4. und Stellungnahme zur Die Mitte). 

Grundsätzlich betrachtet AlgorithmWatch CH das Schaffen von gesetzlichen Grundlagen für voll-
ständig automatisierte Verwaltungsentscheide kritisch. Die fehlende Transparenz und Erklärbarkeit, 
die Herausforderungen bezüglich Kontrolle und Rechenschaftspflicht, aber auch die Gefahr von dis-
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kriminierenden und anderweitig ungerechten Auswirkungen beim Einsatz von vollständig automati-
sierten Systemen würden im Widerspruch zur Idee des nachvollziehbaren Verwaltungshandelns ste-
hen. Dies gelte insbesondere dann, wenn Ermessensspielräume vorhanden seien und grundrechtli-
che Risiken drohen würden. 

Spezifisch kritisiert die AlgorithmWatch CH die Befugnis, dass die rechtlichen Grundlagen für voll-
ständig automatisierte Entscheide auch auf Verordnungsstufe geschaffen werden könnten und dass 
Entscheide selbst dann automatisiert erfolgen sollten, wenn ein nicht erheblicher Ermessensspiel-
raum gegeben sei. Wenn bei einer Entscheidung Ermessensspielraum vorliege, sollten niemals voll-
ständig automatisierte Entscheide erfolgen können. 

Positiv zu werten sei, dass für automatisierte Entscheide eine Prüfung der Auswirkungen sowie  
Massnahmen zur Sicherstellung von Transparenz und Einsprachemöglichkeiten vorgesehen seien. 
Eine einzelfallbasierte Folgenabschätzung beim Einsatz von automatisierten Systemen sei zentral, 
um Transparenz, Kontrolle und Rechenschaftspflichten zu ermöglichen. Diesbezüglich sei zu begrüs-
sen, dass einige der Empfehlungen der Studie des Kantons Zürich in Zusammenarbeit mit der Uni-
versität Basel und AlgorithmWatch CH berücksichtigt worden seien.  

Transparenz darüber, ob, wo, von wem und zu welchem Zweck die Systeme in der öffentlichen Ver-
waltung eingesetzt werden, sei eine Grundvoraussetzung und der notwendige erste Schritt, um den 
Einsatz von ADM-Systemen im Einklang mit den Grundrechten zu gestalten. Es sei daher ein ge-
setzlich vorgegebenes öffentliches Register zu fordern, in dem die Verwendung von ADM-Systemen 
in Behörden verzeichnet sei. Ergebnisse der Folgenabschätzung müssten transparent gemacht wer-
den. 

Stellungnahme RR: Durch die vorgeschlagene Regelung wird gewährleistet, dass nur vollständig 
automatisierte Entscheidsysteme zum Einsatz kommen, die ausschliesslich von natürlichen Perso-
nen autorisierte Regeln anwenden. Entscheide mit Ermessensspielraum scheiden dadurch aus (vgl. 
neuformulierter § 37 Abs. 1 lit. a E-VRPG). 

Ergibt die Prüfung der Auswirkungen der geplanten Automatisierung eine sehr geringe Eingriffsinten-
sität, soll eine rechtliche Grundlage auf Verordnungsstufe ausreichend sein. Im Gegensatz zum lang-
wierigen Gesetzgebungsverfahren könnten so vollständig automatisierte Entscheidsysteme viel eher 
bedürfnisgerecht eingesetzt werden. 

Auf die Einführung eines öffentlichen Registers für alle von der Verwaltung eingesetzten automati-
sierten (teil- und vollautomatisierten) Entscheidungssysteme wird verzichtet. Die Ergebnisse der Fol-
genabschätzung sollen aber durch die Veröffentlichung des zu erstellenden Prüfberichts transparent 
gemacht werden (§ 37a Abs. 3 E-VRPG). Dadurch wird eine weitergehende Transparenz geschaf-
fen, als wenn die von der Verwaltung eingesetzten automatisierten Entscheidungssysteme lediglich 
in ein Register eingetragen werden. 

Die Risiken für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Parteien sowie für die Verfah-
rensgarantien werden in einem Prüfbericht bewertet. Dieser Prüfbericht wird veröffentlicht (§ 37a 
Abs. 3 E-VRPG). 

CH++ befürwortet, dass die Bestimmungen zu vollständig automatisierten Entscheiden in das Ver-
waltungsrechtspflegegesetz und nicht in die kantonale Datenschutzgesetzgebung aufgenommen 
würden. Zur Herstellung der Transparenz schlägt CH++ weitere Mechanismen vor. Ausserdem sei 
im Gesetz die Führung eines öffentlichen Registers über den Einsatz algorithmischer Systeme 
(ADM-Register) und Mindestinhalte des Registers zu verankern. Die Formulierung von § 37b Abs. 1 
E-VRPG "In der Begründung ist die massgebliche Logik der Entscheidung dazulegen" sei wie folgt 
abzuändern: "Die Begründung wird adressatengerecht dargelegt." Die Daten müssten regelmässig 
überprüft werden, um deren Qualität sicherzustellen. Dies könne auch auf der Verordnungsstufe ge-
regelt werden.  
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Um Rechtssicherheit zu schaffen, wird von CH++ weiter vorgeschlagen, es sei im Gesetz zu ergän-
zen, dass vollständig automatisiert erlassene Entscheide als Entscheide i.S.v. § 26 VRPG gelten.  

Im Weiteren impliziere die Formulierung des § 37a Abs. 2 Bst. c E-VRPG "(c) die verwendeten Trai-
ningsdaten", dass nur maschinelle Lernverfahren von der Regelung erfasst würden. Dabei könne 
eine Vollautomatisierung aber auch mit anderen Systemen erfolgen. Aus diesem Grund werde die 
folgende Umformulierung vorgeschlagen: "(c) falls Trainingsdaten verwendet werden, diese einge-
setzten Trainingsdaten". 

Stellungnahme RR: Die Transparenz wird durch die angepassten Regelungen gewährleistet. Die 
Behörde muss vollständig automatisierte Entscheide als solche kennzeichnen. Dadurch ist klar er-
kennbar, dass der Entscheid nicht von einer natürlichen Person gefällt wurde. Auch die massgebli-
che Logik der Entscheidung muss in allgemein verständlicher Form "adressatengerecht" ausgeführt 
werden. Dabei werden keine Algorithmen mitgeteilt, vielmehr werden die Regeln beziehungsweise 
Grundannahmen des Algorithmus genannt, auf der die vollständig automatisierte Entscheidung be-
ruht. § 37b Abs. 1 E-VRPG ist entsprechend neu formuliert. 

Die Risiken für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Parteien sowie für die Verfah-
rensgarantien werden in einem Prüfbericht bewertet. Dieser Prüfbericht wird veröffentlicht (§ 37a 
Abs. 3 E-VRPG). 

Die vorgeschlagene Formulierung von § 37a Abs. 2 Bst. c E-VRPG betreffend Trainingsdaten ist wie 
empfohlen entsprechend angepasst worden. 

Die Gemeinde Aarburg erachtet die Technik für vollständig automatisierte Entscheide als noch nicht 
ausgereift. Strafbefehle zum Beispiel seien sehr individuell und könnten daher nicht vollständig auto-
matisiert ergehen.  

Stellungnahme RR: Betreffend Strafbefehle ist die StPO und nicht das VRPG anwendbar. Zum 
möglichen Einsatz von vollständig automatisierten Entscheidsystemen vgl. Stellungnahme zur Die 
Mitte. 

Für die Gemeinde Wohlen sind vollautomatisierte Entscheide nur zulässig, wenn kein Ermessens-
spielraum und keine Entscheidungsfreiheit gegeben sind. Die Formulierungen "erheblicher Ermes-
sensspielraum " und "erhebliche Entscheidungsfreiheit" in § 37a Abs. 1 lit. b E-VRPG seien unklar. 
Ebenfalls schaffe die Formulierung "erhöhten Risiken" in § 37a Abs. 1 lit. c E-VRPG Unklarheiten. 

Stellungnahme RR: vgl. Stellungnahme zur FDP.Die Liberalen. 

Die Stadt Aarau begrüsst grundsätzlich, dass im VRPG Regelungen zu vollständig automatisierten 
Entscheiden vorgesehen werden. Allerdings würden die effektiven Anwendungsmöglichkeiten für 
Gemeinden in Abhängigkeit von Ressourcen und Fallanzahl als eher gering erachtet. Gerade klei-
nere Gemeinden würden wenig "Massengeschäfte" aufweisen.  

Unklar sei, ob die Gemeinden inskünftig in einem Rahmengesetz den Anwendungsbereich von voll-
ständig automatisierten Entscheiden regeln könnten, oder ob sie im jeweiligen Sach-/ oder Spezial-
gesetz eine Regelung vorsehen müssten. Dieser Punkt sei zwingend in der Botschaft zu erläutern, 
um den Gemeinden eine zielorientierte Umsetzung zu ermöglichen. 

§ 37a E-VRPG verlange inskünftig eine vorgängig durchgeführte Prüfung der Auswirkungen der Au-
tomatisierung. Es fehle eine Regelung dazu, welche Instanz diese Prüfung ihrerseits überprüfe. Al-
leine der Hinweis in der Botschaft, diese Prüfung erfolge ähnlich wie die Datenschutz-Folgenab-
schätzung, genüge nicht. Eine Ergänzung der § 37a–37d E-VRPG sei wünschenswert. 

Stellungnahme RR: Die Gemeinden können vollständig automatisierte Entscheide treffen, wenn 
entweder eine entsprechende kantonale Rechtsgrundlage besteht oder sich die Gemeinde auf eine 
Ausnahme gemäss § 37a Abs. 4 lit. c E-VRPG abstützen kann, zum Beispiel für standardisierte Ab-
gaben aufgrund eines Tarifs (vgl. Ausführungen zu § 37a Abs. 4 lit. c E-VRPG). 
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Grundsätzlich erfolgt die Prüfung durch die jeweils verantwortliche Behörde, die vollständig automati-
sierte Entscheidsysteme einsetzen will. Der Regierungsrat regelt das Verfahren dieser Prüfung. Da-
bei kann etwa der obligatorische Einbezug bestimmter Verwaltungsstellen wie beispielsweise Infor-
matik Aargau des Departements Finanzen und Ressourcen, Datenschutzbeauftragte, Rechtsdienst 
des Regierungsrats etc. oder Fachpersonen ausserhalb der Verwaltung vorgesehen werden (vgl. 
Ausführungen zu § 37a Abs. 4 E-VRPG). 

Für die Stadt Lenzburg können vollständig automatisierte Entscheide bei standardisierten Abgaben 
sinnvoll sein (zum Beispiel verbrauchsabhängige Gebühren wie Frischwasser- und Abwassergebüh-
ren, Erschliessungsbeiträge, Förderbeiträge und bestimmte Subventionen). 

Nebst der Angabe der verwendeten Trainingsdaten sollte auch deren Anzahl aufgeführt werden. Nur 
bei genügend umfangreichen Datensätzen und sorgfältiger Methodik seien automatisierte Entschei-
dungen gegenüber denjenigen von Menschen verantwortbar. 

Stellungnahme RR: vgl. Stellungnahme zur FDP.Die Liberalen. 

6.3.15 Publikation und Auflage von Baugesuchen und Nutzungsplänen in elektronischer Form 
(§ 3a E-BauG) 

Der Bestimmung, wonach Baugesuche und Nutzungspläne in elektronischer Form publiziert und öf-
fentlich auferlegt werden können, ist grossmehrheitlich zugestimmt worden. 

Gemäss SVP, EDU und Die Mitte darf die Publikation und öffentliche Auflage in Papierform nicht 
ganz ersetzt werden. 

Stellungnahme RR: Eine Publikation in elektronischer Form ersetzt nicht die Pflicht zur Publikation 
im amtlichen Publikationsorgan der Gemeinde nach kommunalem Recht. 

FDP.Die Liberalen halten fest, dass sofern die Auflage nicht zwingend elektronisch erfolgen müsse, 
sei zumindest eine Regelung zu schaffen, wonach die Baugesuchsunterlagen Interessierten auf Ver-
langen elektronisch zur Verfügung gestellt werden. Das Einsehen und bei Bedarf Kopieren der Un-
terlagen vor Ort (meist grosse Baugesuchspläne) sei nicht mehr zeitgemäss. Das bedinge daher die 
Einführung einer Pflicht der Bauherrschaft zur Einreichung des Baugesuches auch in elektronischer 
Form, anders als im Anhörungstext vermerkt (S. 37). Auch die Stadt Aarau erachtet eine Regelung 
als wünschenswert, gemäss welcher die Gesuchstellenden zur digitalen Einreichung verpflichtet wer-
den könnten. 

Stellungnahme RR: Eine Verpflichtung zur elektronischen Einreichung von Baugesuchen würde in 
diesem Bereich bereits das Primat der digitalen Aktenführung einführen. Das Primat der digitalen Ak-
tenführung soll mit dieser Revision des VRPG aber noch nicht umgesetzt werden. 

6.3.16 Zusätzliche Bemerkungen, die nicht auf eine Frage des Fragebogens Bezug nehmen 

6.3.16.1 Zu § 12 E-VRPG Beiladung  

Die FDP.Die Liberalen bringen vor, dass die Ergänzung in Abs. 3 zu prüfen sei. Im Submissions-
recht sei eine beigeladene Partei (meist die Zuschlagsempfängerin), die sich nicht am Verfahren be-
teiligt, vom weiteren Verfahren ausgeschlossen und könne gegen die Aufhebung des Zuschlags 
keine Beschwerde einreichen. Deshalb werde die Regelung abgelehnt. Es sei wie folgt zu regeln: 
"(…) Der Verzicht führt zur Verwirkung allfälliger Rechtsmittel."  

Stellungnahme RR: Diese Ausführungen treffen nicht zu. Der einschlägige Kommentar (FLORIAN C. 
ROTH, in: HANS RUDOLF TRÜEB [Hrsg.], Handkommentar zum Schweizerischen Beschaffungsrecht, 
2020, Art- 56 N 28) führt dazu Folgendes aus:  

"Die ursprüngliche Zuschlagsempfängerin (ist) zur Beschwerde legitimiert, wenn ihr durch die 
Rechtsmittelinstanz der anfänglich erteilte Zuschlag wieder entzogen wird. Dies selbst dann, wenn 
sie am Verfahren vor der Rechtsmittelinstanz nicht teilgenommen hat: Gemäss bundesgerichtlicher 
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Rechtsprechung ist die Zuschlagsempfängerin nämlich 'unabhängig von einer aktiven Teilnahme am 
vorinstanzlichen Verfahren notwendige Gegenpartei der Beschwerdegegnerin'. Nach Ansicht des 
Bundesgerichts zeichnet sich in diesem Fall das den Prozessgegenstand definierende Rechtsver-
hältnis (Vergabe eines öffentlichen Auftrags) gerade dadurch aus, dass es in persönlicher Hinsicht 
eine ausschliessliche Rechtsposition vermittelt, um die sich die Zuschlagsempfängerin mit ihrer Teil-
nahme am Submissionsverfahren bereits vor der Vergabebehörde erfolgreich beworben hatte. Die 
Erteilung des Zuschlags an sie ziehe daher 'zwangsläufig' ihre Teilnahme i.S.v. BGG 115 Bst. a bzw. 
BGG 89 Abs. 1 Bst. a am kantonalen Beschwerdeverfahren nach sich, ohne dass die Zuschlags-
empfängerin noch förmlich mit Anträgen und einer Vernehmlassung im kantonalen Verfahren aktiv 
werden müsste."  

Beigeladene (Personen, in deren Rechtstellung der Beschwerdeentscheid eingreift) sind von Bun-
desrechts wegen zur Beschwerde legitimiert. Die vorliegend vorgeschlagene Anpassung dient der 
Klarstellung; sie hat insofern bloss informativen Charakter. Da sich dies jedoch nicht von selbst ver-
steht, rechtfertigt sich die Anpassung. 

6.3.16.2 Zu § 16 Abs. 4 E-VRPG Ausstand  

Die Mitte lehnt diese Neuerung ab, wonach nicht mehr die Aufsichtsbehörde, sondern die angeru-
fene Behörde unter Ausschluss des betreffenden Mitglieds über einen allfälligen Ausstand entschei-
det. Die Bestimmung sei unklar formuliert und werfe zum Beispiel vorab die Frage auf: Was heisst 
"Behörde"? Wer entscheidet zum Beispiel, wenn der Ausstand von X.Y. von der Rechtsabteilung des 
Departements Bau, Verkehr und Umwelt verlangt wird? Entscheidet dann einfach der Vorgesetzte, 
der Büronachbar, der Arbeitskollege oder die ganze Abteilung ohne den betroffenen X.Y? Und was 
ist, wenn der Ausstand des Leiters der Rechtsabteilung des Departements Bau, Verkehr und Umwelt 
verlangt wird? Wer entscheidet dann? Ob es die effizientere Lösung ist, wenn "die Behörde" und 
nicht – wie bis anhin – die Aufsichtsbehörde (in der Regel der Regierungsrat) über ein Ausstandsge-
such entscheidet, sei dahingestellt. Für den Rechtssuchenden sei dieses Vorgehen jedenfalls nicht 
vertrauenserweckend. Insbesondere bei kleinen Einheiten liege die Annahme auf der Hand, dass 
sich die vorgesetzte Person kaum hinreichend objektiv und unbefangen mit dem Ausstandsgesuch 
gegenüber seinen Mitarbeitenden auseinandersetzen würde. Zu überlegen sei allenfalls, ob anstelle 
der Aufsichtsbehörde neu zum Beispiel die jeweilige Departementsleitung für zuständig erklärt wer-
den solle, über den Ausstand zu entscheiden. Damit würde sowohl dem Gedanken der Effizienz als 
auch den erwähnten Vorbehalten betreffend genügende Distanz zu den vermeintlich befangenen 
Mitarbeitenden Rechnung getragen. 

Stellungnahme RR: Über das Ausstandsgesuch einer oder eines Mitarbeitenden der Rechtsabtei-
lung soll nach neuem Recht die Rechtsabteilung unter Ausschluss dieses Mitglieds entscheiden dür-
fen. Für die "Rechtsabteilung" zu unterschreiben befugt sind die Abteilungsleiterin oder der Abtei-
lungsleiter und die Sektionsleitenden (mit Zweitunterschrift einer weiteren Person nach dem "Vier-
Augen-Prinzip"). Bei einem Ausstandsgesuch gegen die Leiterin oder den Leiter der Rechtsabteilung 
obliegt der Entscheid dem Regierungsrat. Gegen den Entscheid kann Verwaltungsgerichtsbe-
schwerde erhoben werden.  

In der Vergangenheit sind Ausstandsgesuche eingereicht worden, die offensichtlich unbegründet wa-
ren und nur dazu dienten, das Baubewilligungsverfahren zu verzögern. Die Änderung dient der Stei-
gerung der "Effizienz von Baubewilligungsverfahren" (im Sinne der erwähnten [15.120] Motion Pfiste-
rer). Das Bundesgericht hat in einem Fall betreffend eine bundesrechtliche Bestimmung ausgeführt, 
dass mit "Aufsichtsbehörde" die hierarchisch vorgesetzte Stelle gemeint sei. Das Bundesgericht hat 
ausgeführt (BGer U 302/05 vom 30. August 2006, Erw. 3.2): 

"Sinn und Zweck liegt zunächst darin, dass niemand selber über ein gegen ihn gerichtetes Aus-
standsgesuch entscheiden soll. Besteht eine Behörde, gegen die sich das Ausstandsbegehren rich-
tet, nur aus einer einzigen Person (z.B. dem Vorsteher eines Departements in der Bundesverwal-
tung), kann sie daher nicht selber darüber befinden. Auf diesen Fall ist die Regel zugeschnitten, 
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wonach die Aufsichtsbehörde über den Ausstand entscheidet. Besteht die Behörde hingegen aus 
mehreren Personen, kann sie unter Ausschluss des betreffenden Mitglieds entscheiden (Art. 10 
Abs. 2 zweiter Satzteil VwVG; Art. 36 Abs. 2 Satz 2 ATSG). In einer Verwaltung sind in der Regel 
mehrere Personen mit der Sachbearbeitung eines bestimmten Falles befasst. Nach der Ratio legis 
besteht kein Grund, in jedem Fall, in welchem gegen einzelne dieser Personen ein Ausstandsbegeh-
ren gestellt wird, an die der Behörde übergeordnete Aufsichtsbehörde zu gelangen. Vielmehr ist un-
ter Aufsichtsbehörde im Sinne dieser Bestimmung die innerhalb der Behörde dem Sachbearbeiter 
hierarchisch vorgesetzte Stelle zu verstehen."  

Die vorgeschlagene Regelung soll beibehalten werden.  

6.3.16.3 Zu § 26 Abs. 2 und 3 VRPG Eröffnung, Begründung  

Die Mitte führt aus, dass das geltende Recht vorsehe, dass unter bestimmten Voraussetzungen auf 
eine Begründung des Entscheids verzichtet werden beziehungsweise dass sich die schriftliche Eröff-
nung auf die Zustellung des Dispositivs beschränken könne. Diese Regelungen seien nach wie vor 
zu begrüssen; der Aufwand könne so reduziert werden. Die Mitte schlägt jedoch vor, diese Be- 
stimmungen mit weiteren "Tatbeständen" auszuweiten: Auf eine Begründung soll auch dann verzich-
tet werden können oder zumindest nur summarisch begründet werden dürfen, wenn ein Gesuch oder 
verwaltungsinternes Rechtsmittel offensichtlich unzulässig, gegenstandslos geworden oder offen-
sichtlich unbegründet ist (vgl. § 28a des Verwaltungsrechtspflegegesetzes des Kantons Zürich, LS 
175.2). 

Stellungnahme RR: Aus dem Grundsatz des rechtlichen Gehörs ergibt sich, dass Entscheide im 
Grundsatz zu begründen sind. Ausnahmen davon sollten nur restriktiv statuiert werden. Auf eine 
Ausweitung soll verzichtet werden. Insbesondere auch unter Berücksichtigung dessen, dass § 26 
Abs. 3 VRPG den Behörden bereits die Möglichkeit einräumt, die schriftliche Eröffnung zunächst auf 
die Zustellung des Dispositivs zu beschränken. 

6.3.16.4 Zu § 31 VRPG Verfahrenskosten 

Die FDP.Die Liberalen bringen folgendes vor: Zu den Verfahrenskosten zählen auch die Parteikos-
ten. Die Gemeinden werden heute bei der Verlegung der Parteikosten privilegiert, indem ihnen durch 
die Rechtsprechung ein Abzug der zu leistenden Parteientschädigung gewährt werde. Diese Privile-
gierung habe keine gesetzliche Grundlage und sei zudem unfair, insbesondere, weil der Entscheid 
der Behörden ja wegen Fehlern aufgehoben werde. Es wird ein Vorschlag gemacht, wie § 31c Abs. 2 
VRPG ergänzt werden könnte.  

Stellungnahme RR: Die "Privilegierung" der Gemeinwesen stützt sich auf § 12a des Dekrets über 
die Entschädigung der Anwälte (Anwaltstarif) vom 10. November 1987. Dieser steht unter dem Kapi-
tel 4bis "Parteientschädigung zulasten des Gemeinwesens, trägt den Titel "Reduktion bei hohem 
Streitwert" und lautet: 

"1 Geht die Entschädigung in Zivil- und Verwaltungssachen zu Lasten des Gemeinwesens, kann sie 
bei hohem Streitwert um bis zu einem Drittel herabgesetzt werden. 

2 Die Entschädigung des unentgeltlichen Rechtsvertreters kann bei hohem Streitwert bis auf die 
Hälfte herabgesetzt werden." 

Titel und Bestimmung wurden im Rahmen einer Teilrevision des Anwaltstarifs eingefügt und sind seit 
dem 1. Januar 1999 in Kraft. Mit der Kann-Formulierung besteht die notwendige Flexibilität für deren 
Anwendung. Insbesondere ist darauf hinzuweisen, dass gemäss verwaltungsgerichtlicher Rechtspre-
chung die Bestimmung – entgegen ihrem Wortlaut – auch im umgekehrten Fall angewendet wird, 
das heisst, wenn es um eine Entschädigung zugunsten des Gemeinwesens geht (vgl. AGVE 2011 S. 
251 ff.). Es besteht keine Veranlassung, diese Bestimmung zu ändern oder gar aufzuheben. 
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6.3.16.5 Zu § 32 VRPG Parteikosten 

Hierzu führen die FDP.Die Liberalen aus, dass die Parteikosten heute bei teilweisem Obsiegen be-
ziehungsweise Unterliegen verhältnismässig verteilt würden, und zwar in Bruchteilen des Obsiegens 
beziehungsweise Unterliegens. Diese Bruchteile werden vorab gegeneinander aufgerechnet bezie-
hungsweise verrechnet. Dem grösseren Bruchteil entsprechend werden dann für eine Partei die Par-
teikosten festgelegt. Es werden somit nicht für beide Parteien betragsmässig bestimmte Prozessent-
schädigungen ermittelt, die dann miteinander zu verrechnen wären, sondern die Verrechnung findet 
bereits zwischen den Anteilen statt, mit denen jede Partei an der Kostentragung beteiligt ist. Nur der 
allfällig überschiessende Anteil einer Partei wird anschliessend in eine entsprechende Summe als 
Entschädigung umgerechnet. Diese abstrakte Berechnung der Parteikosten habe keine gesetzliche 
Grundlage. § 32 Abs. 2 sei daher zu ergänzen wie folgt (Einschub "betragsmässig bestimmten"): " Im 
Beschwerdeverfahren werden die betragsmässig bestimmten Parteikosten in der Regel nach Mass-
gabe des Unterliegens und Obsiegens auf die Parteien verlegt." 

Stellungnahme RR: Nachdem das Bundesgericht die langjährige Verrechnungspraxis des Verwal-
tungsgerichts (vgl. AGVE 2011, S. 247 ff. und AGVE 2012, S. 223 ff.) nie gerügt hat, besteht keine 
Veranlassung für eine Anpassung. Dies umso weniger, als die vorgeschlagene Neuregelung zu un-
verständlichen Resultaten führt, wenn eine nicht vertretene Partei teilweise obsiegt. Obsiegt eine 
nicht vertretene Partei zu 50 %, muss sie dennoch die Hälfte der Kosten der anwaltlich vertretenen 
Gegenpartei übernehmen. Obsiegt sie gar zu 80 %, muss sie immer noch 20 % der Kosten der an-
waltlich vertretenen Gegenpartei übernehmen; in beiden Fällen, ohne dass die zur Hälfte oder gar zu 
80 % obsiegende Partei eine Entschädigung erhielte. Dies wäre nicht nachvollziehbar. 

6.3.16.6 Zu § 60 VRPG Zuständigkeit für Klage  

Die FDP.Die Liberalen führen aus, dass das Bundesgericht den Kanton Aargau verpflichtet habe, im 
Verfahren der Klage an das Verwaltungsgericht ein kantonales Rechtsmittel zur Verfügung zu stel-
len, um den Anforderungen des BGG gerecht zu werden. Dies sei mit der vorliegenden Revision des 
VRPG ebenfalls umzusetzen. 

Stellungnahme RR: Nach der Analyse des konkreten Falles ist der Schluss zu ziehen, dass es sich 
um einen singulären Fall handelt und kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht, aus folgen-
dem Grund: Gemäss Art. 86 Abs. 1 lit. d BGG ist die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angele-
genheiten unter anderem zulässig gegen Entscheide "letzter kantonaler Instanzen", sofern nicht die 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht zulässig ist. "Wird für die Beurteilung öffentlich-recht-
licher Streitigkeiten lediglich eine Gerichtsinstanz eingesetzt, gilt diese automatisch als oberes Ge-
richt" (Esther Tophinke, in: Basler Kommentar zum BGG, 3. Auflage 2018, Art. 86 N 14 mit Hinwei-
sen). Das heisst, im Bereich des öffentlichen Rechts gilt das "double instance"-Prinzip nicht 
beziehungsweise wird vom BGG nicht vorgeschrieben. Es ist somit unproblematisch, dass das 
VRPG für verwaltungsrechtliche Klageverfahren das Verwaltungsgericht als einzige kantonale In-
stanz vorsieht (§ 60 VRPG). Im Gegensatz hierzu schreibt Art. 75 Abs. 2 BGG für Beschwerden in 
Zivilsachen das "double instance"-Prinzip vor; die letzte kantonale Instanz in Zivilsachen darf nicht 
als einzige Instanz, sondern muss als Rechtsmittelinstanz entscheiden. 

6.3.16.7 Zu § 71 Abs. 2 GPR Beschwerdeinstanz 

Die FDP.Die Liberalen führen im Zusammenhang mit der Verlängerung der Beschwerdefristen bei 
Stimmrechts,- Wahl- und Abstimmungsbeschwerden aus, dass die 5-Tagesfrist von § 73 Abs. 2 
(recte: § 71 Abs.2) GPR für die Beschwerde an das Verwaltungsgericht ebenfalls zu kurz sei. Sie sei 
zu verlängern auf 30 Tage, analog der Beschwerdefrist an das Bundesgericht. Es gebe nach einem 
(in der Regel) mehrere Wochen (oder sogar Monate) dauernden Beschwerdeverfahren vor Regie-
rungsrat (beziehungsweise Departement Volkswirtschaft und Inneres) keinen Grund für eine kürzere 
Frist als 30 Tage, schon gar nicht nur 5 Tage. 
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Stellungnahme RR: Diese Bestimmung bezieht sich auf Entscheide des Regierungsrats betreffend 
kommunale Stimmrechtsbeschwerden, Wahl- und Abstimmungsbeschwerden, Beschwerden gegen 
den Entscheid der Staatskanzlei betreffend Änderung des Titels eines Initiativbegehrens sowie über 
abgelehnte Nachzählungsgesuche. In allen Fällen besteht in der Regel das Bedürfnis, bald Klarheit 
über die Rechtslage zu erhalten. Besonders deutlich wird dies bei Beschwerden über abgelehnte 
Nachzählungsgesuche. Solche Verfahren werden auch erstinstanzlich beförderlich behandelt. Es er-
scheint nach wie vor sachgerecht, für diese Rechtsverfahren kürzere Beschwerdefristen vorzusehen. 
Nachdem nun aber mit der vorliegenden Revision die Frist für Stimmrechts-, Wahl- und Abstim-
mungsbeschwerden auf kommunaler Ebene von 3 Tagen auf 10 Tage verlängert werden, wäre es 
unverständlich, wenn für das anschliessende Beschwerdeverfahren weiterhin eine Frist von 5 Tagen 
gelten würde. Diese ist analog auf 10 Tage zu verlängern.  

7. Erläuterungen zu einzelnen Bestimmungen 

3. Verfahrensvorschriften 

3.1 Allgemein (Titel neu) 

Das geltende VRPG regelt in den §§ 7–37 die für Verfahren vor Verwaltungs- und Verwaltungsjustiz-
behörden allgemein geltenden Verfahrensvorschriften. Mit der vorliegenden Revision des VRPG sol-
len neu auch Vorschriften für vollständig automatisierte Entscheide in erstinstanzlichen Verfahren ge-
setzlich verankert werden (vgl. neue §§ 37a–37d E-VRPG hiernach). Da vollständig automatisierte 
erstinstanzliche Verfahren besonderen rechtlichen Anforderungen unterliegen (vgl. Ziffer 3.2.6.4 hier-
vor), werden die diesbezüglichen Verfahrensvorschriften unter einem separaten Untertitel 3.2 gere-
gelt. Vor den allgemein geltenden Verfahrensvorschriften gemäss den §§ 7–37 VRPG wird daher der 
Untertitel "3.1 Allgemeines" eingeführt. 

§ 7 Verkehr mit den Behörden 
a) Allgemeines 
1 Der Verkehr mit den Verwaltungs- und Verwaltungsjustizbehörden erfolgt grundsätzlich schrift-
lich. Der Regierungsrat kann durch Verordnung mündliche Verfahren vorsehen. 
1bis (neu) Der schriftliche Verkehr kann in Papierform oder in elektronischer Form gemäss § 7a 
erfolgen. 
2 Aufgehoben. 
3 Aufgehoben. 
4 Aufgehoben. 
5 Aufgehoben. 

§ 7 Abs. 1 

Diese Bestimmung stellt klar, dass der Verkehr zwischen privaten Parteien und den kantona-
len Behörden grundsätzlich schriftlich und nicht mündlich zu erfolgen hat. In Einzelfällen 
kann es jedoch angezeigt sein, auch mündliche Verfahren(-shandlungen) zu ermöglichen. 
Dies kann in einem Gesetz im formellen Sinn geregelt werden, wie dies beispielsweise § 26 
Abs. 1 VRPG für Augenscheinsverhandlungen vorsieht. In diesem Fall handelt es sich um 
eine Lex specialis. Es soll aber auch zulässig sein, dass der Regierungsrat eine entspre-
chende Regelung auf Verordnungsstufe erlässt. Selbstverständlich bleiben einfachere 
mündliche (telefonische) Anfragen, Auskünfte etc. ausserhalb eines formellen Verfahrens 
wie bis anhin auch ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung möglich. 
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§ 7 Abs. 1bis (neu) 

Es wird explizit festgehalten, dass "schriftlich" nicht im Gegensatz zu "elektronisch" steht 
(vgl. Ziffer 3.2.5.1). Wie in Papierform erfolgt auch die Kommunikation in elektronischer Form 
schriftlich, sofern sie mit Schriftzeichen und nicht mit Ton oder Bild erfolgt. Ausschlaggebend 
für die Schriftlichkeit ist somit die dauerhafte Aufzeichnung mittels Schriftzeichen auf einem 
Trägermedium. Dieses kann in Papierform oder in elektronischer Form vorliegen. Durch 
diese Präzision im Sinne einer allgemeinen Bestimmung wird an dieser Stelle Schriftlichkeit 
für das ganz VRPG einheitlich definiert. 

§ 7 Abs. 2–5 

Die Bestimmungen gemäss den Absätzen 2–5 werden neu geregelt und im neuen § 7a ver-
ankert. Sie können daher aufgehoben werden. 

§ 7a (neu) 
b) Elektronischer Verkehr 
1 Wenn eine Behörde über einen qualifizierten elektronischen Zugang verfügt, können ihr Ein-
gaben in elektronischer Form übermittelt werden. Die Eingaben müssen der absendenden Par-
tei zuverlässig zugeordnet werden können. Die Behörde kann verlangen, dass die Eingabe in 
Papierform nachgereicht wird, soweit dies aus Beweiszwecken oder aus technischen Gründen 
erforderlich ist. 
2 Mit Zustimmung der Partei können Zustellungen der Behörden in elektronischer Form über 
einen qualifizierten elektronischen Zugang erfolgen. Zustellungen der Behörden müssen dieser 
zuverlässig zugeordnet werden können. 
3 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten des elektronischen Verkehrs durch Verordnung, na-
mentlich betreffend 

a) die für Eingaben der Parteien und Zustellungen der Behörden zu verwendenden qualifizier-
ten elektronischen Zugänge, 

b) die Anforderungen für eine zuverlässige Zuordnung von Eingaben der Parteien und Zustel-
lungen der Behörden (Identifizierungsmerkmale), 

c) die Modalitäten der Zustimmung zum elektronischen Verkehr, 
d) das Verfahren der Zustellung und die Fristwahrung, 
e) das Format für Eingaben der Parteien und Zustellungen der Behörden. 

Vorbemerkung 

Nachdem der angepasste § 7 E-VRPG allgemein beschreibt, wie der Verkehr mit den Behör-
den zu erfolgen hat, enthält der neue § 7a E-VRPG ausschliesslich Bestimmungen zum 
elektronischen Rechtsverkehr. Wie der geltende § 7 VRPG regelt auch der neue § 7a  
E-VRPG als allgemeine Bestimmung die ganze elektronische Kommunikation zwischen den 
Parteien und den Verwaltungs- respektive Verwaltungsjustizbehörden. Dieser Ansatz einer 
allgemein geltenden Regelung zum elektronischen Rechtsverkehr macht es entbehrlich, bei 
jeder Art von Verfahren beziehungsweise bei jedem Verfahrensschritt separate Regelungen 
zur jeweiligen elektronischen Handlungsform zu erlassen oder weitere Gesetze anzupassen. 

§ 7a Abs. 1 

Der neue § 7a Abs. 1 E-VRPG entspricht grundsätzlich der bisherigen Regelung von § 7 
Abs. 3 VRPG. Anstelle der Regelung, wonach elektronische Eingaben grundsätzlich mit  
einer elektronischen Signatur zu versehen sind, soweit der Regierungsrat für erstinstanzliche 
Verfahren keine Ausnahme vorsieht, wird neu vorausgesetzt, dass Eingaben der absenden-
den Partei zuverlässig zugeordnet werden können. Diese technologieneutrale Formulierung 
lässt es zu, dass zur Verifizierung der Identität einer Partei auch andere Identitätsmerkmale 
als eine anerkannte elektronische Signatur verwendet werden können. Der Regierungsrat 
regelt die Anforderungen für die zuverlässige Zuordnung von Eingaben der Parteien durch 
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Verordnung (vgl. neuer § 7a Abs. 3 lit. b E-VRPG). Dabei handelt es sich um eine umfas-
sende Delegation, die grundsätzlich nicht nur, wie gemäss dem aktuellen Gesetzeswortlaut, 
auf erstinstanzliche Verfahren beschränkt bleibt.  

Wo das Gesetz allerdings eine eigenhändige Unterschrift verlangt, ist im elektronischen Ver-
kehr nach wie vor eine elektronische Signatur zwingend. Dies hält § 4 Abs. 2 ÜmV explizit 
fest. Mit Inkrafttreten des BGEID (vgl. Ziffer 2.2.3 hiervor) wird im elektronischen Rechtsver-
kehr für unterzeichnungsbedürftige Eingaben anstelle der anerkannten elektronischen Unter-
schrift grundsätzlich auch eine staatlich anerkannte elektronische Identität verwendet wer-
den können. Alsdann kann der Regierungsrat die hierfür notwendige Verordnungsanpas-
sung vornehmen. Eine Anpassung des VRPG ist hierfür nicht mehr erforderlich. 

Werden Eingaben elektronisch eingereicht, sollen die Behörden weiterhin verlangen können, 
dass die Eingabe in Papierform nachgereicht wird. Diese Notwendigkeit besteht, wenn es 
auf die Beschaffenheit des physischen Dokuments ankommt, zum Beispiel bei der Prüfung 
der Echtheit einer Unterschrift oder einer Urkunde. Diese Dokumente können zwar digitali-
siert werden, aber für die Überprüfung der Echtheit der Urkunde oder Unterschrift gehen In-
formationen verloren wie beispielsweise die Beschaffenheit des Papiers, Drucktiefe der Un-
terschrift etc. Auch müssen Dokumente in Papierform einverlangt werden können, wenn 
aufgrund technischer Probleme elektronische Dokumente nicht lesbar gemacht werden kön-
nen. 

§ 7a Abs. 2 

Der neue § 7a Abs. 2 E-VRPG übernimmt die jetzige Regelung von § 7 Abs. 2 VRPG. Der 
elektronische Rechtsverkehr bedarf weiterhin der Zustimmung der Partei, wobei die Modali-
täten explizit durch den Regierungsrat festzulegen sind (vgl. neuer § 7a Abs. 3 lit. c E-
VRPG). 

Auch behördliche Zustellungen müssen zuverlässig der zuständigen Behörde zugeordnet 
werden können. Wie unter Ziffer 3.2.5.1 ausgeführt regelt der geltende § 7 VRPG als allge-
meine Bestimmung die gesamte elektronische Kommunikation zwischen der Partei und der 
Behörde. Mit der Anpassung von § 7 E-VRPG und dem neuen § 7a E-VRPG wird an dieser 
Konzeption festgehalten. Behördliche Zustellungen umfassen daher nebst Instruktions-
schreiben, Vernehmlassungen und dergleichen auch Entscheide gemäss § 26 VRPG aller 
Instanzen. Der Regierungsrat regelt auch hier die Anforderungen für eine zuverlässige Zu-
ordnung von Zustellungen der Behörden durch Verordnung (vgl. neuer § 7a Abs. 3 lit. b E-
VRPG). 

§ 7a Abs. 3 

Der elektronische Rechtsverkehr ist stark abhängig von technischen und organisatorischen Entwick-
lungen und dadurch auch einem stetigen Wandel unterworfen. Dementsprechend müssen die not-
wendigen rechtlichen Grundlagen flexibel und rasch angepasst werden können. Diesem Anspruch 
auf Flexibilität kann am besten durch eine hinreichende Verordnungskompetenz zugunsten des Re-
gierungsrats entsprochen werden. Die zentralen verfahrensrechtlichen Grundsätze werden demge-
genüber durch auf Dauer angelegte Regelungen auf Gesetzesstufe verankert. Der neue § 7a Abs. 3 
E-VRPG enthält eine umfassende Gesetzesdelegation an den Regierungsrat, wobei in Beachtung 
der wesentlichen verfahrensrechtlichen Grundsätze die wichtigsten Grundzüge der zu regelnden Ma-
terie unter den Literae a) bis e) festgehalten werden. 

lit. a 

§ 7a Abs. 1 und 2 E-VRPG verlangen für elektronische Eingaben an eine Behörde sowie für behörd-
liche Zustellungen an die Parteien einen qualifizierten elektronischen Zugang. Die qualifizierten elekt-
ronischen Zugänge werden durch den Regierungsrat in der ÜmV bestimmt. Der technologieneutrale 
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Begriff "elektronischer Zugang" ermöglicht es dem Verordnungsgeber, auf technische oder organisa-
torische Entwicklungen schnell zu reagieren. In der ÜmV werden die qualifizierten elektronischen Zu-
gänge aktuell unterteilt in:  

• für alle Verfahren, insbesondere Beschwerdeverfahren: die vom Bund anerkannten Zustellplattfor-
men (zum Beispiel IncaMail der Post), 

• für erstinstanzliche, nicht an gesetzliche Fristen gebundene Eingaben: das Behördenportal des 
Kantons oder andere anerkannte Behördenportale ohne Zustellfunktion,  

• für erstinstanzliche, an gesetzliche Fristen gebundene Eingaben: das Behördenportal des Kan-
tons oder andere anerkannte Behördenportale mit Zustellfunktion. 

lit. b 

Gemäss § 7a E-VRPG müssen Eingaben der absendenden Partei zuverlässig zugeordnet werden 
können. Ebenfalls müssen Zustellungen der Behörden dieser zuverlässig zuzuweisen sein. Gemäss 
§ 7 Abs. 3 lit. b E-VRPG obliegt es dem Regierungsrat, die Anforderungen für eine zuverlässige Zu-
ordnung von Eingaben der Parteien sowie Zustellungen der Behörden zu regeln.  

Für die zuverlässige Zuordnung von Eingaben an Behörden werden in der ÜmV Identitätsmerkmale 
zur Verifizierung der Identität der absendenden Partei festgelegt. Je nach Sensitivität des Geschäfts-
vorfalls sind hohe oder geringere Anforderungen an die Identifizierung der Partei zu stellen. Nur 
wenn das anwendbare Recht für ein bestimmtes Verwaltungsverfahren eine Unterzeichnung explizit 
erfordert, muss eine elektronische Eingabe zwingend mit einer anerkannten elektronischen Signatur 
versehen sein (§ 4 Abs. 2 ÜmV). Dies gilt insbesondere für die Einreichung von Beschwerden ge-
mäss § 43 VRPG. Mit Inkraftsetzung des BGEID kann die Identifizierung einer Partei dannzumal an-
stelle einer anerkannten elektronischen Signatur durch eine staatlich anerkannte elektronische Iden-
tität erfolgen. Für nicht unterschriftsbedürftige Eingaben können gemäss der gegenwärtig geltenden 
ÜmV zur Identifikation der absendenden Partei eine elektronische Identität eines schweizerischen 
Identity-Providers mit entsprechender Vertrauensstufe oder bei weniger sensitiven Geschäftsvorfäl-
len eine attributbezogene Identifizierung (beispielweise AHV-Nummer mit Name, Adresse und Ge-
burtsdatum) verwendet werden. 

In Bezug auf die zuverlässige Zuordnung von Zustellungen der Behörden hält die ÜmV fest, dass 
Entscheide mit einer anerkannten elektronischen Signatur oder einem Behördensiegel der entschei-
denden Behörde versehen sein müssen. Erstinstanzliche Entscheide, die dem Antrag der Parteien 
vollumfänglich entsprechen und nicht in die Rechte Dritter eingreifen, können auch mit einer Faksi-
mileunterschrift zugestellt werden. 

lit. c 

Wie schon nach geltendem Recht bedürfen gemäss § 7a Abs. 2 E-VRPG Zustellungen der Behör-
den in elektronischer Form der Zustimmung der betroffenen Partei. Durch § 7a Abs. 3 lit. c E-VRPG 
erhält der Regierungsrat die Kompetenz, hierfür die Modalitäten festzulegen. Gemäss der ÜmV kann 
die Zustimmung für ein konkretes Verfahren oder für alle Verfahren erfolgen, wobei die Zustimmung 
jederzeit widerrufen werden kann. 

lit. d 

Die §§ 27 und 28 VRPG enthalten Bestimmungen zur Zustellung und zu den Fristen, die grundsätz-
lich auch Geltung für den elektronischen Rechtsverkehr haben. Allerdings hängen die Modalitäten 
der Zustellung und dabei insbesondere der Zustellzeitpunkt und die Fristwahrung im elektronischen 
Verkehr wesentlich von der Technologie der als qualifizierte Zugänge gemäss § 7a Abs. 1 und 2  
E-VRPG definierten Zustellplattform und Behördenportale ab. Es ist daher zweckmässig, dem Re-
gierungsrat diesbezüglich eine ergänzende Regelungskompetenz zu übertragen.  
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lit. e 

In lit. e erhält der Regierungsrat die Kompetenz zur Regelung der gebräuchlichen Dateiformate oder 
Eingabeformen (strukturierte Erfassung von Daten eines Gesuchs in online-Formulare), die von den 
zugelassenen Behördenportalen sowie Zustellplattformen für bestimmte Geschäftsvorfälle verlangt 
werden können. 

§ 12 Beiladung  
3 Verzichten Beigeladene auf eine aktive Teilnahme am Verfahren, tragen sie keine Kosten. Der 
Verzicht führt nicht zur Verwirkung allfälliger Rechtsmittel. 

Aus dem VRPG geht nicht klar hervor, dass eine beigeladene Person (Beiladung im engeren Sinne) 
ein ihr allenfalls zustehendes Rechtsmittel weiterhin ergreifen darf, auch wenn sie sich nicht aktiv am 
Verfahren beteiligt.7 Verzichtet eine beigeladene Person auf eine aktive Teilnahme, muss ihr der Ent-
scheid zugestellt werden (aufgrund der Rechtswirkung ihr gegenüber). Diesen Entscheid kann sie 
anfechten, sofern eine Berechtigung nicht aus anderen Gründen ausgeschlossen ist. Zwar ist es 
nicht zwingend notwendig, dass dies gesetzlich ausdrücklich verankert wird. Doch die vorgeschla-
gene Ergänzung dient der Klarstellung der bestehenden Rechtslage. 

§ 13 Parteien 
2 Im Beschwerdeverfahren sind Partei 

a) die Beschwerdeführenden, 
b) die Adressaten des erstinstanzlichen Entscheids gemäss Abs. 1 lit. a, b und d, 
c) Dritte, die sich am Verfahren mit eigenen Anträgen beteiligen, 
d) wer beigeladen ist, 
e) die Vorinstanz, 
f) vor oberen Rechtsmittelinstanzen die erstinstanzlich entscheidende Behörde, sofern sie 

einem anderen Gemeinwesen angehört als die Vorinstanz. 

Die Definition der Parteien gemäss § 13 VRPG hat sich in der Anwendungspraxis grundsätzlich be-
währt. Im Rahmen von verwaltungsinternen Beschwerdeverfahren manifestiert sich allerdings ein ge-
wisses Spannungsverhältnis zwischen § 13 Abs. 2 lit. e und f VRPG. 

• Verwaltungsinterne Rechtspflege 

So lassen sich in baurechtlichen Beschwerdeverfahren vor dem Regierungsrat der Gemeinderat 
und allenfalls eine Bundesbehörde sowohl unter § 13 Abs. 2 lit. e VRPG als auch unter § 13 
Abs. 2 lit. f VRPG subsumieren. Die Abteilung für Baubewilligungen Departement Bau, Verkehr 
und Umwelt (AfB BVU) und andere kantonale Behörden, welche erstinstanzlich einen verbindli-
chen Teilentscheid gefällt haben, sind gemäss lit. e Partei im Beschwerdeverfahren. Stellt man 
hingegen auf lit. f ab, sind sie nicht Partei im Beschwerdeverfahren, da sie gleich wie der Regie-
rungsrat (oder auch die Departemente) dem Gemeinwesen "Kanton" angehören. Dies ist wider-
sprüchlich und verwirrend. Dieser Widerspruch wird in der Praxis derart aufgelöst, dass die AfB 
BVU und allfällige weitere kantonale Behörden, welche einen Teilentscheid gefällt haben, in ver-
waltungsinternen Beschwerdeverfahren als Vorinstanz gemäss § 13 Abs. 2 lit. e VRPG betrachtet 
werden. Betrachtet man aber die AfB BVU im Verfahren vor Regierungsrat als Vorinstanz, müsste 
man das konsequenterweise auch mit der Gemeinde tun. Die zusätzliche Bestimmung von § 13 
Abs. 2 lit. f VRPG und die Einschränkung der Parteieigenschaft auf Behörden, die einem andern 

                                                   
 
7 Vgl. Botschaft 07.27 14. Februar 2007; S. 20 

"Der Beigeladene ist im Grundsatz mit denselben prozessualen Rechten und Pflichten am Verfahren beteiligt wie die ursprünglichen Parteien. Er 

kann selbstständig Anträge stellen, ein Rechtsmittel ergreifen und, sofern er sich am Verfahren durch die Stellung von Anträgen beteiligt hat, 

auch zur Kostentragung verpflichtet werden; bei Obsiegen hat er Anspruch auf Kostenersatz. Hingegen fehlt ihm die Dispositionsbefugnis über 

den Streitgegenstand (kein Rückzug)." 
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Gemeinwesen angehören, machen dann keinen Sinn und werden im verwaltungsinternen Be-
schwerdeverfahren nicht benötigt. § 13 Abs. 2 VRPG wird deshalb vom Regierungsrat kaskaden-
mässig von lit. a bis f angewendet; es genügt für die Bejahung der Parteieigenschaft, dass eine 
Litera zutrifft, wobei dann die folgenden Literae nicht mehr beachtet werden. 

• Verwaltungsexterne Rechtspflege 

Im Verfahren vor Verwaltungsgericht macht das Nebeneinander von lit. e und f und die kaskaden-
mässige Anwendung jedoch durchaus Sinn. Aus Sicht des Gerichts ist der Regierungsrat gemäss 
lit. e einzige Vorinstanz, während nur die Gemeinde unter lit. f fällt. Alle kantonalen Behörden, 
welche (als "Vorvorinstanz") erstinstanzlich entschieden haben, sind vor Verwaltungsgericht nicht 
mehr Partei, weil sie dem gleichen Gemeinwesen angehören wie der Regierungsrat. Partei ist der 
Kanton, der nun einzig vom Regierungsrat vertreten wird. Hat die AfB BVU einen Fehlentscheid 
gefällt und wurde dieser durch den Regierungsrat bestätigt, ist der Regierungsrat unterliegende 
und kostenpflichtige Partei, nicht hingegen die AfB BVU. Und dieser wird auch allein kostenpflich-
tig. Unterliegen also zum Beispiel Bauherr, AfB BVU und Regierungsrat zu gleichen Quoten ge-
genüber einem Baugesuchsgegner, sind die Kosten zur Hälfte der Bauherrschaft und zur Hälfte 
der Staatskasse aufzuerlegen; der Staat trägt nicht zwei Drittel der Kosten. Es zählt nur noch der 
Entscheid des Regierungsrats in der unmittelbaren Vorinstanz. 

Auch wenn die erwähnten Widersprüche zwischen § 13 Abs. 2 lit. e und f VRPG in der Anwendungs-
praxis gelöst werden konnten, soll die anstehende Teilrevision des VRPG genutzt werden, die er-
wähnten Bestimmungen so anzupassen, dass diese nicht nur für den Bereich der verwaltungsexter-
nen Rechtspflege, sondern auch für denjenigen der verwaltungsinternen Rechtspflege zu wider-
spruchsfreien und somit klaren Ergebnissen führt. 

Mit der Klarstellung von § 13 Abs. 2 lit. f lässt sich der im geltenden Recht entstehende Widerspruch 
vermeiden, dass in baurechtlichen Verfahren vor Regierungsrat die AfB BVU und andere kantonale 
Behörden, welche erstinstanzlich einen verbindlichen Teilentscheid gefällt haben, gemäss § 13 Abs. 
2 lit. e VRPG Partei im Beschwerdeverfahren sind, gemäss § 13 Abs. 2 lit. f VRPG hingegen nicht, 
wird doch durch die Verwendung des Begriffs "vor oberen Rechtsmittelinstanzen" klar zum Ausdruck 
gebracht, dass lit. f. lediglich im mehrstufigen Rechtsmittelverfahren zur Anwendung gelangt bezie-
hungsweise sich nur auf die sogenannte "Vorvorinstanz" bezieht. 

§ 15 b) bei Massenverfahren und Sitz im Ausland 
1 Sind an einem Verfahren mehr als 10 Parteien beteiligt, die eine kollektive Eingabe oder in-
haltlich gleiche Eingaben eingereicht haben, kann die Behörde sie verpflichten, eine Zustella-
dresse oder eine gemeinsame Vertretung zu bezeichnen. 
1bis (neu) Kommen die Parteien dieser Aufforderung nicht nach, kann die Behörde entweder eine 
entsprechende Zustelladresse bezeichnen oder eine Vertretung bestimmen. 
2 Parteien mit Sitz oder Wohnsitz im Ausland haben eine Zustelladresse oder eine Vertretung 
in der Schweiz anzugeben. 
3 Bezeichnen die Parteien keine Zustelladresse oder keine Vertretung in der Schweiz, kann die 
Zustellung durch Publikation im Amtsblatt des Kantons ersetzt werden. 

Bei Massenverfahren kann die Behörde die Parteien auffordern, ein gemeinsames Zustelldomizil  
oder eine gemeinsame Vertretung zu bezeichnen. Kommen die Parteien dieser Aufforderung nicht 
nach, soll die Behörde befugt sein, das Zustelldomizil zu bezeichnen. Diese Kompetenz fehlt im heu-
tigen Recht und soll daher neu ins Gesetz aufgenommen werden. Entsprechende Regelungen ken-
nen namentlich auch der Bund und der Kanton Zürich.8 Der Begriff "Zustelldomizil" ist für eine elekt-
ronische Zustellung nicht passend und durch "Zustelladresse" zu ersetzen. Diese kann eine 

                                                   
 
8 Art. 11a des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968 (Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVG); § 6a des Ver-

waltungsrechtspflegegesetzes vom 24. Mai 1959 (VRG/ZH) 
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postalische oder eine elektronische gemäss den Regelungen der ÜmV sein. Mit der Bezeichnung  
einer einzigen Zustelladresse müssen sich die beteiligten Personen auf eine Zustellform einigen. 
Wird eine elektronische beziehungsweise eine postalische Adresse genannt, gilt sie jeweils für alle 
beteiligten Personen. 

§ 16 Ausstand 
4 Ist der Ausstand streitig, entscheidet darüber die (…) Behörde unter Ausschluss des betref-
fenden Mitglieds. 
5 (neu) Bei Entscheiden von Kollegialbehörden sind die Namen derjenigen Behördenmitglieder 
aufzuführen, die sich bei der Beschlussfassung im Ausstand befunden haben. 

§ 16 Abs. 4 

Gemäss geltendem Recht entscheidet über ein Ausstandsbegehren die "Aufsichtsbehörde". Das 
Verwaltungsgericht des Kantons Aargau hat in einem neueren Entscheid ausgeführt, dass "Auf-
sichtsbehörde" nicht die "vorgesetzte Person" meine und diese daher nicht befugt sei, über ein Aus-
standsbegehren gegen eine unterstellte Person zu entscheiden.9 Dies führt dazu, dass der Regie-
rungsrat als Aufsichtsbehörde in einem Zwischenentscheid das Ausstandsbegehren behandeln 
muss. Das Behandeln von Ausstandsbegehren verzögert so die Beschwerdebehandlung relativ stark 
und belastet den Regierungsrat unnötig. 

Es besteht kein Grund, in jedem Fall, in welchem gegen eine einzelne Person einer Behörde ein 
Ausstandsbegehren gestellt wird, an die der Behörde übergeordnete Aufsichtsbehörde zu gelangen. 
Besteht eine Behörde aus mehreren Personen, kann diese selber unter Ausschluss des betreffenden 
Mitglieds über das Ausstandsbegehren entscheiden. Der Entscheid über die Ausstandspflicht ist so 
ein Entscheid der betreffenden Verwaltungsbehörde und kann mit den ordentlichen Rechtsmitteln 
angefochten werden.10 Bei Kollegialbehörden entscheidet – wie bis anhin – diese, wenn es um den 
Ausstand eines seiner Mitglieder geht. 

§ 16 Abs. 4 VRPG soll daher entsprechend angepasst werden, so dass nicht mehr die Aufsichtsbe-
hörde über strittige Ausstandsbegehren entscheiden muss, sondern die Behörde dies selber machen 
kann. Der Begriff "Behörde" ist als Oberbegriff zu verstehen und umfasst sowohl Kollegialbehörden 
wie auch Verwaltungseinheiten (Departemente, Abteilungen, Ämter, Sektionen etc.). 

§ 16 Abs. 5 

Art. 30 Abs. 1 BV garantiert jeder Person unabhängig vom anwendbaren Verfahrens- und Organisati-
onsrecht, dass ihre Sache von einem richtig besetzten sowie auch unvoreingenommenen, unpartei-
ischen und unabhängigen Gericht beurteilt wird. Gemäss § 16 Abs. 1 lit. a bis e VRPG darf bei Er-
lass von Entscheiden nicht mitwirken, wer aus einem der in diesen Literae aufgeführten Gründen in 
der Sache befangen sein könnte. § 16 Abs. 2 VRPG hält sodann fest, dass bei Anfechtung eines 
Entscheids eines Departements das dem Departement vorstehende Regierungsratsmitglied lediglich 
beratende Stimme hat (sog. institutionelle Befangenheit). 

Im Gegensatz zu Gerichtsurteilen, in denen im Rubrum die Namen der Personen aufgeführt werden, 
welche am Entscheid mitgewirkt haben, ist dies bei Entscheiden des Regierungsrats nicht notwen-

                                                   
 
9 Entscheid des Verwaltungsgerichts (VGE) vom 10. Februar 2021 (WBE.2020.310)  

10 Bundesgericht U 302/05 vom 30. August 2006, Erw. 3; siehe ferner STEPHAN BREITENMOSER/MARION SPORI FEDAIL, in: BERNHARD WALD-

MANN/PHILIPE WEISSENBERGER [Hrsg.], Praxiskommentar Verwaltungsverfahrensgesetz [VwVG], 2. Aufl. 2016, Art. 10 N 115; RETO FELLER/PAN-

DORA KUNZ-NOTTER, in: CHRISTOPH AUER/MARKUS MÜLLER/BENJAMIN SCHINDLER [Hrsg.], VwVG, Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren, 

Kommentar, 2. Aufl. 2019, Art. 10 N 39; REGINA KIENER, in: ALAIN GRIFFEL [Hrsg.], Kommentar zum Verwaltungsrechtspflegegesetz des Kantons 

Zürich [VRG], 3. Aufl. 2014, § 5a N 52; THOMAS MERKLI/ARTHUR AESCHLIMANN/RUTH HERZOG, Kommentar zum Gesetz über die Verwaltungs-

rechtspflege im Kanton Bern, 1997, Art. 9 N 25 

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/4692
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=U+302%2F05+vom+30.+August+2006&rank=6&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F30-08-2006-U_302-2005&number_of_ranks=106022
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dig. Es ist selbstverständlich, dass dieser als Gesamtkollegium entscheidet, und seine Zusammen-
setzung ist öffentlich bekannt. Hingegen ist es sinnvoll, wenn aus den Entscheiden des Regierungs-
rats und auch denjenigen anderer Kollegialbehörden, welche in ihrer Gesamtheit entscheiden (insbe-
sondere Gemeinderat), jeweils klar hervorgeht, wenn einzelne Mitglieder der jeweiligen 
Kollegialbehörde nicht am Entscheid mitgewirkt haben. Insofern scheint die Einführung einer Norm 
sinnvoll, wonach bei Entscheiden von Kollegialbehörden die Namen der Behördenmitglieder aufzu-
führen sind, die bei der Beschlussfassung nicht mitgewirkt haben. 

Von einer speziellen Erwähnung der institutionellen Befangenheit der Vorsteherin oder des Vorste-
hers des Departements, dessen Entscheid beim Regierungsrat angefochten ist (vgl. § 16 Abs. 2 
VRPG), kann abgesehen werden, ergibt sich doch diese bereits aus dem Gesetz zweifelsfrei und für 
alle nachvollziehbar. 

§ 19a Mediation (neu) 
1 Die Behörde kann das Verfahren im Einverständnis mit den Parteien sistieren, damit sich diese 
über den Inhalt des Entscheids einigen können. Die Einigung soll einschliessen, dass die Par-
teien auf Rechtsmittel verzichten und wie sie die Kosten verteilen. 
2 Zur Förderung der Einigung kann die Behörde eine neutrale und fachkundige natürliche Per-
son als Mediatorin oder Mediator einsetzen. 
3 Die Mediatorin oder der Mediator ist nur an das Gesetz und den Auftrag der Behörde gebun-
den.  
4 Die Behörde macht die Einigung zum Inhalt ihres Entscheids, es sei denn, die Einigung 
verstosse gegen Bestimmungen des öffentlichen Rechts. 
5 Soweit die Einigung zustande kommt, erhebt die Behörde keine Verfahrenskosten. Misslingt 
die Einigung, kann die Behörde davon absehen, die Kosten für die Mediation den Parteien auf-
zuerlegen, wenn die Interessenlage dies rechtfertigt. 
6 Eine Partei kann jederzeit verlangen, dass die Sistierung des Verfahrens aufgehoben wird. 

Die Mediation wird im geltenden VRPG nur rudimentär, in Zusammenhang mit der unentgeltlichen 
Rechtspflege (§ 34 Abs. 2bis), erwähnt. Die Mediation hat zum Ziel, einen Konflikt einvernehmlich zu 
lösen und den Rechtsfrieden wiederherzustellen und zu stärken. Sie kann die Akzeptanz eines Ent-
scheids und die Zufriedenheit der Betroffenen verbessern und gleichzeitig die Behörden durch das 
eigenverantwortliche Streitschlichten entlasten. Ein gegebener Verhandlungsspielraum kann in der 
Mediation kreativ genutzt werden. Dies führt häufig zu rascheren, billigeren und besseren Entschei-
den. Dementsprechend rechtfertigt es sich, die Mediation prominenter im Gesetz zu verankern. Der 
vorgeschlagene Gesetzestext orientiert sich an den Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensge-
setzes des Bundes (Art. 33b des Bundesgesetzes über das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezem-
ber 1968 [Verwaltungsverfahrensgesetz, VwVG; SR 172.021]). Die gesetzliche Regelung gibt der 
Behörde namentlich die Kompetenz, bei Scheitern der Mediation die Kosten (allenfalls innerhalb  
eines bestimmten Kostendachs) zu übernehmen und bei erfolgreicher Mediation auf (eigene) Verfah-
renskosten zu verzichten.  

Zum Verhältnis zwischen gerichtlichem Vergleich (§ 19 VRPG) und dem Anwendungsbereich der 
Mediation ist folgendes festzuhalten: 

Eine Einigung (gütliche Lösung) kann zustandekommen durch Verhandlungen allein unter den Par-
teien, Vermittlung der Behörde oder durch eine private Drittperson (ausserhalb der Verwaltung) als 
Mediatorin. Wird die Einigung zum behördlichen Beschluss erhoben, muss in allen drei Fällen die 
Behörde prüfen, ob die Einigung den Rahmen einhält, innert welchem Einigungen zulässig sind. In-
sofern bestehen keine Unterschiede. 

§ 20a Zwischenentscheide (neu) 
1 Als Zwischenentscheide gelten Entscheide, die das Verfahren weder ganz noch teilweise ab-
schliessen. 
2 Zwischenentscheide über die Zuständigkeit und den Ausstand sind selbstständig anfechtbar. 
Sie können später nicht mehr angefochten werden. 
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3 Andere Zwischenentscheide sind nur dann selbstständig anfechtbar, wenn sie einen nicht wie-
dergutzumachenden Nachteil bewirken können. 

§ 20a Abs. 1 

Mit dieser Bestimmung wird das für die Führung von Verwaltungs- und Gerichtsverfahren 
unverzichtbare Institut des Zwischenentscheids als solches anerkannt. Zwischenentscheide 
betreffen insbesondere die Zuständigkeit und den Ausstand von Behördenmitgliedern, die 
Einstellung des Verfahrens, Auskunfts-, Zeugnis- und Editionspflichten, die Akteneinsicht, 
Beweiserhebungen sowie vorsorgliche Massnahmen und die aufschiebende Wirkung. 

§ 20a Abs. 2 

Die Regelung der Anfechtbarkeit von Zwischenentscheiden folgt neu insbesondere derjeni-
gen des Bundes (Art. 45 f. VwVG). Die Regelung, dass (selbstständig eröffnete) Zwischen-
entscheide über die Zuständigkeit und den Ausstand umgehend anzufechten sind, ansons-
ten das Anfechtungsrecht verwirkt, dient der Rechtssicherheit, der Transparenz und der 
Verfahrensökonomie. Ausstandsgründe sind von Amts wegen zu beachten. 

Über strittige Ausstandsfragen ist grundsätzlich vorab in einem Zwischenentscheid zu urteilen, und 
nicht erst im Hauptentscheid. Dies gilt aber nicht, wenn nach Massgabe des Gesetzes keine geeig-
neten Ausstandsgründe geltend gemacht werden. Gemäss Rechtsprechung trifft dies zu bei miss-
bräuchlichen Ausstandsgesuchen, wenn es dem Gesuch offensichtlich an einer vernünftigen Grund-
lage mangelt oder es nachweislich sonstwie untauglich erscheint (Urteil des Verwaltungsgerichts 
vom 2. Februar 2022 [WBE.2021.473]; siehe auch BGE 105 Ib 301, E. 1c). 

§ 20a Abs. 3 

Diese Bestimmung entspricht ebenfalls den Regelungen des Bundes, aber auch der bisheri-
gen Rechtsprechung und Praxis der aargauischen Behörden und Gerichte, die sich bewährt 
hat. 

§ 20b Sistierung (neu) 
1 Die instruierende Behörde kann das Verfahren aussetzen, wenn Gründe der Zweckmässigkeit 
oder der Prozessökonomie dies gebieten.  

2 Dies ist namentlich der Fall, wenn der Ausgang vom Entscheid eines anderen Verfahrens ab-
hängt oder wesentlich beeinflusst wird, in einem anderen Verfahren über die gleiche Rechts-
frage zu entscheiden ist oder wenn sämtliche Parteien einer Sistierung des Verfahrens zustim-
men. 

Die Sistierung eines Beschwerdeverfahrens ist im geltenden VRPG nicht geregelt. § 47 Abs. 1 
VRPG verlangt von der mit der Instruktion betrauten Person lediglich eine effiziente Durchführung 
des Verfahrens. 

Wird von einem Verfahrensbeteiligten ein Sistierungsgesuch gestellt, so hat die Behörde, bei der das 
Verfahren hängig ist, darüber zu befinden, in der Regel in Form einer Zwischenverfügung oder eines 
Zwischenentscheids, gegebenenfalls auch gleichzeitig mit dem Endentscheid (vgl. Aargauische Ge-
richts- und Verwaltungsentscheide [AGVE] 1999, S. 146 mit Hinweisen). 

Als prozessleitende Anordnung bedarf die Sistierung keiner besonderen Rechtsgrundlage. Gemäss 
ständiger Rechtsprechung muss eine Sistierung aber durch zureichende Gründe gerechtfertigt sein, 
andernfalls läge eine mit dem Beschleunigungsgebot gemäss Art. 29 Abs. 1 Bundesverfassung nicht 
zu vereinbarende Rechtsverzögerung vor (vgl. BGE 134 IV 43, Erw. 2.3). Eine Sistierung ausnahms-
weise rechtfertigen können insbesondere Zweckmässigkeitsüberlegungen und prozessökonomische 
Gründe, wie etwa die Hängigkeit eines anderen Verfahrens, dessen Ausgang von präjudizieller Be-
deutung ist (vgl. BGE 130 V 90, Erw. 5; 123 II 1, Erw. 2/b; 122 II 211, Erw. 3/e). Die rechtsanwen-
dende Behörde hat somit einerseits die Notwendigkeit, innerhalb einer angemessenen Frist zu ent-
scheiden, und andererseits das Risiko von widersprüchlichen Entscheiden beziehungsweise andere 
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Gründe der Zweckmässigkeit gegeneinander abzuwägen, wobei nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichts das verfassungsmässige Beschleunigungsgebot in der Regel stärker zu gewichten ist 
und die Verfahrenssistierung daher die Ausnahme bleiben muss (vgl. BGE 135 III 127, Erw. 3.4; 130 
V 90, Erw. 5; 119 II 386, Erw. 1/b). Wenig problematisch ist die Sistierung, wenn alle Verfahrensbe-
teiligten zustimmen und die zuständige Behörde damit ebenfalls einverstanden ist. Andernfalls ist ein 
derartiges Begehren unter Abwägung aller dafür und dagegen sprechenden Interessen zu beurteilen, 
wobei der Behörde ein relativ grosser Ermessensspielraum zukommt (Bundesverwaltungsgerichtsur-
teil A-3924/2012 vom 18. Februar 2013, Erw. 3.4). Gegen eine Sistierung lässt sich regelmässig die 
damit verbundene Verlängerung der Verfahrensdauer anführen, die privaten oder öffentlichen Inte-
ressen zuwiderlaufen kann (vgl. AGVE 1999, S. 145 f. mit Hinweisen). 

Aufgrund dessen, dass Verfahrenssistierungen in der Praxis sehr häufig vorkommen, soll das Instru-
ment der Verfahrenssistierung in einem neuen § 20b VRPG rechtssatzmässig geregelt werden. 

Gemäss dieser neuen Bestimmung kann die instruierende Behörde das Verfahren aussetzen, wenn 
Gründe der Zweckmässigkeit oder der Prozessökonomie dies gebieten. Dies ist namentlich der Fall, 
wenn der Ausgang vom Entscheid eines anderen Verfahrens abhängt oder wesentlich beeinflusst 
wird, in einem anderen Verfahren über die gleiche Rechtsfrage zu entscheiden ist oder wenn sämtli-
che Parteien einer Sistierung des Verfahrens zustimmen. 

§ 31 c) Verfahrenskosten  
2 Im Beschwerdeverfahren werden die Verfahrenskosten in der Regel nach Massgabe des Un-
terliegens und Obsiegens auf die Parteien verlegt. Den Behörden werden Verfahrenskosten nur 
auferlegt, wenn sie schwerwiegende Verfahrensmängel begangen, willkürlich entschieden oder 
selbst Beschwerde erhoben haben und mit ihren Begehren ganz oder teilweise unterliegen.  
5 (neu) Unnötige Kosten hat zu bezahlen, wer sie verursacht hat. 

§ 31 Abs. 2 

Gemäss § 31 Abs. 2 Satz 2 VRPG werden den Behörden nur Verfahrenskosten auferlegt, wenn sie 
schwerwiegende Verfahrensmängel begangen oder willkürlich entschieden haben. Eine Auferlegung 
der Kosten an die Behörden ist aber auch in den Fällen angezeigt, in welchen ein Gemeinwesen  
oder eine Behörde selber Beschwerde erhebt und ganz oder teilweise unterliegt. Dies soll durch die 
entsprechende Ergänzung von § 31 Abs. 2 Satz 2 VRPG klargestellt werden. 

§ 31 Abs. 5 

Trölerisches Verhalten soll nicht belohnt werden. Die Rechtsanwendung und die Ermittlung des 
Sachverhalts von Amts wegen (Untersuchungsgrundsatz) führen dazu, dass auch noch vor letzter 
kantonaler Instanz neue Beschwerdegründe vorgebracht werden dürfen. Wer allerdings unechte No-
ven, also Gründe, die schon früher hätten vorgebracht werden können, erst vor der nächsten Instanz 
geltend macht, behindert unter Umständen den verfahrensökonomischen Ablauf, handelt trölerisch 
und provoziert unnötige Kosten. Dies soll wenigstens bei der Verlegung von Verfahrens- und Partei-
kosten berücksichtigt werden, indem solche vermeidbare Kosten diejenige Partei tragen muss, die 
sie verursacht.11 

§ 32 d) Parteikosten 
4 (neu) Unnötige Kosten hat zu bezahlen, wer sie verursacht hat. 

Das unter § 31 Abs. 5 zu den Verfahrenskosten Gesagte gilt gleichermassen für die Parteikosten. 

3.2 Vollständig automatisierte Verfahren (Titel neu) 

                                                   
 
11 Vgl. Art. 66 Abs. 3 und 5 des Bundesgesetzes über das Bundesgericht vom 17 Juni 2005 (Bundesgerichtsgesetz, BGG; SR 173.110) 
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Vollständig automatisierte erstinstanzliche Verfahren unterliegen besonderen rechtlichen Anforderun-
gen (vgl. Ziffer 3.2.6.4 hiervor), weshalb für sie spezielle Verfahrensvorschriften gelten. Die entspre-
chenden Bestimmungen werden daher unter einem separaten Titel aufgeführt. 

§ 37a Vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide (neu) 
a) Voraussetzungen 
1 Erstinstanzliche Entscheide von Verwaltungsbehörden können vollständig automatisiert erge-
hen, wenn 

a) dies durch Gesetz oder, bei geringen verbleibenden Risiken nach der Prüfung gemäss den 
Absätzen 2 und 3, durch Verordnung vorgesehen ist, 

b) die verantwortliche Behörde vollständig automatisierte Entscheidsysteme einsetzt, die aus-
schliesslich von natürlichen Personen autorisierte Regeln anwenden, und 

c) die vorgängig durchgeführte Prüfung der Auswirkungen der vollständigen Automatisierung 
ergab, dass für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Parteien sowie für 
die Verfahrensgarantien keine erhöhten Risiken bestehen oder nach der Ergreifung von 
geeigneten Massnahmen verbleiben. 

2 Die Prüfung der Auswirkungen der vollständigen Automatisierung beschreibt namentlich 

a) die Einsatzgebiete der geplanten vollständig automatisierten Entscheide, 
b) die eingesetzten Techniken und Verfahren, 
c) die allfällig verwendeten Trainingsdaten, 
d) die Risiken für die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Parteien sowie für 

die Verfahrensgarantien. 
3 Im Prüfbericht werden die Risiken gemäss Absatz 2 lit. d bewertet und Massnahmen beschrie-
ben, um diese Risiken auszuschliessen oder zu verringern. Der Prüfbericht wird veröffentlicht. 
4 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten durch Verordnung, namentlich 

a) die Inhalte der Prüfung der Auswirkungen der vollständigen Automatisierung, 
b) das Verfahren der Prüfung, und 
c) die Ausnahmen von den Erfordernissen einer besonderen gesetzlichen Grundlage gemäss 

Absatz 1 lit. a sowie einer Prüfung gemäss Absatz 1 lit. c, soweit mit der vollständigen Au-
tomatisierung keine Risiken gemäss Absatz 2 lit. d verbunden sind. 

§ 37a Abs. 1 

Ein vollständig automatisierter erstinstanzlicher Entscheid liegt vor, wenn dieser durch einen vordefi-
nierten Algorithmus im Rahmen eines IT-Systems gefällt wird, wobei in Bezug auf den Einzelfall 
keine inhaltliche Bewertung und darauf gestützte Entscheidung einer natürlichen Person stattfindet. 
Kein vollständig automatisierter Entscheid liegt vor und die §§ 37a–d E-VRPG sind nicht anwendbar, 
wenn Teile der Entscheidvorbereitung, namentlich die Sammlung oder Aufbereitung des Sachver-
halts oder die Erstellung eines Entscheidentwurfs, von einem IT-System übernommen wird, indessen 
das Resultat von einer natürlichen Person überprüft wird, bevor es unverändert oder verändert zum 
Entscheid erhoben wird. 

Die §§ 37a–d E-VRPG sind nicht anwendbar auf erstinstanzliche Verfahren der Verwaltungsjustizbe-
hörden sowie Beschwerdeverfahren. Solche Verfahren sind für die vollständige Automatisierung un-
geeignet.  

Die Voraussetzungen müssen vor Inbetriebnahme eines Systems zum Erlass von vollständig auto-
matisierten Entscheiden geprüft und erfüllt sein. Namentlich muss eine entsprechende Rechtsgrund-
lage geschaffen werden.  

lit. a 
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Das Legalitätsprinzip erfordert eine rechtssatzmässige Grundlage für den Erlass von vollständig au-
tomatisierten Entscheiden. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Einsatzgebiete vollständig automati-
sierter Entscheide, von einfachen Berechnungen aufgrund einer Selbstdeklaration über klare Wenn-
Dann-Entscheidungen bis zu leicht komplexeren Entscheidsystemen, die eine Überprüfung von An-
gaben anhand verschiedener Datenquellen vorsehen, sind die Anforderungen an die Normstufe so-
wie an die Bestimmtheit der gesetzlichen Grundlage ebenso unterschiedlich.  

Je nach Eingriffsintensität der konkret geplanten Automatisierung ist eine kantonale formell-gesetzli-
che Grundlage nötig oder es reicht eine kantonale Verordnungsgrundlage. Im Rahmen der Prüfung 
der Auswirkungen der vollständigen Automatisierung gemäss den Absätzen 2 und 3 wird auch die 
Normstufe und -dichte geprüft. Beim Erlass der notwendigen kantonalen Rechtsgrundlagen können 
zudem flankierende rechtliche Grundlagen für die geplante Automatisierung geschaffen werden, zum 
Beispiel für den Zugriff auf Datensammlungen. Die Gemeinden können vollständig automatisierte 
Entscheide treffen, wenn entweder eine entsprechende kantonale Rechtsgrundlage besteht oder 
sich die Gemeinde auf eine Ausnahme abstützen kann, zum Beispiel für standardisierte Abgaben 
aufgrund eines Tarifs (siehe Kommentar zu Absatz 4). 

lit. b 

Es dürfen nur vollständig automatisierte Entscheidsysteme eingesetzt werden, die nach Regeln (Al-
gorithmen) funktionieren, die zuvor von natürlichen Personen (Menschen) der verantwortlichen Be-
hörde und gegebenenfalls unter Beizug von Fachpersonen (vgl. Kommentar zu Absatz 4) autorisiert 
wurden. Jede einzelne Regel, welche das Entscheidsystem inskünftig vollständig automatisiert an-
wenden wird, muss einzeln geprüft werden. Die menschliche Kontrolle über das eingesetzte Ent-
scheidsystem gilt uneingeschränkt. Die Verwendung von selbstlernenden Systemen, die ohne 
menschliche Autorisierung Regeln aufstellen und anwenden, ist rechtlich gemäss § 37a E-VRPG un-
zulässig.  

Entscheide, die gestützt auf Rechtsgrundlagen ergehen, die der Behörde einen erheblichen Ermes-
sensspielraum oder eine erhebliche Entscheidungsfreiheit eröffnen, sind für eine Automatisierung 
nicht geeignet. Zu denken ist namentlich an unbestimmte Rechtsbegriffe (Beispiele: "aus wichtigen 
Gründen", "in Ausnahmefällen" oder "berechtigte Interessen") oder andere offene Formulierungen in 
Rechtserlassen (Beispiel: Ästhetikklauseln im Baurecht), welche den Einbezug einer Vielzahl von 
Umständen und Interessen erfordern, die nur eine natürliche Person vernünftig und rechtskonform 
abzuwägen im Stande ist.  

lit. c 

In Anlehnung an die Datenschutz-Folgenabschätzung gemäss § 17a IDAG muss durch die für die 
Entscheide verantwortliche Behörde (vgl. auch lit. b) vor Inbetriebnahme eines Systems zum Erlass 
von vollständig automatisierten Entscheiden eine schriftlich dokumentierte Prüfung der Auswirkun-
gen der vollständigen Automatisierung durchgeführt worden sein. Die mit der Automatisierung ver-
bundenen Risiken dürfen nicht erhöht sein oder müssen durch ergriffene Massnahmen bei der Kon-
zeption oder beim Betrieb des Systems verringert werden. Im Einzelnen geht es um die Risiken für  

• die Persönlichkeit der betroffenen Parteien (unter anderem Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung),  

• die Grundrechte betroffener Parteien (unter anderem Rechtsgleichheit/Diskriminierungsverbot, 
Freiheitsrechte) und 

• die Verfahrensgarantien (unter anderem § 17 VRPG [Untersuchungsgrundsatz], § 21 VRPG [An-
hörung], § 22 VRPG [Akteneinsicht]).  

§ 37a Abs. 2 
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Im Rahmen der Prüfung der Auswirkungen der vollständigen Automatisierung sind die Einsatzge-
biete der geplanten vollständig automatisierten Entscheide zu umschreiben (lit. a), indem eine mög-
lichst konkrete Beschreibung der geplanten Automatisierungen erfolgt (Fachgebiet, Entscheidarten). 
Die eingesetzten Techniken und Verfahren sind allgemein zu beschreiben (lit. b; Beispiele: Berech-
nungsformeln, Wenn-Dann-Entscheidungen, Nutzung von Datensammlungen). Je nach Automatisie-
rung werden allenfalls Trainingsdaten verwendet, die zu beschreiben sind (lit. c). Das Entscheidsys-
tem muss entsprechend aktualisiert und regelmässig kontrolliert werden. Es muss zudem im 
Einzelfall in der Lage sein, nicht plausible Ergebnisse zur manuellen Bearbeitung durch eine natürli-
che Person der betreffenden Verwaltungsstelle auszusortieren. Schliesslich müssen die Risiken für 
die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Parteien sowie für die Verfahrensgarantien 
beschrieben werden (lit. d). 

§ 37a Abs. 3 

Die in Bezug auf die Persönlichkeit und die Grundrechte der betroffenen Personen sowie für die Ver-
fahrensgarantien bestehenden Risiken sind in Bezug auf die konkret geplanten Einsatzgebiete, der 
verwendeten Techniken und Verfahren sowie der allfällig verwendeten Trainingsdaten zu bewerten. 
Die vorgesehenen Abhilfemassnahmen, Sicherheitsvorkehrungen und Verfahren, durch die der 
Schutz der Persönlichkeit und Grundrechte der betroffenen Parteien sowie der Verfahrensgarantien 
sichergestellt wird, sind in ihrer Wirkung zu bewerten. Zum Beispiel kann ein Freitextfeld vorgesehen 
werden. Gesuche mit einem Eintrag im Freitextfeld werden vom System aussortiert und manuell be-
arbeitet.  

Ausgehend von der Risikobewertung und den ergriffenen Massnahmen ist die Normstufe (Gesetz 
oder Verordnung) der Regelung zur Ermöglichung von vollständig automatisierten Entscheiden ge-
mäss Absatz 1 lit. a festzulegen. Bei geringen verbleibenden Risiken genügt eine Regelung auf Ver-
ordnungsstufe. Ansonsten ist eine Regelung auf Gesetzesstufe notwendig (vgl. Kommentar zu Ab-
satz 1 lit. a). 

Der Prüfbericht wird in geeigneter Form veröffentlicht. Dies kann zum Beispiel in der Gesetzessamm-
lung (www.ag.ch/sar) als Materialie bei der jeweiligen Regelung zum Einsatz vollständig automati-
sierter Entscheidsysteme erfolgen. Seit mehreren Jahren werden die Botschaften des Regierungs-
rats zu Gesetzesänderungen und teilweise auch separate Erläuterungen zu Verordnungsänderungen 
(beispielsweise Bauverordnung, Übermittlungsverordnung) publiziert.  

§ 37a Abs. 4 

Der Regierungsrat erlässt durch Verordnung die konkretisierenden Bestimmungen zum genauen In-
halt der Prüfung der Auswirkungen der vollständigen Automatisierung (lit. a). Weiter regelt er das 
Verfahren dieser Prüfung (lit. b), etwa den obligatorischen Einbezug bestimmter Verwaltungsstellen 
(zum Beispiel Informatik Aargau des Departements Finanzen und Ressourcen, Datenschutzbeauf-
tragte, Rechtsdienst des Regierungsrats). Sowohl die verantwortliche Behörde als auch diese Stellen 
können den Beizug von fachkundigen Spezialistinnen oder Spezialisten ausserhalb der Verwaltung 
vorsehen beziehungsweise beantragen. Für die vollständige Automatisierung von Entscheiden, die 
keine Risiken aufweisen, kann der Regierungsrat Ausnahmen zum Rechtssatzerfordernis und zur 
Prüfungspflicht vorsehen (lit. c). Dies betrifft namentlich vollständig automatisierte Entscheide, die 
ausschliesslich auf Berechnungsformeln basieren und somit keine Risiken bergen. Beispiele: Was-
ser- und Abwassergebühren, Verkehrssteuern und ähnliche Abgaben, die mit mathematischen For-
meln berechnet werden. Namentlich die Gemeinden können sich auf diese Ausnahme berufen, um 
inskünftig einfache vollständig automatisierte Entscheide erlassen zu können.  

§ 37b (neu) 
b) Kennzeichnung und Rechtsmittelbelehrung 

www.ag.ch/sar
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1 Vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide sind entsprechend zu kennzeichnen. In 
der Begründung ist die für die Entscheidung massgebliche Logik in allgemein verständlicher 
Form darzulegen. 
2 In der Rechtsmittelbelehrung ist auf die unentgeltliche Einsprache gemäss § 37c hinzuweisen. 

§ 37b Abs. 1 

Aus dem Transparenzgebot fliesst, dass die Behörde vollständig automatisierte erstinstanzliche Ent-
scheide als solche kennzeichnen muss, damit die betroffenen Parteien klar erkennen können, dass 
der Entscheid nicht von einer natürlichen Person gefällt wurde. Auch die massgebliche Logik der 
Entscheidung muss in allgemein verständlicher Form ausgeführt werden. Dabei werden keine Algo-
rithmen mitgeteilt. Vielmehr werden die Regeln beziehungsweise Grundannahmen des Algorithmus 
genannt, auf der die vollständig automatisierte Entscheidung beruht.  

Da gegen vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide neu immer eine kostenlose Einspra-
che möglich ist (§ 37c E-VRPG), müssen diese Entscheide grundsätzlich nicht auf den Einzelfall be-
gründet werden (vgl. § 26 Abs. 2 lit. b VRPG). Soweit sinnvoll und möglich kann eine konkrete Be-
gründung allerdings die Verständlichkeit und Akzeptanz des Entscheids fördern und (unnötige) 
Einsprachen abwenden. Es können namentlich vordefinierte Textbausteine verwendet werden. Bei 
Entscheiden, die auf Berechnungen basieren, empfiehlt sich der Abdruck oder die Beilage der ge-
nauen Berechnung.  

Durch die Kennzeichnungspflicht sowie die Angabe der Entscheidungslogik wird die Ergreifung der 
unentgeltlichen Einsprache zur Überprüfung des Entscheids durch eine natürliche Person (§ 37c  
E-VRPG) erleichtert.  

§ 37b Abs. 2 

In Ergänzung zu den allgemeinen Angaben gemäss § 26 Abs. 4 VRPG enthält die Rechtsmittelbe-
lehrung den Hinweis auf die unentgeltliche Einsprache gemäss § 37c E-VRPG.  

§ 37c (neu) 
c) Einsprache 
1 Gegen vollständig automatisiert ergangene erstinstanzliche Entscheide kann bei der entschei-
denden Behörde Einsprache geführt werden. Die Überprüfung des Entscheids erfolgt durch eine 
natürliche Person. 
2 Es werden keine Verfahrenskosten auferlegt und keine Parteikosten ersetzt. 
3 Die Einsprachefrist sowie das weitere Verfahren richten sich nach § 40. 

§ 37c Abs. 1 

Bei vollständig automatisierten Verfahren wird die Geltung des Untersuchungsgrundsatzes (§ 17 
VRPG) durch eine verstärkte Geltung der Mitwirkungspflicht der Parteien (§ 23 VRPG) kompensiert. 
Auch der Anspruch auf rechtliches Gehör kann vom Entscheidsystem nur eingeschränkt gewährleis-
tet werden. Die unentgeltliche Einsprache ermöglicht ein zeitlich nachgelagertes rechtliches Gehör 
und eine unentgeltliche Überprüfung des Entscheids durch eine natürliche Person der Behörde. 

Kein vollständig automatisiertes Verfahren mit entsprechender Einsprachemöglichkeit liegt dagegen 
vor, wenn die betroffene Person die Möglichkeit hatte, sich vor Entscheideröffnung zu äussern. Da-
bei spielt es keine Rolle, ob die Person von dieser Möglichkeit, ihr rechtliches Gehör wahrzunehmen, 
Gebrauch gemacht hat oder nicht. Eine Einsprachemöglichkeit ist in diesen Fällen nicht vorgesehen. 
Der Entscheid kann direkt bei der oberen Instanz mit dem ordentlichen Rechtsmittel der Beschwerde 
angefochten werden. 
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§ 37c Abs. 2 

Jede Person soll weiterhin das Recht haben, auf Verlangen unentgeltlich einen Entscheid zu erhal-
ten, der von einer natürlichen Person der zuständigen Behörde gefällt wird. Im Einspracheverfahren 
gegen vollständig automatisierte erstinstanzliche Entscheide werden von den Parteien somit weder 
Verfahrenskosten erhoben (§ 31 Abs. 1 VRPG) noch werden (gegenseitige) Parteikosten ersetzt 
(§ 32 Abs. 1 VRPG). Dies gilt für Einsprachen gegen vollständig automatisierte erstinstanzliche Ent-
scheide auch dann, sollte eine spezialgesetzliche Bestimmung ein Einspracheverfahren für kosten-
pflichtig erklären (§ 37c Abs. 3 VRPG ist somit Lex specialis).  

§ 37c Abs. 3 

Die Einsprachefrist richtet sich nach § 40 Abs. 1bis VRPG. Die natürliche Person der zuständigen Be-
hörde prüft die Entgegnungen und Vorbringen der einsprechenden Person und erlässt einen neuen 
begründeten Entscheid (§ 40 Abs. 2 VRPG).  

§ 37d (neu) 
d) Weitere Verfahrensvorschriften 
1 Die allgemeinen Verfahrensvorschriften gemäss den §§ 7–37 gelten sinngemäss. 

Im Übrigen gelten auch für vollständig automatisierte Verfahren die allgemeinen Verfahrensvorschrif-
ten gemäss den §§ 7–37 VRPG sinngemäss. Die Auswirkungen der vollständigen Automatisierung, 
namentlich die Risiken für die Verfahrensgarantien, werden vorgängig geprüft und es werden die not-
wendigen Massnahmen ergriffen, um diese Risiken auszuschliessen oder zu verringern (vgl. § 37a 
Abs. 1 lit. c E-VRPG). Die vollständige Automatisierung führt insbesondere zu einer zeitlichen Verla-
gerung des rechtlichen Gehörs (§ 21 Abs. 1 VRPG) in ein mögliches Einspracheverfahren gemäss 
§ 37c E-VRPG. Der Untersuchungsgrundsatz (§ 17 VRPG) ist durch die vordefinierte Logik des Ent-
scheidsystems insoweit eingeschränkt und wird namentlich durch eine verstärkte Geltung der Mitwir-
kungspflichten der Partei (§ 23 VRPG) sowie die Einsprachemöglichkeit kompensiert.  

4. Rechtsschutz 

4.2 Rechtsmittel 

4.2.2 Allgemeine Bestimmungen zum Beschwerdeverfahren 

§ 47 Verfahrensleitung 
3 Endet das Verfahren durch (…) Beschwerderückzug oder aus anderen Gründen ohne Sach-
entscheid, schreibt sie es ab. 

Gemäss § 19 VRPG wird bei einvernehmlicher Lösung das Verfahren durch Sachentscheid abge-
schlossen, währendem § 47 VRPG von Abschreibung des Verfahrens (ohne Sachentscheid) spricht, 
wenn ein Vergleich zustande kommt. Die beiden Bestimmungen widersprechen sich. Insbesondere 
sind der Vergleich und die Klageanerkennnung aus der Bestimmung von § 47 VRPG zu streichen, 
da in beiden Fällen eine materiellrechtliche Änderung bewirkt wird und somit ein Sachentscheid zu 
ergehen hat. Umgekehrt liegt der Rückzug einer Beschwerde in der Entscheidungs- und Handlungs-
freiheit der Partei und lässt den angefochtenen Entscheid rechtskräftig werden. Somit erfolgt in sol-
chen Fällen die Verfahrenserledigung mit blossem Abschreibungsbeschluss. 

4.2.6 Beschwerde an das Versicherungsgericht 

§ 58 Geltungsbereich und Verfahren 
2 Das Verfahren richtet sich nach den Art. 56–61 des Bundesgesetzes über den Allgemeinen 
Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) vom 6. Oktober 2000, im Übrigen nach den Regeln 
über das verwaltungsgerichtliche Beschwerdeverfahren. Sonderbestimmungen in anderen Er-
lassen bleiben vorbehalten. 
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Die bisherige Bestimmung in § 58 Abs. 2 VRPG lautet: "Wenn das Verfahren nicht bundesrechtlich 
geregelt ist, richtet es sich nach den Art. 27–54 und 56–61 des Bundesgesetzes über den Allgemei-
nen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) vom 6. Oktober 2000, im Übrigen nach den Regeln 
über das verwaltungsgerichtliche Beschwerdeverfahren. Sonderbestimmungen in anderen Erlassen 
bleiben vorbehalten." 

Diese Bestimmung ist einerseits verwirrend und andererseits auch unzutreffend: Das Verfahren rich-
tet sich gemäss Art. 61 ATSG grundsätzlich nach kantonalem Recht. Diesbezüglich genügt der Hin-
weis, dass sich das Verfahren nach den Regeln über das verwaltungsgerichtliche Beschwerdever-
fahren richtet. Der Verweis auf die Art. 27–54 ATSG ist in diesem Zusammenhang unangebracht, 
denn diese Bestimmungen regeln das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden beziehungsweise 
Versicherungsträgern. Die Verwaltungsjustiz ist davon nicht betroffen. Massgebend sind einzig die 
Art. 56 ff. ATSG.  

8. Fremdänderungen und Fremdaufhebung 

8.1 Gesetz über die politischen Rechte (GPR) 

5. Rechtspflege und Strafbestimmungen 

5.2 Beschwerden 

§ 68 Frist 
1 Die Beschwerden sind innert 3 Tagen seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätes-
tens aber am dritten Tage nach der Veröffentlichung des Ergebnisses einer Wahl oder Abstim-
mung (…) bei der zuständigen Beschwerdeinstanz einzureichen. 
2 (neu) Die Beschwerden in kommunalen Angelegenheiten sind innert 10 Tagen seit der Entde-
ckung des Beschwerdegrunds, spätestens aber am zehnten Tag nach der Veröffentlichung des 
Ergebnisses einer Wahl oder Abstimmung bei der zuständigen Beschwerdeinstanz einzu-
reichen. 
3 Für die Berechnung der Fristen gelten sinngemäss die Vorschriften der Gesetzgebung über 
die Verwaltungsrechtspflege. Die Rechtsstillstandsfristen kommen nicht zur Anwendung. 

§ 68 Abs. 1 

In diesem Absatz soll der Terminus "eingeschrieben" gestrichen werden, da er einer allfälligen digita-
len Einreichung der Beschwerde entgegensteht. Postalisch eingereichte Beschwerden werden zu 
Beweiszwecken für die Fristwahrung wohl in der Regel weiterhin eingeschrieben eingereicht werden. 
Selbstverständlich bleibt die Beweislast für die Fristwahrung weiterhin bei den Beschwerdeführen-
den, auch wenn auf einen eingeschriebenen Versand verzichtet werden sollte. 

§ 68 Abs. 2 

Der Regierungsrat hat bereits in der Beantwortung der (20.303) Motion Dr. Lukas Pfisterer und 
Suzanne Marclay-Merz betreffend Verlängerung Beschwerdefrist für Stimmrechts-, Wahl- und Ab-
stimmungsbeschwerden ausgeführt, dass er eine Verlängerung der Fristen für Wahlen und Abstim-
mungen auf kantonaler Ebene ablehne. Eine Verlängerung der Beschwerdefristen auf kommunaler 
Ebene auf 10 Tage erachte er dagegen als sachgerecht. In diesem Sinne hat der Grosse Rat den 
Vorstoss als Postulat stillschweigend überwiesen. 

Auf kommunaler Ebene ist – auch für Wahlen – keine vergleichbare Dringlichkeit für rechtskräftige 
Resultate gegeben wie auf kantonaler Ebene. Zweite Wahlgänge bei Gesamterneuerungswahlen fin-
den in der Regel spätestens am letzten Blankoabstimmungstermin des Bundes im November statt. 
Amtsantritt ist der 1. Januar des folgenden Jahrs. Bei Ersatzwahlen erfolgt der Amtsantritt zwar meist 
unmittelbar nach der Wahl. Eine Inpflichtnahme ist indes nicht zwingende Voraussetzung für die Aus-
übung des Amts. Insofern können die Fristen ohne weitere Nachteile auf 10 Tage erweitert werden. 
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Damit würden betreffend Fristen für Beschwerden nach den §§ 65 ff. GPR die gleiche Regelung gel-
ten wie für Gemeindebeschwerden. Gemäss § 106 Abs. 1 des Gesetzes über die Einwohnergemein-
den (Gemeindegesetz, GG) vom 19. Dezember 1978 beträgt die Frist bei diesen 10 Tage seit Veröf-
fentlichung der Beschlüsse. Das heisst, für eine Beschwerde gegen einen Versammlungsbeschluss 
wäre neu die gleiche Frist vorgesehen wie für eine Abstimmungsbeschwerde gegen einen Be-
schluss, über den an der Urne entschieden wurde. 

Bei kommunalen Abstimmungen müssen die Unterlagen den Stimmberechtigten spätestens 14 Tage 
vor dem Wahltermin zugestellt sein. Bei Wahlen beträgt diese Frist sogar nur 10 Tage (auf allen Ebe-
nen). Offensichtlich würde eine Verlängerung der Beschwerdefrist auf 10 Tage dazu führen, dass vor 
einem Wahl- oder Abstimmungstermin allfällige Mängel nicht mehr vorgängig und damit rechtzeitig 
behoben werden können. Diesem Umstand ist jedoch nicht weiter Beachtung zu schenken, da diese 
Situation in der überwiegenden Mehrheit der Fälle heute schon, mit der dreitägigen Beschwerdefrist, 
besteht. Es besteht faktisch keine Möglichkeit, Fehler noch vor dem Urnengang zu korrigieren. In  
einem Beschwerdeverfahren muss der Gemeinde das rechtliche Gehör gewährt werden, was auch 
bei Ansetzung einer Kürzestfrist dazu führt, dass ein Entscheid kaum vor dem Wahl- oder Abstim-
mungstermin gefällt werden kann. Und seit der Einführung der Möglichkeit zur schriftlichen Stimmab-
gabe haben sich die Verhältnisse insofern grundlegend verändert, als dass ab dem zweiten Tag 
nach dem Versand der Unterlagen erfahrungsgemäss schon die ersten Stimm- respektive Wahlzettel 
eingereicht werden. Ein "rechtzeitiger" Entscheid in dem Sinne, dass er vor jeglicher Stimmabgabe 
erfolgt, ist damit in jedem Fall nicht mehr möglich. 

Mit der Stimmrechtsbeschwerde gemäss § 65 GPR werden insbesondere Verletzungen des Stimm-
rechts hinsichtlich der Feststellung des Zustandekommens von Initiative und Referendum gerügt. 
Diesbezüglich galt in der aufgehobenen Verordnung über die Initiative und das Referendum in Ge-
meindeangelegenheiten vom 29. Juni 1981 eine Frist von 6 Tagen (§ 14 dieser Verordnung). Erst 
seit der Integration dieses Erlasses in die Gesetzgebung über die politischen Rechte beträgt die Frist 
3 Tage. Diese Frist ist sehr kurz. Insbesondere betreffend die materielle Gültigkeit von Initiativen 
können sich je nachdem auch eher komplexe Fragen stellen, für deren vertiefte Überprüfung mehr 
als 3 Tage zur Verfügung stehen sollten. Das Bundesgericht hat denn auch entschieden, dass die 
bestehende dreitägige Frist bei Stimmrechtsbeschwerden zu verfassungswidrigen Einschränkungen 
führen kann. Eine Verlängerung der Frist auf 10 Tage ist hier durchaus angebracht. Der Nachteil, 
dass mit 10 Tagen gegenüber Bund und Kanton eine andere Frist gilt, ist dabei in Kauf zu nehmen. 
Somit ist in einem neuen Absatz 2 die Frist für Beschwerden in kommunalen Angelegenheiten als 
Abweichung des Grundsatzes von 3 Tagen gemäss Abs. 1 zu regeln. Diese gilt für kommunale Wah-
len und Abstimmungen sowie für die Ausübung des Initiativ- und Referendumsrechts auf kommuna-
ler Ebene. 

§ 68 Abs. 3 

Diese Bestimmung ist aktuell in § 42 der Verordnung zum Gesetz über die politischen Rechte 
(VGPR) vom 25. November 1992 enthalten. Gemäss § 28 Abs. 2 VRPG gelten Rechtsstillstandsfris-
ten nur vor den Verwaltungsjustizbehörden. Im Übrigen richtet sich der Fristenstillstand nach der 
ZPO (vgl. § 28 Abs. 1 VRPG). Nach § 1 Abs. 3 VRPG bleiben Sonderbestimmungen in anderen Er-
lassen vorbehalten. Gesetzestechnisch konsequent sind deshalb Ausnahmen von Rechtsstillständen 
in den jeweiligen Sachgesetzen zu regeln. Entsprechend wird die Bestimmung von § 42 VGPR neu 
in § 68 Abs. 3 E-GPR aufgenommen. 

§ 71 Beschwerdeinstanz 
2 Der Regierungsrat entscheidet über Stimmrechtsbeschwerden sowie über Wahl- und Abstim-
mungsbeschwerden bei den übrigen Wahlen und Abstimmungen. Er befindet ferner über Be-
schwerden gegen den Entscheid der Staatskanzlei betreffend Änderung des Titels eines Initia-
tivbegehrens sowie über abgelehnte Nachzählungsgesuche. Die Entscheide können innert 10 
Tagen an das Verwaltungsgericht weitergezogen werden.  
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Nachdem mit der vorliegenden Revision die Frist für Stimmrechts-, Wahl- und Abstimmungsbe-
schwerden auf kommunaler Ebene von 3 Tagen auf 10 Tage verlängert wird, ist es sachgerecht, 
dass für das anschliessende Beschwerdeverfahren nicht weiterhin die geltende kürzere Frist von 5 
Tagen gilt, sondern eine analoge Frist von 10 Tagen.  

8.2 Gesetz über die Grundzüge des Personalrechts (Personalgesetz, PersG) 

§ 48 Rechtsschutz für Personal von Gemeinden und anderen öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften 
1 Bei Streitigkeiten aus einem öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis von Gemeinden, Ge-
meindeverbänden oder anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften mit Ausnahme der Lan-
deskirchen gelten die Bestimmungen über das gerichtliche Klage- und Beschwerdeverfahren 
gemäss den §§ 39 ff. Das Schlichtungsverfahren gemäss § 37 ist durchzuführen.  

§ 48 Abs. 1 PersG 

Gemäss geltendem § 48 Abs. 1 PersG gelten bei Streitigkeiten aus einem öffentlich-rechtlichen An-
stellungsverhältnis von Gemeinden, Gemeindeverbänden oder anderen öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften mit Ausnahme der Landeskirchen die Bestimmungen über das gerichtliche Klage- und Be-
schwerdeverfahren. Das Schlichtungsverfahren nach § 37 PersG entfällt. 

Dies führt dazu, dass diese Streitigkeiten direkt beim kantonalen Verwaltungsgericht eingereicht wer-
den müssen. Im Klageverfahren vor Verwaltungsgericht als erster Instanz tauschen die Parteien da-
raufhin die jeweiligen Standpunkte aus, legen den Sachverhalt dar, usw. Bis zu einem Streitwert von 
Fr. 30'000.– ist das Verfahren unentgeltlich; darüber fallen Kosten gemäss Gerichtstarif an. Zudem 
werden je nach Obsiegen oder Unterliegen Parteikosten (Anwaltskosten) zugesprochen. Weil das 
Verwaltungsgericht die erste Instanz ist, welche sich mit dem Fall beschäftigt, ist dies auch die erste 
Gelegenheit für die Parteien, mit behördlicher Unterstützung allenfalls doch noch eine Einigung (Ver-
gleich) zu erzielen. 

Privatrechtlich angestellte Mitarbeitende können an das Arbeitsgericht gelangen, welches zwingend 
eine Einigungsverhandlung durchzuführen hat (Art. 197 ZPO). Das Verfahren vor Arbeitsgericht ist 
bis zu einem Streitwert von Fr. 30'000.– kostenlos (vgl. Art. 113 Abs. 2 lit. d und Art. 114 lit. c ZPO). 
Gemäss der Erfahrung mit bestehenden Schlichtungseinrichtungen können mit einem Schlichtungs-
verfahren ein Teil der Gerichtsverfahren vermieden werden; dies selbstredend in denjenigen Fällen, 
in denen eine Einigung zustande kommt, zum Teil auch in Fällen, in denen die klagende respektive 
beschwerdeführende Partei im Rahmen und aufgrund des Schlichtungsverfahrens zum Schluss 
kommt, dass ihre Prozesschancen zu gering sind, als dass sich ein Weiterzug lohnen würde. In die-
sen Fällen kann eine Kostenersparnis erreicht werden.  

Interne statistische Erhebungen der Schlichtungskommission für Personalfragen weisen auf das Be-
dürfnis der Gemeinden und deren Personal nach einem dem Gericht vorgelagerten kostenlosen 
Schlichtungsverfahren hin. Schriftliche Gesuche und telefonische Anfragen an die Schlichtungskom-
mission für Personalfragen nehmen stetig zu und würden die Anzahl Gesuche grob betrachtet um 
einen Drittel anwachsen lassen, würden diese formell erfasst und materiell bearbeitet. Nicht einbe-
rechnet sind dabei diejenigen Gesuche, die zuständigkeitshalber dem Verwaltungsgericht des Kan-
tons Aargau direkt zur Beurteilung vorgelegt werden (vgl. untenstehende Fallzahlen Verwaltungsge-
richt des Kantons Aargau).  

Kann diese Zahl durch schnelle und einfache Schlichtungsverfahren verringert werden, ergibt sich 
ein beträchtliches Sparpotenzial, fallen bei dieser Kostenrechnung doch auch die unterschiedlichen 
Organisationsstrukturen und Besoldungen deutlich ins Gewicht. 
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Das Mengengerüst der personalrechtlichen Beschwerde- und Klageverfahren von Gemeindeange-
stellten präsentiert sich in den Jahren 2016–2021 wie folgt: 

Tabelle: Mengengerüst der personalrechtlichen Beschwerde- und Klageverfahren von Gemeindeangestellten 

Jahr Klageverfahren Beschwerdeverfahren TOTAL 

2016 8 2 10 

2017 12 0 12 

2018 7 10 17 

2019 9 4 13 

2020 4 0 4 

2021 10 0 10 

Total 50 16 66 

Auch für Personen mit einem öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnis auf kommunaler Ebene und 
von anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften soll neu vor dem Einreichen einer Klage oder  
einer Beschwerde beim Verwaltungsgericht ein vorgelagertes Schlichtungsverfahren durchgeführt 
werden. Die kantonale Schlichtungskommission für Personalfragen (Schliko) soll künftig also nicht 
mehr nur für die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung und die Lehrpersonen zuständig sein, 
sondern auch für die Behandlung von Streitigkeiten aus den oben erwähnten Anstellungsverhältnis-
sen. 

8.3 Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG) 

6. Rechtsmittel 

§ 107 2. Legitimation, weitere Bestimmungen 
3bis (neu) Es werden weder Verfahrenskosten erhoben noch Parteientschädigungen zugespro-
chen. Von der Kostenbefreiung ausgenommen sind mutwillige und trölerische Beschwerden. 

4 Für Beschwerden gegen nach den Bestimmungen des Gesetzes über […] die politischen 
Rechte (GPR) vom 10. März 1992 durchzuführende Wahlen und Abstimmungen gelten die be-
sonderen Vorschriften des genannten Gesetzes. 

§ 107 Abs. 3bis 

Unter dem alten Gemeindegesetz (vor 1981) bestand im Gesetzesrecht eine Lücke bei den Be-
schwerdemöglichkeiten. So stand etwa für Verfahrensfehler anlässlich von Gemeindeversammlun-
gen kein Rechtsmittel zur Verfügung. Diese Beschwerden wurden deshalb im Aufsichtsverfahren be-
handelt. Mit dem neuen Gesetz über die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG) vom 
19. Dezember 1978 wurde die Gemeindebeschwerde eingeführt, um diese Lücke zu schliessen. Im 
Rahmen der Gesetzesberatungen wurde deshalb in diesem Zusammenhang auch von der Gemein-
debeschwerde als formalisierter Aufsichtsanzeige gesprochen.  

Die Gemeindebeschwerde dient der Wahrung öffentlicher Interessen. Sie ist in dreifacher Hinsicht 
eingeschränkt. Sie steht nur gegen allgemein verbindliche kommunale Erlasse sowie gegen Verwal-
tungsakte, welche nicht in persönliche Verhältnisse eingreifen, zur Verfügung. Es können nur Verfah-
rensfehler beanstandet werden und sie ist schliesslich auch nur subsidiär anwendbar. Das bedeutet, 
wenn ein anderes ordentliches Rechtsmittel zur Verfügung steht, etwa eine Verwaltungsbeschwerde, 
kommt sie nicht zur Anwendung. 

Wie aus den Gesetzesmaterialien hervorgeht, sollte die Gemeindebeschwerde ebenfalls ein kosten-
loses Verfahren sein. Mit dem Hinweis, dass die Bestimmungen des VRPG nur anwendbar sind, so-
weit diese mit der besonderen Natur der Gemeindebeschwerde vereinbar sind, war insbesondere die 
Kostenfolge einer Gemeindebeschwerde gemeint. Dies ist insofern stimmig, als Aufsichtsanzeigen 
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(§ 38 VRPG) und Stimmrechtsbeschwerden (§ 72 Abs. 1 Gesetz über die politischen Rechte [GPR] 
vom 10. März 1992) auch heute noch kostenlose beziehungsweise kostenbefreite Verfahren sind. 
Der Regierungsrat hat in mehreren Entscheiden die Kostenbefreiung auch damit begründet, dass die 
Gemeindebeschwerde die Funktion einer Stimmrechtsbeschwerde übernimmt. 

Mit dem neuen VRPG im Jahr 2007 wurden die Rechtsmittelinstanzen auf zwei reduziert. Als zweite 
Beschwerdeinstanz fungiert jetzt das Verwaltungsgericht. In Anwendung des VRPG auferlegt dieses 
die entsprechenden Kosten. Um den vorher geltenden Rechtszustand, welcher auch dem Willen des 
Gesetzgebers im Zusammenhang mit der Einführung der Gemeindebeschwerde entspricht (vgl. auch 
§ 107 Abs. 3 GG), wiederherzustellen, ist die Kostenlosigkeit explizit zu regeln. 

§ 107 Abs. 4 

Das geltende Recht verweist noch auf das Gesetz über die Wahlen und Abstimmungen. Dieser Ver-
weis ist mit dem aktuell geltenden Gesetz über die politischen Rechte zu ersetzen. 

8.4 Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG ZGB) 

Nachdem das eidgenössische Grundbuch im Kanton Aargau flächendeckend eingeführt ist, erübri-
gen sich die in den §§ 108–113 EG ZGB enthaltenen Übergangsbestimmungen zum Interimregister, 
weshalb diese Normen ersatzlos aufzuheben sind. Im Rahmen der 2. Beratung ist sodann auch die 
darauf basierende Grossratsverordnung über die Einführung des Grundbuches vom 5. Juli 1911 
durch den Grossen Rat aufzuheben, da diese Erlassform heute dem Dekret entspricht. 

8.5 Gesetz über Raumentwicklung und Bauwesen (Baugesetz, BauG) 

§ 3a Publikation und öffentliche Auflage von Akten (neu) 
1 Baugesuche und Nutzungspläne können in elektronischer Form publiziert und öffentlich auf-
gelegt werden. 

Während der Corona-Pandemie hat eine Sonderverordnung die Gemeinden ermächtigt zu verlan-
gen, dass Baugesuche elektronisch einzureichen und aufzulegen sind.12 Diese elektronische Verfah-
rensabwicklung hat sich bewährt. In den Gemeinden ist deshalb der Wunsch aufgekommen, diese 
Lösung auch nach Aufheben der Sonderverordnung zuzulassen. 

Die vorgeschlagene Regelung ermächtigt den Gemeinderat und den Kanton, die Publikation und die 
Aktenauflage elektronisch durchzuführen. Sie ersetzt allerdings nicht die Pflicht zur Publikation im 
amtlichen Publikationsorgan der Gemeinde nach kommunalem Recht. 

Die elektronische Veröffentlichung soll das Einsichtsrecht erleichtern, schränkt es aber nicht ein. Die 
Einsichtnahme vor Ort bleibt uneingeschränkt zulässig. Auch kann eine Bauherrschaft nicht verpflich-
tet werden, das Baugesuch (zusätzlich) auf einem elektronischen Datenträger einzureichen. 

§ 4 Einwendungsverfahren und Rechtsschutz 
2bis (neu) Die Anträge der Einwendung können nicht mehr erweitert werden. 

Die bestehende Regelung in § 60 Abs. 2 BauV13, wonach die im Einwendungsverfahren gestellten 
Anträge später nicht mehr erweitert werden dürfen, wird auf eine höhere Erlassstufe gehoben. 

Einwendungsverfahren finden vor dem erstinstanzlichen Entscheid (beispielsweise der Baubewilli-
gung) statt. § 4 Abs. 2 BauG regelt das Verfahren für Baugesuchs- und Planungsverfahren. Der Kan-
ton Aargau sieht dabei ein förmliches Einwendungsverfahren vor, das durch die öffentliche Auflage 
                                                   
 
12 § 10 der Sonderverordnung 1 zur Begegnung von Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit sowie sozialen Notständen infolge des 

Coronavirus vom 1. April 2020 (SonderV 20-1); AGS 2020/3-02 

13 Bauverordnung vom 25. Mai 2011  

https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/change_documents/1286
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/change_documents/1286
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eingeleitet wird.14 Einwendungen sind (innert 30-tägiger Frist15) schriftlich einzureichen und haben 
einen Antrag und eine Begründung zu enthalten. Wer es unterlässt, Einwendungen zu erheben, ob-
wohl Anlass dazu bestanden hätte, kann den ergehenden Entscheid nicht anfechten.  

Diese Rechtsfolge wird in § 60 BauV konkretisiert: Auf Einwendungen, die keinen Antrag oder keine 
Begründung enthalten und innert Nachfrist nicht verbessert werden, darf nicht eingetreten werden 
(vgl. Absatz 1). Die Anträge können später (das heisst nach Ablauf der Einwendungsfrist und im Be-
schwerdeverfahren) nicht mehr erweitert werden (Absatz 2). 

Die erste Rechtsfolge (Nichteintreten; sogenannte Ausschlusswirkung) ist unbestritten, während bei 
der zweiten (Verbot der Erweiterung der Anträge) in der neueren Rechtsprechung und der Literatur 
bemängelt wird, die Bestimmung sei durch Verordnungsrecht ungenügend abgestützt.16 Die Konkre-
tisierung der Rechtsfolge des – seit bald 30 Jahren gesetzlich verankerten – Erfordernisses eines 
Antrags wird deshalb auf Gesetzesstufe angehoben. 

Dies stärkt die Rechts- und die Investitionssicherheit für die Bauherrschaft und entspricht der Stoss-
richtung einer laufenden Gesetzesrevision des Bundes zur Verfahrensbeschleunigung bei Energie-
anlagen.  

Mit dem Einwendungsantrag wird somit der Streitgegenstand bestimmt.17 Dies gilt auch in den im 
Bundesrecht geregelten Planbewilligungsverfahren (Bau von Eisenbahnen, Autobahnen, Hochspan-
nungsanlagen, Wasserkraftanlagen oder Rohrleitungen). Eine spätere Beschwerde setzt auch im 
Bundesrecht voraus, dass die sogenannte formelle Beschwer, also ein entsprechender Einwen-
dungsantrag, gegeben ist.18 Für eine Beschwerde genügt also die Teilnahme am Einwendungsver-
fahren nicht; zusätzlich ist erforderlich, dass die Partei mit ihrem Einwendungsantrag ganz oder teil-
weise unterlegen ist.19  

Dieser Antrag kann im Beschwerdeverfahren daher nicht mehr erweitert werden. Hingegen darf die 
Begründung der Begehren geändert werden. Eine neue Begründung ist insofern zu berücksichtigen, 
als sie ausschlaggebend erscheint, den Streitgegenstand nicht erweitert und ihre Verspätung nicht 
auf eine nachlässige Prozessführung oder eine Verfahrensverschleppung zurückzuführen ist.20  

Das Bundesgericht hat dazu in einem Leitentscheid zu einem Projekt im Kanton Aargau in der Rege-
ste (Leitsatz) festgehalten, dass sich der Streitgegenstand im Plangenehmigungsverfahren anhand 
der während der Auflagefrist (Einwendungsfrist) gestellten Begehren bestimmt und im Beschwerde-
verfahren nicht erweitert werden kann.21 Es verwarf ausdrücklich die Auffassung des vorinstanzli-
chen Gerichts, das Einwendungsverfahren diene in erster Linie der formalisierten Gewährung des 
rechtlichen Gehörs und die Anträge würden den Streitgegenstand für das nachfolgende Beschwer-
deverfahren nicht bestimmen. 

Das Verbot, die Einwendungsanträge später zu erweitern, bedeutet – anhand von bisherigen Praxis-
fällen dargestellt – insbesondere Folgendes: 

                                                   
 
14 BGer 1C_441/2015 vom 18. November 2015, E. 5 

15 §§ 24 Abs. 1, 60 Abs. 2 und 95 Abs. 2 f. BauG 

16 MARTIN GOSSWEILER, in: Kommentar zum Baugesetz des Kantons Aargau, 2013, § 4 N 31 

17 vgl. auch Urteil des Verwaltungsgerichts (VGE) III/101 vom 19. August 2015 (WBE.2015.103), S. 8 (unter Hinweis auf § 60 Abs. 2 BauV) 

18 vgl. Art. 48 Abs. 1 Bst. a VwVG 

19 Urteil des Kantonsgerichts des Kantons Freiburg vom 7. Februar 2017, publ. in: FZR 2017 S. 272 ff., 277 f. Nr. 28, Erw. 2c/d 

20 HÄNER ISABELLE, in: AUER CHRISTOPH/MÜLLER MARKUS/SCHINDLER BENJAMIN (Hrsg.), VwVG – Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren 

Kommentar, 2. Aufl., Zürich/St. Gallen 2019, Art. 48 N 6 f. mit Hinweisen 

21 Amtliche Sammlung der Bundesgerichtsurteile (BGE) 133 II 30 (in den Plangenehmigungsverfahren des Bundes werden die vorgängigen 

Einwendungen "Einsprachen" genannt, wie die nachträglichen Einsprachen gegen einen ergangenen Entscheid) 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=1C_441%2F2015&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F18-11-2015-1C_441-2015&number_of_ranks=4
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=133+II+30+&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F133-II-30%3Ade&number_of_ranks=2&azaclir=clir
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• Wer eine Verlängerung der geplanten Lärmschutzwand verlangt, kann im Beschwerdeverfahren 
nicht neu eine Erhöhung der geplanten Wand verlangen.22 

• Verlangen die Nachbarn im Einwendungsbegehren lediglich den Schutz der bestehenden He-
cken, sind sie im Beschwerdeverfahren nicht legitimiert zu beantragen, die gesamte Sondernut-
zungsplanung sei aufzuheben.23 

• Wird in der Einwendung nur die Sprossierung der Fenster bemängelt oder nur beantragt, es sei 
die Baubewilligung mit der Auflage zu erteilen, dass mit den Bauarbeiten erst begonnen werden 
dürfe, wenn der auf dem Nachbargrundstück ausgewiesene Besucherparkplatz dinglich gesichert 
sei, kann im Beschwerdeverfahren nicht die vollständige Aufhebung der Baubewilligung verlangt 
werden.24 

• Wer seine Einwendung als "Einwendung gegen das Schutzobjekt X." betitelt und lediglich eine 
Begründung gegen die Aufnahme des Schutzobjekts X. in eine Schutzverordnung beziehungs-
weise in die BNO anführt, dem bleibt es verwehrt, im Beschwerdeverfahren die Aufnahme des 
Schutzobjekts Y. zu rügen.25 

Mit der vorgesehenen Änderung wird diese Rechtsfolge aus rechtsetzungstechnischen Gründen von 
der Verordnungsstufe auf die Gesetzesstufe gehoben. 

8.6 Wassernutzungsgesetz (WnG) 

1. Nutzung der Gewässer im Allgemeinen 

1.5. Verfahren 

§ 28 Gesuch, Auflage und Einwendungen 
5 Wer ein schutzwürdiges eigenes Interesse besitzt, kann innerhalb der Auflagefrist Einwendung 
bei der Konzessions- oder Bewilligungsbehörde erheben. Wer keine Einwendung erhebt, ist 
vom weiteren Verfahren ausgeschlossen. Die Anträge der Einwendung können nicht mehr er-
weitert werden. 

Das WnG (2008) ist kurz vor Inkrafttreten des VRPG (2009) beschlossen worden und enthält noch 
die alte Bezeichnung "Einsprache" statt "Einwendung", was zu korrigieren ist. 

Das Einwendungsverfahren bei Bau- und Planbewilligungen auf kantonaler Ebene ist im BauG und – 
für Wasserkraftwerke – im WnG geregelt. Die für § 4 E-BauG vorgesehene Präzisierung zum Ein-
wendungsverfahren (vgl. Ziffer 7.8) ist auch hier vorzunehmen. 

9. Auswirkungen 

9.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton 

Digitalisierungsthemen 

Durch die Schaffung einer klaren gesetzlichen Grundlage für den elektronischen Verkehr in Verwal-
tungs- und Verwaltungsjustizverfahren und der entsprechenden technischen Umsetzung dürfte sich 

                                                   
 
22 BGE 133 II 30 ff. 

23 anders (vor Inkrafttreten der BauV mit § 60 Abs. 2): VGE III/97 vom 21. Dezember 2009 (WBE.2009.14), Erw. II/2 (mit Verweis auf AGVE 

2008, S. 153)  entgegen den Vorinstanzen 

24 wiedergegebene Fälle in: Regierungsratsbeschluss vom 17. August 2016 (publ. in: Aargauische Gerichts- und Verwaltungsentscheide [AGVE] 

2016, S. 395–397) 

25 vgl. Entscheid des Baudepartements des Kantons St. Gallen vom 24. August 2020 in: BDE 2020 Nr. 80, Erw. 1.3 und 1.4 (publiziert auf: 

www.entscheidsuche.ch) 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/clir/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2022&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=133+II+30+&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=1&highlight_docid=atf%3A%2F%2F133-II-30%3Ade&number_of_ranks=2&azaclir=clir
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/3293
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/3293
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/2590
https://gesetzessammlungen.ag.ch/app/de/decrees/2590
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die Nachfrage für die Inanspruchnahme von digitalen Dienstleistungen in den kommenden Jahren 
wesentlich erhöhen. Dies insbesondere dann, wenn für Geschäfte mit hohen Anforderungen an die 
Identifizierung der Person anstelle einer elektronischen Signatur eine E-ID als Identifizierungsmittel 
verwendet werden kann. Zudem ermöglicht die digitale Transformation der kantonalen Verwaltung 
vor allem bei Massengeschäften beziehungsweise -versänden eine wesentliche Einsparung von 
Druck und Portokosten. Darüber hinaus ist längerfristig von einer nennenswerten Kosten- bezie-
hungsweise Arbeitszeitreduktion für die Verwaltung zu rechnen, wenn es den nutzenden Behörden 
gelingt, den elektronischen Geschäftsverkehr möglichst nahtlos in ihre anderen elektronischen Ge-
schäftsprozesse (zum Beispiel eine elektronische Geschäftsverwaltung) zu integrieren und damit die 
letzten grossen Medienbrüche zu eliminieren. Zusätzlich kann durch die vollständige Automatisie-
rung von relativ klaren Wenn-Dann-Entscheidungen eine höhere Effizienz der Verwaltung erreicht 
werden. Mindestens übergangsweise wird jedoch ein Parallelbetrieb von digitalen und papiergebun-
denen Abläufen bestehen, der entsprechende Mehrkosten verursacht. 

Digitalisierungsprojekte und damit auch ein in Zukunft zu erwartender höherer Finanzbedarf für Digi-
talisierungsvorhaben, die sich aus neuen Rechtsgrundlagen ergeben, sind durch die jeweils feder-
führenden Departemente zu finanzieren. Die Kosten sind aus heutiger Sicht nicht abschätzbar und 
sind im Verlauf der weiteren Prozesse zu eruieren. Vorliegend werden keine zwingenden Kosten prä-
judiziert. Vielmehr werden diese im Zusammenhang mit den zu gegebener Zeit zu realisierenden 
Projekten zu beschliessen sein. 

Andere Anpassungsvorschläge 

Die Konsequenzen der Ausweitung des Zuständigkeitsbereichs der Schlichtungskommission für Per-
sonalfragen auf öffentlich-rechtlich Angestellte bei den Gemeinden, Gemeindeverbänden oder ande-
ren öffentlich-rechtlichen Körperschaften mit Ausnahme der Landeskirchen sind noch nicht restlos 
abschätzbar, werden jedoch zusätzliche personelle Ressourcen bedingen (aktueller Personalbe-
stand umfasst 90 Stellenprozente). Diese Mehrkosten können vermutungsweise nur teilweise durch 
Einsparungen beim Verwaltungsgericht kompensiert werden. 

Die weiteren Anpassungsvorschläge führen zu keinen nennenswerten finanziellen oder personellen 
Auswirkungen auf den Kanton.  

9.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Gesellschaft 

Digitalisierungsthemen 

Die Verfügbarkeit von digitalen Angeboten ist ein zunehmend wichtiger Standortfaktor für Unterneh-
men und entspricht einer zunehmenden Erwartung der Bevölkerung. Mit einer Integration des elek-
tronischen Behördenverkehrs in die digitalen Angebote der Behörden aller Stufen erhalten diese die 
Möglichkeit, ihrer Kundschaft durchgehend elektronische Geschäftsprozesse anzubieten, was die 
Attraktivität des Kantons als Wirtschafts- und Wohnstandort steigert. 

Andere Anpassungsvorschläge 

Die weiteren Anpassungsvorschläge führen zu keinen nennenswerten Auswirkungen auf die Wirt-
schaft oder die Gesellschaft.  

9.3 Auswirkungen auf die Gemeinden 

Digitalisierungsthemen 

Die Gemeinden erhalten die Gelegenheit, proaktiv auf kommunalen oder interkommunalen Portalen 
ihre spezifischen digitalen Dienstleistungen abzuwickeln. 
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Andere Anpassungsvorschläge 

Die Gemeindebehörden nehmen Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahr. Als Verwaltungsbe-
hörde haben die vorgesehenen Anpassungen auch für sie Geltung (§ 1 Abs. 1 und 2 VRPG). Dass 
ihnen auch Verfahrenskosten auferlegt werden können, wenn sie selber Beschwerde erheben und 
dabei ganz oder teilweise unterliegen, soll nun gesetzlich klargestellt werden.  

Neu soll den öffentlich-rechtlich angestellten Mitarbeitenden der Gemeinden mit der Schlichtungs-
kommission für Personalfragen eine Schlichtungsstelle für personalrechtliche Streitigkeiten zur Ver-
fügung stehen. Damit wird eine Gleichbehandlung mit den kantonalen Angestellten erreicht. Das Ver-
fahren ist auch in diesen Fällen kostenlos. Privatrechtlich angestellte Mitarbeitende bei den 
Gemeinden haben sich bei Streitigkeiten aus dem Anstellungsverhältnis an das Arbeitsgericht zu 
wenden. Dieses führt (ebenfalls) zwingend zunächst eine Einigungsverhandlung durch. An die Kos-
ten der (Arbeits-)Gerichte haben die Gemeinden keinen Beitrag zu leisten. Um auch diesbezüglich 
eine Gleichbehandlung aller Gemeinden in Bezug auf alle Mitarbeitenden zu erwirken, soll den Ge-
meinden im Grundsatz keine Kostenbeteiligung an der Schlichtungskommission für Personalfragen 
auferlegt werden. Sollte aber eine deutliche Zunahme der Gesuche erfolgen, ist auch der Ressour-
cenbedarf und eine allfällige Beteiligung der Gemeinden vertieft zu prüfen. 

9.4 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen 

Digitalisierungsthemen 

Die Realisierung der digitalen Transformation der kantonalen Verwaltung des Kantons Aargau be-
wirkt nicht nur eine kundenfreundlichere Leistungserbringung zugunsten der Bevölkerung und Privat-
wirtschaft. Der Bund und die anderen Kantone forcieren ebenfalls ihr digitales Leistungsangebot. Es 
wird daher zukünftig auch zentral sein, den Verkehr zwischen den unterschiedlichen Behörden digital 
realisieren zu können. Dies wird von den derzeit auf Bundesebene in Gang gesetzten Digitalisie-
rungsprojekten angestrebt (E-ID-Gesetz, BEKJ, EMBaG). 

Andere Anpassungsvorschläge 

Die weiteren Anpassungsvorschläge führen zu keinen nennenswerten Auswirkungen auf die Bezie-
hungen zum Bund oder anderen Kantonen.  

9.5 Auswirkungen auf Umwelt und das Klima 

Die Vorlage führt zu keinen nennenswerten Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima. 

10. Weiteres Vorgehen / Zeitplan 

Was Wann 

1. Beratung Grosser Rat  2./3. Quartal 2023  

RRS Botschaft 2. Beratung  Dezember 2023 

2. Beratung Grosser Rat, inklusive Redaktionslesung 1./2. Quartal 2024  

Referendumsfrist  2./3. Quartal 2024  

Inkraftsetzung  1. Januar 2025 
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Antrag 

Der vorliegende Entwurf einer Änderung des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege (Verwal-
tungsrechtspflegegesetz, VRPG) wird in 1. Beratung zum Beschluss erhoben. 

Regierungsrat Aargau 

Beilage 
• Synopse Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG) 
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